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Thüringer Gesetz 
zur Anpassung an Neuregelungen im Bereich des Glücksspielwesens

Vom 21. Juni 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thüringer Gesetz zu dem 

Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag 

§ 1

Dem am 15. Dezember 2011 in Berlin vom Freistaat Thürin-
gen unterzeichneten Ersten Glücksspieländerungsstaats-
vertrag zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem Frei-
staat Bayern, dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, 
der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt 
Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vor-
pommern, dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-
Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem 
Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt und dem 
Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der Staatsvertrag 
wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2

(1) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Arti-
kel 2 Abs. 1 Satz 1 in Kraft tritt, wird von der Präsidentin 
des Landtags im Gesetz- und Verordnungsblatt für den 
Freistaat Thüringen bekannt gemacht.

(2) Sollte der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Abs. 1 
Satz 2 gegenstandslos werden, wird dies durch die Präsi-
dentin des Landtags spätestens bis zum 1. August 2012 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thü-
ringen bekannt gemacht. In diesem Fall gelten die §§ 1 

bis 9, 10 bis 27 und 29 bis 33 des Staatsvertrags in Thü-
ringen ab dem 1. Juli 2012 mit der Maßgabe als unmittel-
bares Landesrecht, dass das Land für alle sich aus die-
sen Bestimmungen ergebenden Aufgaben und Befugnisse 
zuständig ist. 

(3) Tritt der Staatsvertrag nach seinem § 35 Abs. 2 Satz 1 
mit Ablauf des 30. Juni 2021 außer Kraft, gelten die §§ 1 
bis 9, 10 bis 27 und 29 bis 33 des Staatsvertrags bis zum 
Inkrafttreten ersetzender Regelungen als unmittelbares 
Landesrecht mit der Maßgabe fort, dass das Land für alle 
sich aus diesen Bestimmungen ergebenden Aufgaben und 
Befugnisse zuständig ist. In diesem Fall wird das Außer-
krafttreten des Staatsvertrags bis zum 1. August 2021 im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen 
bekannt gemacht.

(4) Gilt der Staatsvertrag nach seinem § 35 Abs. 2 Satz 2 
über den 30. Juni 2021 fort, wird dies durch die Präsiden-
tin des Landtags bis zum 1. August 2021 im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen bekannt ge-
macht.

Artikel 2
Thüringer Gesetz 

zu dem Staatsvertrag über die Gründung 
der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder 

§ 1

Dem am 15. Dezember 2011 in Berlin vom Freistaat Thü-
ringen unterzeichneten Staatsvertrag über die Gründung 
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der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder zwischen 
dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem 
Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien Hanse-
stadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem 
Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem 
Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem 
Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sach-
sen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Hol-
stein und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der 
Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2

Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 
Abs. 1 Satz 1 in Kraft tritt, wird von der Präsidentin des 
Landtags im Gesetz- und Verordnungsblatt für den Frei-
staat Thüringen bekannt gemacht.

Artikel 3
Änderung des Thüringer Glücksspielgesetzes 

Das Thüringer Glücksspielgesetz vom 18. Dezember 2007 
(GVBl. S. 243), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 21. Dezember 2011 (GVBl. S. 531), wird wie 
folgt geändert:

1. Die §§ 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

"§ 1
Grundsatz

Bei der Anwendung der in diesem Gesetz geregelten 
Ausführungsbestimmungen zu dem Glücksspielstaats-
vertrag sind die gleichrangigen Ziele,
1. das Entstehen von Glücksspielsucht zu verhindern 

und die Voraussetzungen für eine wirksame Sucht-
bekämpfung zu schaffen,

2. durch ein begrenztes, eine geeignete Alternati-
ve zum nicht erlaubten Glücksspiel darstellendes 
Glücksspielangebot den natürlichen Spieltrieb der 
Bevölkerung in geordnete und überwachte Bahnen 
zu lenken sowie der Entwicklung und Ausbreitung 
von unerlaubten Glücksspielen in Schwarzmärkten 
entgegenzuwirken,

3. den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleis-
ten,

4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsge-
mäß durchgeführt werden, der Spieler vor betrü-
gerischen Machenschaften geschützt und die mit 
Glücksspielen verbundene Folge- und Begleitkri-
minalität abgewehrt wird sowie 

5. Gefahren für die Integrität des sportlichen Wettbe-
werbs bei der Veranstaltung und dem Vertrieb von 
Sportwetten vorzubeugen,

zu berücksichtigen. Im Rahmen der Ermessensaus-
übung bei der Anwendung der Regelungen des Glücks-
spielstaatsvertrags (GlüStV) und dieses Gesetzes ist 
den Zielen nach Satz 1 Rechnung zu tragen.

§ 2
Staatliche Glücksspiele

(1) Das Land veranstaltet nach den Regelungen des 
Glücksspielstaatsvertrags öffentliche Glücksspiele in Form 

von Sportwetten und Lotterien in Erfüllung seiner öffentli-
chen Aufgaben nach § 10 Abs. 1 GlüStV (staatliche Glücks-
spiele). Das Land kann ferner öffentliche Glücksspiele, die 
nach dem Dritten Abschnitt des Glücksspielstaatsvertrags 
erlaubt werden können, und Zusatzlotterien veranstalten. 
Zu den nach den Satz 1 veranstalteten öffentlichen Glücks-
spielen können Sonderauslosungen ohne zusätzlichen Ein-
satz aus nicht ausgezahlten Gewinnen vorangegangener 
Veranstaltungen durchgeführt werden, um eine möglichst 
vollständige Ausschüttung des vorgesehenen Gewinnan-
teils zu erreichen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann der GKL Gemein-
same Klassenlotterie der Länder als Anstalt des öffentli-
chen Rechts die Erlaubnis zur Veranstaltung von Lotterien 
in Form der Klassenlotterie und von ähnlichen Spielange-
boten (Glücksspiele) erteilt werden. Sie nimmt die öffent-
liche Aufgabe nach § 10 Abs. 1 GlüStV wahr. 

(3) Das Land kann sich zur  Wahrnehmung der ihm nach 
Absatz 1 obliegenden öffentlichen Aufgabe juristischer Per-
sonen des öffentlichen oder privaten Rechts, deren Anteile 
vollständig dem Land gehören oder an denen das Land und 
andere vertragsschließende Länder mittelbar oder unmittel-
bar ausschließlich beteiligt sind und deren wirtschaftliche 
Betätigung über das für das Durchführen von Glücksspie-
len Erforderliche nicht hinaus geht, bedienen. Staatliche 
Glücksspiele können auch mit der Erlaubnis der obersten 
Glücksspielaufsichtsbehörde gemeinsam mit den in § 10 
Abs. 2 GlüStV genannten Veranstaltern anderer Länder 
veranstaltet oder durchgeführt werden.

(4) Der Veranstalter nach Absatz 1 hat, sofern er für die 
Veranstaltung von Lotterien von der Möglichkeit des Ab-
satzes 3 Gebrauch macht, gegenüber der zuständigen 
Glücksspielaufsichtsbehörde eine natürliche Person zu 
benennen, die zur Entgegennahme von Weisungen der 
Glücksspielaufsichtsbehörde berechtigt ist, umfassende 
Kenntnisse über die Geschäftsvorfälle hat und weisungs-
befugt in den Ablauf der Glücksspielveranstaltung eingrei-
fen kann (Sicherheitsbeauftragter). 

(5) Staatliche Glücksspiele dürfen von Annahmestellen ver-
trieben werden. Die Gesamtzahl von 750 Annahmestellen 
darf nicht überschritten werden; sie sind regional ausge-
wogen zu verteilen. 

(6) Zur Sicherstellung des Schutzes vor Suchtgefährdung 
durch öffentliche Glücksspiele werden durch das für Ge-
sundheit zuständige Ministerium spezifi sche Maßnahmen 
der Prävention, Hilfe und Forschung bei pathologischer 
Spielsucht umgesetzt."

2. Die §§ 4 bis 8 erhalten folgende Fassung:

"§ 4
Erlaubnisverfahren

(1) Wer in Thüringen ein öffentliches Glücksspiel veran-
stalten oder vermitteln, als Lotterieeinnehmer tätig sein 
oder eine Annahmestelle oder Wettvermittlungsstel-
le betreiben will, bedarf der Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 GlüStV der zuständigen Behörde des Landes 
nach § 11 Abs. 1 oder der Erlaubnis im ländereinheitli-
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chen Verfahren nach Maßgabe des Glücksspielstaats-
vertrags. Die Erlaubnis zur Veranstaltung und Vermitt-
lung eines öffentlichen Glücksspiels wird mit Ausnahme 
der in Absatz 6 genannten Lotterien und Ausspielun-
gen nur auf schriftlichen Antrag erteilt. 

(2) Den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zur Vermitt-
lung seiner Glücksspiele stellt der Veranstalter nach § 2 
Abs. 1, sofern der Vermittler für ihn tätig und in seine 
Vertriebsorganisation eingegliedert ist. Die Antragstel-
lung für mehrere Annahmestellen oder mehrere Lotte-
rieeinnehmer des Veranstalters nach § 2 Abs. 1 kann 
in einem Antrag gemeinsam erfolgen (Sammelantrag). 
Dabei sind das Vertriebskonzept des Veranstalters ins-
gesamt darzustellen und die vertraglichen Grundlagen 
zwischen Veranstalter und Vermittler offenzulegen. Das 
Vertriebskonzept muss die Rahmenbedingungen der 
Vermittlung in Bezug auf Vertriebsformen, deren Aus-
gestaltung, die Informationsmittel der Vermittler und 
die Überwachung der Einhaltung der gesetzlichen Be-
stimmungen beinhalten. Die Erlaubnis zur Vermittlung 
der in die Vertriebsorganisation des Veranstalters nach 
§ 2 Abs. 1 eingegliederten Vermittler ist dem Veranstal-
ter zu erteilen.

(3) Die Erlaubnis für Lotterien, die nicht nach dem Drit-
ten Abschnitt des Glücksspielstaatsvertrags erlaubt 
werden können, wird durch die oberste Glücksspielauf-
sichtsbehörde im Einvernehmen mit dem für Gesund-
heit zuständigen Ministerium schriftlich erteilt. Das für 
Gesundheit zuständige Ministerium prüft das bean-
tragte öffentliche Glücksspiel hinsichtlich seiner sozi-
alen Auswirkungen und bewertet das Sozialkonzept. 

(4) In der Erlaubnis für die Veranstaltung und Vermitt-
lung öffentlicher Glücksspiele sind unbeschadet des 
§ 17 GlüStV mindestens festzulegen:
1. der Veranstalter oder Vermittler,
2. das veranstaltete oder vermittelte Glücksspiel,
3. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der 

Veranstaltung oder Vermittlung und die Form des 
Vertriebs oder der Vermittlung,

4. die Kosten einer Spielteilnahme,
5. die Frist, innerhalb der ein Gewinnanspruch gel-

tend gemacht werden kann und die Voraussetzun-
gen der Auszahlung,

6. die Art der Ermittlung der Gewinne sowie die hier-
zu erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen,

7. die Verwendung der Gewinne, auf die ein Anspruch 
nicht fristgerecht geltend gemacht worden ist,

8. die erforderlichen Sicherheiten, 
9. bei Lotterieveranstaltungen der Spielplan und
10. bei Vermittlungen der Veranstalter.
In der Erlaubnis können Vorgaben zu Einsatzgrenzen 
und zum Ausschluss gesperrter Spieler getroffen wer-
den, die über die §§ 21 und 22 GlüStV hinausgehen. 
Das Aufstellen von Glücksspielautomaten, die über eine 
Datenverbindung mit dem Vermittler oder dem Veran-
stalter verbunden sind, oder anderen Geräten, die die 
Teilnahme am Glücksspiel im Internet ermöglichen, 
ist unzulässig. Von Satz 3 können für den Vertrieb von 
Lotterien und Sportwetten innerhalb der Annahmestel-
len des staatlichen Veranstalters nach § 2 Abs. 1 und 

5 unter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 5 GlüStV 
Ausnahmen zugelassen werden.

(5) Die nach diesem Gesetz erteilten Erlaubnisse erlö-
schen spätestens fünf Jahre nach Erteilung. Eine kür-
zere Frist soll bei erstmaliger Erlaubniserteilung be-
stimmt werden.

(6) Die Erlaubnis für die Veranstaltung einer öffentli-
chen Lotterie oder Ausspielung kann durch die obers-
te Glücksspielaufsichtsbehörde für solche Veranstal-
tungen allgemein erteilt werden,
1. die sich nicht über das Gebiet eines Landkreises 

oder einer kreisfreien Stadt hinaus erstrecken,
2. deren Spielplan einen Reinertrag von mindestens 

30 vom Hundert und eine Gewinnsumme von min-
destens 30 vom Hundert der Summe der von den 
Spielern zu entrichtenden Entgelte vorsieht,

3. deren Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für 
gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke 
verwendet wird,

4. bei denen der Gesamtpreis der Lose den Wert von 
20 000 Euro nicht übersteigt und

5. deren Vertriebstätigkeit die Dauer von einem Mo-
nat nicht überschreitet.

Die allgemeine Erlaubnis begründet die Pfl icht, die 
vorgesehene Veranstaltung mindestens zwei Wochen 
vor Beginn der Durchführung der zuständigen Glücks-
spielaufsichtsbehörde und dem für den Veranstalter zu-
ständigen Finanzamt schriftlich anzuzeigen.

(7) Für allgemein erlaubte Veranstaltungen im Sinne 
des Absatzes 6 kann die zuständige Glücksspielauf-
sichtsbehörde im Einzelfall Aufl agen erteilen. Eine all-
gemein erlaubte Veranstaltung ist zu untersagen, wenn 
der Veranstalter keine Gewähr für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Veranstaltung oder für die zweckent-
sprechende Verwendung des Reinertrags bietet. Dies 
ist insbesondere dann der Fall, wenn der Veranstalter 
in der Vergangenheit gegen gesetzliche Bestimmun-
gen zur Ordnung des Glücksspielwesens oder die Be-
stimmungen der allgemeinen Erlaubnis verstoßen hat.

§ 5
Erlaubnisvoraussetzungen

(1) Eine Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 GlüStV für die Ver-
anstaltung oder Vermittlung von Glücksspielen darf nur 
erteilt werden, wenn 
1. § 4 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 1 und 4 

Abs. 2 Satz 2 GlüStV nicht entgegensteht,
2. die Einhaltung

a) der Jugendschutzanforderungen nach § 4 
Abs. 3 GlüStV,

b) des Internetverbots in § 4 Abs. 4 GlüStV vorbe-
haltlich des Absatzes 2,

c) der Werbebeschränkungen nach § 5 GlüStV,
d) der Anforderungen an das Sozialkonzept nach 

§ 6 GlüStV und 
e) der Anforderungen an die Aufklärung über 

Suchtrisiken nach § 7 GlüStV
sichergestellt ist,
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3. der Veranstalter oder Vermittler zuverlässig ist, ins-
besondere die Gewähr dafür bietet, dass die Veran-
staltung und die Vermittlung ordnungsgemäß und 
für die Spielteilnehmer sowie für die Erlaubnisbe-
hörde nachvollziehbar durchgeführt wird,

4. bei der Einführung neuer Glücksspielangebote und 
bei der Einführung neuer oder der erheblichen Er-
weiterung bestehender Vertriebswege die Anforde-
rungen des § 9 Abs. 5 GlüStV erfüllt werden,

5. bei der Veranstaltung nach § 10 Abs. 2 GlüStV die 
Teilnahme am Sperrsystem nach den §§ 8 und 23 
GlüStV gewährleistet ist,

6. bei der Vermittlung die Mitwirkung am Sperrsystem 
nach § 8 Abs. 6 GlüStV sichergestellt ist,

7. der Ausschluss gesperrter Spieler nach § 21 Abs. 5 
Satz 1 und § 22 Abs. 2 Satz 1 GlüStV sichergestellt 
ist,

8. bei gewerblichen Spielvermittlern zudem die Ein-
haltung der Anforderungen nach § 19 GlüStV ge-
währleistet ist.

Sämtliche erforderlichen Nachweise sind vom Antrag-
steller durch Vorlage geeigneter Darstellungen, Kon-
zepte und Bescheinigungen zu führen; die Erlaubnis-
behörde ist nicht zu eigenen Ermittlungen verpfl ichtet. 
Die Nachweise nach Satz 2 Halbsatz 1 sollen mit dem 
Antrag vorgelegt werden.

(2) Abweichend von § 4 Abs. 4 GlüStV kann zur besse-
ren Erreichung der Ziele des § 1 GlüStV der Eigenver-
trieb und die Vermittlung von Lotterien sowie die Ver-
anstaltung und Vermittlung von Sportwetten im Internet 
erlaubt werden, wenn die Beachtung der in § 4 Abs. 5 
und § 5 Abs. 1 GlüStV genannten Voraussetzungen 
sichergestellt ist. Die Identifi zierung und Authentifi zie-
rung gemäß § 4 Abs. 5 Nr. 1 GlÜStV ist durch geeigne-
te praxistaugliche Verfahren sicherzustellen.

(3) Das eingesetzte Personal ist  in der Früherkennung 
problematischen Spielverhaltens zu schulen. Die ent-
sprechenden Maßnahmen sind der Erlaubnisbehörde 
mit Antragstellung nachzuweisen. 

(4) Über die Veranstaltung und gewerbliche Vermitt-
lung von Glücksspielen in Thüringen ist eine geson-
derte und von einem Wirtschaftsprüfer bestätigte 
Abrechnung zu erstellen und der zuständigen Glücks-
spielaufsichtsbehörde bis zum 31. Mai des Folgejah-
res vorzulegen. Alternativ kann die zuständige Glücks-
spielaufsichtsbehörde die Vorlage des festgestellten 
Jahresabschlusses oder des Wirtschaftsplans zulas-
sen, wenn diese inhaltlich den Umfang der Tätigkeit in 
Thüringen nachvollziehbar darstellen. Der zuständi-
gen Glücksspielaufsichtsbehörde sind die Protokolle 
der Sitzungen und Besprechungen entscheidungsbe-
fugter Gremien der Veranstalter und Vermittler unver-
züglich zu übersenden.

(5) Eine Erlaubnis im ländereinheitlichen Verfahren 
nach § 9a GlüStV steht einer Erlaubnis durch die Er-
laubnisbehörden des Landes gleich. 

§ 6
Wettvermittlungsstellen

(1) Die Zahl der Wettvermittlungsstellen der Konzessi-
onsnehmer nach § 10a Abs. 5 GlüStV wird auf höchs-
tens 100 begrenzt und ist unter gleichmäßiger Berück-
sichtigung der Interessen der Konzessionsnehmer 
zu verteilen. Die Konzessionsnehmer können nach 
der Konzessionserteilung Vereinbarungen über die 
Übertragung und Nutzung der Wettvermittlungsstel-
len treffen; eine Übertragung auf andere Konzessi-
onsnehmer ist ausgeschlossen. Werden Sportwetten 
mehrerer Konzessionsnehmer an einer Wettvermitt-
lungsstelle vermittelt, verringert sich die Zahl der Wett-
vermittlungsstellen des jeweiligen Konzessionsneh-
mers entsprechend. Eine übermäßige Konzentration 
von Wettvermittlungsstellen in bestimmten Gebieten 
ist zu vermeiden.

(2) Die Konzessionsnehmer haben darzulegen, ob und 
an welchen Orten sie Sportwettangebote auch über 
Wettvermittlungsstellen zu vertreiben beabsichtigen.

(3) Ist der Veranstalter nach § 2 Abs. 1 Konzessions-
nehmer, kann die Wettvermittlung an diesen nur in den 
Annahmestellen nach § 2 Abs. 5 als Nebengeschäft er-
folgen. § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. In diesem Fall fi n-
det Absatz 1 keine Anwendung.

(4) Eine Vermittlung von Sportwetten in anderen Stel-
len als in Wettvermittlungsstellen nach den Absätzen 1 
und 3 ist unzulässig. 

(5) Unzulässig ist der Betrieb einer Wettvermittlungs-
stelle in unmittelbarer Nähe einer Einrichtung, die ih-
rer Art nach oder tatsächlich vorwiegend von Kindern 
und Jugendlichen besucht wird, oder in unmittelbarer 
Nähe von Suchtberatungsstellen oder vergleichbaren 
sozialen Einrichtungen gelegen ist. 

§ 7
Spielerschutz

(1) Die nach dem Glücksspielstaatsvertrag oder nach 
diesem Gesetz zur Teilnahme am Sperrsystem ver-
pfl ichteten Veranstalter, die Spielbanken und die Kon-
zessionsnehmer für Sportwetten nach den §§ 4a bis 4e 
GlüStV in Verbindung mit § 10a GlüStV sind verpfl ich-
tet, Spielersperren nach § 8 GlüStV sowie deren Aufhe-
bungen unverzüglich zur Aufnahme an die Sperrdatei 
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV zu übermitteln. Ist der 
Veranstalter nach § 2 Abs. 1 und 3 an einem Konzes-
sionsnehmer für Sportwetten beteiligt, hat er durch ge-
eignete Maßnahmen sicherzustellen, dass dieser eine 
unverzügliche Übermittlung nach Satz 1 vornimmt. Do-
kumente, die zur Sperrung geführt haben, dürfen unbe-
schadet von § 23 Abs. 1 Satz 3 GlüStV auch von den 
am übergreifenden Sperrsystem Mitwirkenden gespei-
chert werden.

(2) Die Daten gesperrter Spieler dürfen nur für die Kon-
trolle der Spielersperre verwendet werden.
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(3) Unbeschadet der Möglichkeit, Auskunft von der 
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV für die Führung der 
Sperrdatei zuständigen Behörde zu erlangen, kön-
nen Betroffene ihre Auskunftsrechte nach den gesetz-
lichen Bestimmungen des Landes Hessen auch ge-
genüber der Stelle geltend machen, die die Sperre 
ausgesprochen hat. Diese leitet das Anliegen des Be-
troffenen an die für die Führung der Sperrdatei nach 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV zuständige Stelle des Lan-
des Hessen weiter.

(4) Durch den Glücksspielstaatsvertrag und dieses Ge-
setz wird das Recht auf Schutz personenbezogener 
Daten (Artikel 6 Abs. 2 der Verfassung des Freistaats 
Thüringen) eingeschränkt.

(5) Eine Sperre ist dem betroffenen Spieler unverzüg-
lich schriftlich mitzuteilen. Bei einer Fremdsperre (§ 8 
Abs. 2 GlüStV) ist ihm vor Aufnahme in die Sperrdatei 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 8
Änderung und Aufhebung der Erlaubnis

(1) Eine Erlaubnis kann, auch wenn sie vor dem In-
krafttreten dieses Gesetzes erteilt wurde, nach den 
Absätzen 2 bis 4 geändert oder aufgehoben werden.

(2) Die Erlaubnis ist aufzuheben, wenn
1. der Veranstalter oder der Vermittler die Bestimmun-

gen der Erlaubnis wiederholt nicht beachtet,
2. der Veranstalter mit seinem Angebot  wesentliche 

Anforderungen an die Durchführung von zulässigen 
Glücksspielen nach dem Glücksspielstaatsvertrag 
nicht einhält,

3. der Erlaubnisinhaber die Erlaubnisvoraussetzun-
gen nach § 5 Abs. 1 Satz 1 nicht sicherstellt,

4. durch den Veranstalter oder den Vermittler die ge-
forderten Sicherheiten nicht bis zur Aufnahme der 
Tätigkeit geleistet werden,

5. der Veranstalter oder der Vermittler bei Wegfall des 
Sicherheitsbeauftragten nicht unverzüglich einen 
zuverlässigen Ersatz benennt,

6. der Erlaubnisinhaber im Rahmen seiner Tätigkeit 
einen Straftatbestand verwirklicht oder aus ande-
ren Gründen nicht oder nicht mehr die erforderliche 
Zuverlässigkeit besitzt,

7. sie durch unrichtige oder unvollständige Angaben 
erwirkt wurde und sie bei richtigen oder vollständi-
gen Angaben nicht erteilt worden wäre,

8. der gewerbliche Vermittler die eingenommenen 
Spieleinsätze wiederholt nicht unverzüglich an den 
Veranstalter weitergeleitet hat.

(3) Die Erlaubnis kann darüber hinaus geändert oder 
aufgehoben werden, wenn die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung gefährdet ist. Sie kann auch nachträg-
lich mit Aufl agen und Nebenbestimmungen versehen 
werden.

(4) Die Erlaubnis kann auf Antrag des durch die Erlaub-
nis Berechtigten geändert werden."

3. In § 9 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "und Wetten" 
gestrichen.

4. Die §§ 10 bis 12 erhalten folgende Fassung:

"§ 10
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig
1. entgegen § 4 Abs. 1 GlüStV ohne Erlaubnis ein öf-

fentliches Glücksspiel veranstaltet oder vermittelt,
2. entgegen § 4 Abs. 3 Satz 2 GlüStV Minderjährige 

an Glücksspielen teilnehmen lässt,
3. entgegen § 5 Abs. 5 GlüStV für unerlaubtes Glücks-

spiel wirbt,
4. seinen Verpfl ichtungen nach § 6 Satz 2 und 3 

GlüStV nicht nachkommt,
5. entgegen § 7 GlüStV seine Aufklärungspfl ichten 

nicht erfüllt,
6. als Veranstalter oder Vermittler von Glücksspielen 

nicht in der in § 21 Abs. 5 Satz 2 oder § 22 Abs. 2 
Satz 2 GlüStV bezeichneten Weise für die Einhal-
tung der Verbote nach § 21 Abs. 5 Satz 1 oder nach 
§ 22 Abs. 2 Satz 1 GlüStV Sorge trägt,

7. einer vollziehbaren Anordnung nach § 9 Abs. 1 
Satz 2 und 3 Nr. 4 GlüStV zuwiderhandelt,

8. entgegen § 16 Abs. 1 GlüStV den Reinertrag nicht 
für den in der Erlaubnis festgelegten Zweck ver-
wendet,

9. entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 1 GlüStV nicht mindes-
tens zwei Drittel der vereinnahmten Beträge an den 
Veranstalter weiterleitet oder

10. entgegen § 6 Abs. 4 eine Wettvermittlungsstelle be-
treibt.

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit ei-
ner Geldbuße bis zu zweihundertfünfzigtausend Euro 
geahndet werden.

(3) Sachlich zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten sind
1. die Glücksspielaufsichtsbehörde, die für die Ertei-

lung der Erlaubnis zuständig ist,
2. im Übrigen das Landesverwaltungsamt. 

§ 11
Zuständigkeiten

(1) Zuständig für die Erlaubniserteilung, die Überwa-
chung und die weiteren Aufgaben nach § 9 GlüStV und 
nach diesem Gesetz sind
1. das für das Glücksspielwesen zuständige Ministe-

rium als oberste Glücksspielaufsichtsbehörde, so-
weit die Veranstaltung von staatlichen Glücksspie-
len nach § 2 Abs. 1 betroffen ist,

2. die Landkreise und kreisfreien Städte jeweils im 
übertragenen Wirkungskreis als untere Glücks-
spielaufsichtsbehörde, sofern die Veranstaltung 
oder Vermittlung nicht über das Gebiet eines Land-
kreises oder einer kreisfreien Stadt hinausgeht; das 
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ist in den Fällen des § 6 regelmäßig nicht anzu-
nehmen, 

3. im Übrigen das Landesverwaltungsamt als obere 
Glücksspielaufsichtsbehörde.

Hiervon unbeschadet gelten die Bestimmungen 
über länderübergreifende Zuständigkeiten nach dem 
Glücksspielstaatsvertrag. 

(2) Die Glücksspielaufsichtsbehörden unterstützen die 
nach § 9a Abs. 1 bis 3 und § 19 Abs. 2 GlüStV zuständi-
gen Glücksspielaufsichtsbehörden, das Glücksspielkol-
legium (§ 9a Abs. 5 Satz 1 GlüStV) und die Geschäfts-
stelle bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.

(3) Die Glücksspielaufsichtsbehörden sind verpfl ichtet, 
auf Verlangen erlangte Erkenntnisse der Finanzbehör-
de mitzuteilen, soweit die Erkenntnisse der Durchfüh-
rung eines Verfahrens in Steuersachen dienen. Die 
glücksspielaufsichtsrechtlichen Befugnisse bleiben 
hiervon unberührt.

§ 12
Übergangsbestimmungen

(1) Erlaubnisse für Lotterien nach dem Dritten Abschnitt 
des Glücksspielstaatsvertrags, die vor dem 1. Juli 2012 
erteilt wurden, gelten, soweit im Bescheid nicht eine 
kürzere Frist festgelegt ist, bis zum 31. Dezember 2012 
mit der Maßgabe fort, dass die Regelungen des Glücks-
spielstaatsvertrags und dieses Gesetzes in der ab dem 
1. Juli 2012 geltenden Fassung, abgesehen von den 
Erlaubnisanforderungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 
Anwendung fi nden. Sie können bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen des § 8 aufgehoben werden. 

(2) Bis zur Übernahme der Führung der Sperrdatei nach 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 GlüStV, längstens bis zum 1. Juli 
2013, gilt § 7 in der vor dem 1. Juli 2012 geltenden 
Fassung mit der Maßgabe fort, dass die Konzessions-
nehmer für Sportwetten nach den §§ 4a bis 4e GlüStV 
in Verbindung mit § 10a GlüStV in Erfüllung der Auf-
gaben nach § 8 GlüStV an der Sperrdatei mitwirken."

5. Nach § 13 wird folgender neue § 14 eingefügt: 

"§ 14
Verordnungsermächtigungen, 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften

(1) Das für Glücksspielwesen zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
1. von § 11 abweichende oder ergänzende Zustän-

digkeiten, 
2. die Mitwirkung am übergreifenden Sperrsystem 

nach § 7, soweit dies nach der Errichtung der zen-
tralen Sperrdatei durch das Land Hessen zur Vor-
bereitung der Übernahme nach § 29 Abs. 3 Satz 1 
GlüStV erforderlich ist, 

3. Einzelheiten zur Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung der Daten gesperrter Spieler sowie technische 
und organisatorische Maßnahmen zur Datensicher-
heit, das zu einer Spielsperre führende Verfahren 
und die Rechte des Betroffenen, 

4. eine Senkung oder Erhöhung der Zahl der Annah-
mestellen nach § 2 Abs. 5 und der Zahl der Wett-
vermittlungsstellen nach § 6 Abs. 1, soweit dies zur 
Erreichung der Ziele des § 1 erforderlich ist,

5. Einzelheiten sowie spezifi sche Aufgaben und Maß-
nahmen zur Erfüllung der Sicherstellungspfl icht des 
Veranstalters nach § 4 Abs. 3 Satz 3 GlüStV und

6. die Reduzierung der zugelassenen Anzahl der 
nach § 6 Abs. 3 zur Wettvermittlung im Nebenge-
schäft betriebenen Annahmestellen des Veranstal-
ters nach § 2 Abs. 1, soweit es zur Erreichung der 
Ziele des § 1 erforderlich ist,

zu regeln.

(2) Das für das Glücksspielwesen zuständige Ministeri-
um kann zur Ausführung dieses Gesetzes erforderliche 
Verwaltungsvorschriften über das Erlaubnisverfahren 
nach § 4 Abs. 1 GlüStV, insbesondere zu Umfang, In-
halt und Zahl der erforderlichen Anträge, Anzeigen, 
Nachweise und Bescheinigungen erlassen."

6. Der bisherige § 14 wird § 15.

Artikel 4
Änderung des Thüringer Spielbankgesetzes

Das Thüringer Spielbankgesetz  in der Fassung vom 
15. April 2004 (GVBl. S. 473), zuletzt geändert durch Ge-
setz  vom 29. März 2011 (GVBl. S. 63), wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

"§ 1 
Zulassung von Spielbanken

In Thüringen kann eine öffentliche Spielbank in Erfurt 
zugelassen werden."

2. § 9 a wird  aufgehoben.

3. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig als Spielbankunternehmer entgegen § 8 
Abs. 2, 3 Satz 1, Abs. 4 und 5 Satz 1 GlüStV seinen 
Verpfl ichtungen zur Teilnahme am Sperrsystem nicht 
nachkommt. Bis zur Einrichtung der zentralen Sperr-
datei (§ 23 Abs. 1 GlüStV) gelten die Verpfl ichtungen 
nach Satz 1 gegenüber den Teilnehmern am Sperr-
system nach § 9a in der vor dem 1. Juli 2012 gelten-
den Fassung."

4. Dem § 12 wird folgender Absatz 3 angefügt:

"(3) Bis zur Übernahme der Führung der Sperrdatei 
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 des Glücksspielstaatsvertrags 
(GlüStV), längstens bis zum 1. Juli 2013, gilt  § 9a in der 
vor dem 1. Juli 2012 geltenden Fassung des Gesetzes 
mit der Maßgabe fort, dass  die Konzessionsnehmer 
für Sportwetten nach den §§ 4a bis 4e GlüStV in Ver-
bindung mit § 10a GlüStV an der Sperrdatei mitwirken."
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Artikel 5
Thüringer Gesetz zur Regelung des 

gewerblichen Spiels 
(Thüringer Spielhallengesetz - ThürSpielhallenG -)

§ 1
Begriff der Spielhalle und ähnliche Unternehmen

Eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen im Sin-
ne dieses Gesetzes ist ein Unternehmen oder Teil eines 
Unternehmens im stehenden Gewerbe, das ausschließ-
lich oder überwiegend der Aufstellung von Spielgeräten im 
Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1 oder der Veranstaltung an-
derer Spiele im Sinne des § 33d Abs. 1 Satz 1 der Gewer-
beordnung in der Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I 
S. 202) in der jeweils geltenden Fassung dient. Als Geld- 
oder Warenspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit gelten auch 
Erprobungsgeräte.

§ 2
Erlaubnis

(1) Wer ein Unternehmen nach § 1 betreiben will, bedarf 
der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die Erlaubnis wird 
auf schriftlichen Antrag, für eine Dauer von nicht mehr als 
fünf Jahren erteilt. Es kann eine kürzere Frist vorgesehen 
werden, soweit dies zum Schutz der Jugend vor Gefähr-
dungen, zur Verhinderung einer übermäßigen Ausnutzung 
des Spieltriebs, schädlicher Umwelteinwirkungen im Sin-
ne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung 
vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830) in der jeweils 
geltenden Fassung oder einer sonst nicht zumutbaren Be-
lästigung der Allgemeinheit, der Nachbarn oder einer sonst 
im öffentlichen Interesse bestehenden Einrichtung erfor-
derlich ist. Die Erlaubnis ist schriftlich zu erteilen.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Errichtung oder 
der Betrieb des Unternehmens nach § 1 den Anforderun-
gen nach den §§ 3 oder 4 zuwiderlaufen würde.

(3) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträglich Tat-
sachen eintreten, die die Versagung der Erlaubnis nach 
den §§ 3 oder 4 Abs. 1 rechtfertigen würden. Die Erlaub-
nis soll insbesondere widerrufen werden, wenn nachträg-
lich Tatsachen eintreten, die die Versagung der Erlaubnis 
nach § 4 Abs. 2 bis 8 rechtfertigen würden. Die Erlaubnis ist 
zurückzunehmen, wenn bekannt wird, dass bei ihrer Ertei-
lung Versagungsgründe nach den §§ 3 oder 4 Abs. 1 oder 
die Voraussetzungen des § 48 Abs. 2 Satz 3 des Thürin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 
18. August 1999 (GVBl. S. 699) in der jeweils geltenden 
Fassung vorlagen. Die Erlaubnis soll insbesondere zurück-
genommen werden, wenn bekannt wird, dass bei ihrer Er-
teilung Versagungsgründe nach § 4 Abs. 2 bis 8 vorlagen. 

(4) Die Erlaubnis kann mit Aufl agen oder Bedingungen ver-
bunden werden, soweit dies zum Schutz der Jugend vor 
Gefährdungen, zur Verhinderung einer übermäßigen Aus-
nutzung des Spieltriebs, schädlicher Umwelteinwirkungen 
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder ei-
ner sonst nicht zumutbaren Belästigung der Allgemeinheit, 
der Nachbarn oder einer sonst im öffentlichen Interesse 
bestehenden Einrichtung erforderlich ist; unter denselben 

Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnahme, Än-
derung und Ergänzung von Aufl agen zulässig. 

(5) Wer ein Unternehmen nach § 1 durch einen Stellver-
treter betreiben will, bedarf einer Stellvertretungserlaubnis; 
sie wird dem Erlaubnisinhaber nach Absatz 1 auf schriftli-
chen Antrag für einen bestimmten Stellvertreter erteilt. Die 
Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend.

(6) Betreibt eine juristische Person ein Unternehmen nach 
§ 1, so hat sie den Wechsel eines Vertretungsberechtig-
ten der zuständigen Behörde anzuzeigen.

(7) Widerspruch und Klage gegen Verwaltungsakte nach 
den Absätzen 3 bis 5 haben keine aufschiebende Wirkung. 

(8) Erlaubnisse und Genehmigungen nach anderen Vor-
schriften bleiben unberührt.

§ 3
Anforderungen an Spielhallen und ähnliche Unternehmen

(1) Unternehmen nach § 1 müssen vorbehaltlich des Ab-
satzes 3 einen Abstand von mindestens 500 m Luftlinie, 
gemessen von Eingangstür zu Eingangstür, untereinander 
haben. Sie dürfen nicht im baulichen Verbund mit einem 
oder mehreren Unternehmen nach § 1 stehen, insbeson-
dere nicht in einem gemeinsamen Gebäude oder Gebäu-
dekomplex untergebracht sein. 

(2) Unternehmen nach § 1 sollen nicht in unmittelbarer 
Nähe von Einrichtungen, die ihrer Art nach oder tatsächlich 
vorwiegend von Kindern und Jugendlichen besucht werden 
oder in unmittelbarer Nähe von Suchtberatungsstellen oder 
vergleichbaren sozialen Einrichtungen erlaubt werden.

(3) Die für die Erlaubnis zuständige Behörde darf unter Be-
rücksichtigung der Verhältnisse im Umfeld des jeweiligen 
Standorts und der Ziele des § 1 des Ersten Glücksspiel-
änderungsstaatsvertrags vom 15. Dezember 2011 sowie 
der Lage des Einzelfalls zur Vermeidung unbilliger Härten 
des Antragstellers von der Maßgabe nach Absatz 1 Satz 1 
abweichen. Ein Abstand von 400 m Luftlinie, gemessen 
von Eingangstür zu Eingangstür, der Unternehmen von-
einander darf hierbei jedoch nicht unterschritten werden. 

(4) Unternehmen nach § 1 sind von ihrem äußeren Erschei-
nungsbild so zu gestalten, dass ein Einblick ins Innere der 
Räumlichkeiten von außen nicht möglich ist. Hierdurch darf 
nicht der Einfall von Tageslicht in die Spielhalle völlig aus-
geschlossen werden. Das äußere Erscheinungsbild darf 
nicht mit auffälliger Werbung oder sonstigen Werbemitteln 
gestaltet sein, von denen ein Aufforderungs- oder Anreiz-
charakter zum Spielen ausgeht. 

(5) Die Räumlichkeiten eines Unternehmens nach § 1 müs-
sen so gestaltet sein, dass sie geeignet sind, das Entste-
hen von Glücksspielsucht zu verhindern. Insbesondere 
muss die Aufsicht des Unternehmens nach § 1 von ihrem 
regelmäßigen Aufenthaltsort aus, auch unter Zuhilfenah-
me technischer Einrichtungen, alle Spielgeräte einsehen 
und Spieler beobachten können. 
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(6) In räumlicher Verbindung zu Unternehmen nach § 1 
darf der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Abs. 1 das Auf-
stellen von Geldausgabeautomaten oder anderen Gerä-
ten, mit deren Hilfe sich der Spieler Geld beschaffen kann, 
nicht ermöglichen oder begünstigen. 

(7) In den Räumlichkeiten eines Unternehmens nach § 1 
sind
1. der Abschluss von Wetten und
2. das Aufstellen und der Betrieb von Geräten, an denen 

Glücksspiel im Internet ermöglicht werden,
unzulässig.

(8) Als Bezeichnung des Unternehmens nach § 1 ist ledig-
lich das Wort "Spielhalle" zulässig. Dies gilt auch für am 
Gebäude oder auf dem Grundstück angebrachte Hinweis-
schilder oder Schriftzüge.

§ 4
Anforderungen an die Ausübung des Gewerbes

(1) Der Betreiber eines Unternehmens nach § 1 muss die 
Gewähr bieten, zuverlässig zu sein. Die erforderliche Zu-
verlässigkeit besitzt insbesondere nicht, wer in den letzten 
drei Jahren vor Stellung des Antrags auf Erlaubniserteilung 
nach § 2 Abs. 1 wegen eines Verbrechens, Diebstahls, Un-
terschlagung, Erpressung, Hehlerei, Betrugs, Untreue, un-
erlaubter Veranstaltung eines Glücksspiels, Beteiligung am 
unerlaubten Glücksspiel, Vergehen oder Verbrechen nach 
dem Betäubungsmittelgesetz in der Fassung vom 1. März 
1994 (BGBl. I S. 358) oder Vergehen nach § 27 des Ju-
gendschutzgesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730) 
jeweils in der jeweils geltenden Fassung rechtskräftig ver-
urteilt worden ist.

(2) Der Betrieb eines Unternehmens nach § 1 darf keine 
Gefährdung der Jugend, eine übermäßige Ausnutzung des 
Spieltriebs, schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder sonst eine nicht 
zumutbare Belästigung der Allgemeinheit, der Nachbarn 
oder einer im öffentlichen Interesse bestehenden Einrich-
tung befürchten lassen.

(3) Während der Öffnungszeiten ist sicherzustellen, dass 
in dem Unternehmen nach § 1 ausreichendes Aufsichts-
personal dauerhaft anwesend ist. 

(4) Während der Öffnungszeiten ist in Unternehmen nach 
§ 1 sicherzustellen, dass Informationsmaterial über Risi-
ken des übermäßigen Spielens und Informationen zu An-
geboten und Kontaktdaten von qualifi zierten Beratungs-
stellen deutlich sichtbar ausgelegt sind. 

(5) Der Betreiber eines Unternehmens nach § 1 ist ver-
pfl ichtet, die Spieler zu verantwortungsbewusstem Spiel 
anzuhalten und der Entstehung von Spielsucht vorzubeu-
gen. Zu diesem Zweck hat er über die Wahrscheinlichkeit 
von Gewinn und Verlust, die Suchtrisiken der von ihm an-
gebotenen Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit und anderen 
Spielen mit Gewinnmöglichkeit, das Verbot der Spielteil-
nahme Minderjähriger und über Möglichkeiten der Bera-
tung und Therapie aufzuklären. Des Weiteren hat er

1. ein Sozialkonzept nach dem aktuellen Stand der sucht-
wissenschaftlichen Forschung zu entwickeln oder von 
öffentlich geförderten Suchthilfeeinrichtungen zu über-
nehmen, laufend zu verbessern, vorzuhalten und um-
zusetzen, in dem dargelegt wird, mit welchen Maßnah-
men den sozialschädlichen Auswirkungen des Spiels 
vorgebeugt werden soll und wie diese behoben wer-
den sollen,

2. die für die Entwicklung und Umsetzung des Sozialkon-
zepts verantwortlichen Personen zu benennen,

3. die Vorgaben des Anhangs "Richtlinien zur Vermeidung 
und Bekämpfung von Glücksspielsucht" zum Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrag zu erfüllen und

4. den Nachweis über die Schulung des Personals zu er-
bringen.

Das für Gesundheit zuständige Ministerium prüft die So-
zialkonzepte und die vorgelegten Berichte hinsichtlich der 
Umsetzung der im Satz 3 genannten Maßnahmen. Das 
für Gesundheit zuständige Ministerium kann eine unab-
hängige anerkannte Fachstelle der Suchtprävention und 
Hilfe im Themenfeld Glücksspielsucht mit dieser Prüfung 
beauftragen.

(6) Der Betreiber eines Unternehmens nach § 1 hat den 
Spielern vor der Spielteilnahme, durch deutlich sichtbaren 
Aushang, die relevanten Informationen zur Verfügung zu 
stellen. Spielerrelevante Informationen sind insbesondere:
alle Kosten, die mit der Teilnahme veranlasst sind,
1. die Höhe aller Gewinne,
2. ob und wo alle Gewinne veröffentlicht werden,
3. der Prozentsatz der Auszahlungen für Gewinne vom 

Einsatz (Auszahlungsquote),
4. Informationen zu den Gewinn- und Verlustwahrschein-

lichkeiten,
5. soweit gegeben der Annahmeschluss zur Teilnahme, 
6. Informationen über den Zufallsmechanismus, der der 

Generierung der zufallsabhängigen Spielergebnisse 
zugrunde liegt,

7. ob und wie die Gewinne zwischen den Gewinnern auf-
geteilt werden,

8. die Ausschlussfrist bis wann Gewinner Anspruch auf 
ihren Gewinn erheben müssen,

9. den Namen des Erlaubnisinhabers nach § 2 Abs. 1 so-
wie seine Kontaktdaten wie Anschrift, E-Mail-Adresse, 
Telefon,

10. soweit vorhanden, die Handelsregisternummer,
11. wie der Spieler Beschwerden vorbringen kann und
12. das Datum der ausgestellten Erlaubnis nach § 2 Abs. 1.

(7) Werbung für ein Unternehmen nach § 1 darf
1. nicht im Fernsehen, im Internet sowie über Telekom-

munikationsanlagen betrieben werden,
2. sich nicht an Minderjährige oder an von Spielsucht Ge-

fährdete richten und 
3. nicht irreführend, insbesondere im Hinblick auf Aussa-

gen über die Gewinnchancen oder Art und Höhe der 
Gewinne, sein.

(8) In Unternehmen nach § 1, in denen mehr als zwei Spiel-
geräte im Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1 oder der Veran-
staltung anderer Spiele im Sinne des § 33d Abs. 1 Satz 1 
der Gewerbeordnung dienenden Geräte aufgestellt sind, 
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dürfen keine Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle ver-
abreicht werden.

(9) Für einen Stellvertreter nach § 2 Abs. 5 gelten die Ab-
sätze 1, 5 und 6 entsprechend.

§ 5 
Auskunft und Nachschau

(1) Der Betreiber eines Unternehmens nach § 1 oder sein 
Stellvertreter (Betroffener) hat den Beauftragten der zu-
ständigen Behörde auf Verlangen die für die Überwa-
chung des Geschäftsbetriebs erforderlichen mündlichen 
und schriftlichen Auskünfte unentgeltlich zu erteilen.

(2) Die Beauftragten sind befugt, zum Zwecke der Über-
wachung Grundstücke und Geschäftsräume des Betrof-
fenen während der üblichen Geschäftszeit zu betreten, 
dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, sich 
die geschäftlichen Unterlagen vorlegen zu lassen und in 
diese Einsicht zu nehmen. Zur Verhütung dringender Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung können 
die Grundstücke und Geschäftsräume tagsüber auch au-
ßerhalb der in Satz 1 genannten Zeit sowie tagsüber auch 
dann betreten werden, wenn sie zugleich Wohnzwecken 
des Betroffenen dienen.

(3) Der Betroffene kann die Auskunft auf solche Fragen ver-
weigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeich-
neten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten aussetzen würde.

§ 6
Sperrzeit und Spielverbotstage

(1) Die Sperrzeit für Unternehmen nach § 1 beginnt um 
1.00 Uhr und endet um 9.00 Uhr. 

(2) An den nach dem Thüringer Feiertagsgesetz vom 
21. Dezember 1994 (GVBl. S. 1221) in der jeweils gelten-
den Fassung mit erhöhtem Schutz versehenen Tagen dür-
fen Unternehmen nach § 1 nicht geöffnet werden und das 
Spielen ist verboten. 

(3) Bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses oder be-
sonderer örtlicher Verhältnisse kann die Sperrzeit durch 
Rechtsverordnung allgemein verlängert oder verkürzt wer-
den. Zuständig für den Erlass der Rechtsverordnung ist die 
zuständige Behörde. Eine Verkürzung der Sperrzeit un-
ter eine Gesamtdauer von drei Stunden ist nicht zulässig.

(4) Bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses oder be-
sonderer örtlicher Verhältnisse kann für einzelne Unterneh-
men nach § 1 die Sperrzeit durch Verwaltungsakt festge-
setzt, verlängert oder verkürzt werden. Die Verkürzung der 
Sperrzeit kann entweder durch das Hinausschieben ihres 
Beginns oder durch die Vorverlegung ihres Endes oder 
durch eine Kombination von beiden erfolgen. Eine Verkür-
zung der Sperrzeit unter eine Gesamtdauer von drei Stun-
den ist nicht zulässig. 

(5) Die Verkürzung und die Aufhebung der Sperrzeit können 
nur befristet oder widerrufl ich, die Verlängerung der Sperr-
zeit kann befristet oder unbefristet erfolgen. In den Fällen 
der Verkürzung oder Aufhebung der Sperrzeit können je-
derzeit Aufl agen erteilt werden. Eine Entscheidung über 
die Verlängerung, die Verkürzung oder die Aufhebung der 
Sperrzeit bedarf der Schriftform. Die Belange der betrof-
fenen Gemeinden sind angemessen zu berücksichtigen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für Unternehmen, in 
denen nach Art einer Spielhalle ausschließlich Unterhal-
tungsspielgeräte bereitgehalten werden.

§ 7
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 2 Abs. 1 oder 5 ein Unternehmen nach § 1 

ohne Erlaubnis betreibt, 
2. einer vollziehbaren Aufl age nach § 2 Abs. 4 nicht, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt, 
3. den Wechsel eines Vertretungsberechtigten nach § 2 

Abs. 6 nicht anzeigt,
4. entgegen § 3 Abs. 4 Satz 1 Einblick in das Innere der 

Räumlichkeiten von außen ermöglicht, 
5. entgegen § 3 Abs. 4 Satz 2 Werbung betreibt, von der 

ein Aufforderungs- oder Anreizcharakter zum Spielen 
ausgeht,

6. entgegen § 3 Abs. 7 Nr. 1 den Abschluss von Wetten 
ermöglicht,

7. entgegen § 3 Abs. 7 Nr. 2 Geräte zum Glücksspiel im 
Internet aufstellt oder betreibt,

8. entgegen § 3 Abs. 8 ein Unternehmen nach § 1 anders 
als "Spielhalle" bezeichnet, 

9. entgegen § 4 Abs. 3 nicht sicherstellt, dass ausreichen-
des Aufsichtspersonal dauerhaft anwesend ist, 

10. als Betreiber eines Unternehmens nach § 1 oder als 
dessen Stellvertreter die in § 4 Abs. 4 vorgeschriebe-
nen Unterlagen nicht deutlich sichtbar auslegt,

11. entgegen § 4 Abs. 5 seiner Verpfl ichtung nicht oder 
nicht vollständig nachkommt, die Spieler zu verant-
wortungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entste-
hung von Spielsucht vorzubeugen, insbesondere ein 
Sozialkonzept zu entwickeln, sein Personal zu schu-
len, über die Maßnahmen zur Umsetzung des Sozial-
konzepts zu berichten und Nachweise über die Schu-
lung des Personals zu erbringen,

12. als Betreiber eines Unternehmens nach § 1 oder als 
dessen Stellvertreter die in § 4 Abs. 6 vorgesehene 
Aufklärung nicht oder nicht richtig vornimmt,

13. entgegen § 4 Abs. 7 wirbt oder
14. entgegen § 4 Abs. 8 Speisen zum Verzehr an Ort und 

Stelle verabreicht oder
15. als Betreiber eines Unternehmens nach § 1 oder als 

dessen Stellvertreter nach den §§ 1 oder 6 Abs. 3 dul-
det, dass ein Gast innerhalb der Sperrzeit in den Be-
triebsräumen verweilt oder zulässt, dass an den Spiel-
verbotstagen das Unternehmen nach § 1 geöffnet ist 
oder dort gespielt wird.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit 
Geldbußen bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 
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§ 8
Zuständigkeiten

Zuständige Behörde nach diesem Gesetz sind die unteren 
Gewerbebehörden nach § 1 Abs. 1 der Thüringer Zustän-
digkeitsermächtigungsverordnung Gewerbe vom 9. Janu-
ar 1992 (GVBl. S. 45) in der jeweils geltenden Fassung. 
Sie sind ebenfalls zuständig für die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach § 7.

§ 9
Einschränkung von Grundrechten 

Durch Maßnahmen in Vollzug dieses Gesetzes können 
die Grundrechte auf
1. Berufsfreiheit (Artikel 12 Abs. 1 des Grundgesetzes und 

Artikel 35 Abs. 1 der Verfassung des Freistaats Thürin-
gen),

2. Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes und Artikel 8 der Verfassung des Freistaats 
Thüringen) und 

3. Gewährleistung des Eigentums (Artikel 14 des Grund-
gesetzes, Artikel 34 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen)

eingeschränkt werden.

§ 10
Übergangsbestimmungen

(1) § 33i der Gewerbeordnung ist für Erlaubnisse für Un-
ternehmen nach § 1 letztmalig bis zum Ablauf des 30. Juni 
2012 anzuwenden.

(2) Für den Betrieb eines Unternehmens nach § 1 ist für 
Inhaber von Erlaubnissen, 
1. die vor dem 28. Oktober 2011 nach § 33i der Gewer-

beordnung erteilt wurden, nach dem 30. Juni 2017 zu-
sätzlich eine Erlaubnis nach § 2 Abs. 1 erforderlich; die 
zuständige Behörde kann für einen hierüber hinausge-
henden Zeitraum von bis zu fünf Jahren von einzelnen 
Anforderungen der §§ 3 und 4 befreien, wenn dies zur 
Vermeidung unbilliger Härten erforderlich ist,

2. die nach dem 28. Oktober 2011 bis zum 30. Juni 2012 
nach § 33i der Gewerbeordnung erteilt wurden, nach 
dem 30. Juni 2013 zusätzlich eine Erlaubnis nach § 2 
Abs. 1 erforderlich.

(3) Für Erlaubnisse, die nach § 33i der Gewerbeordnung 
erteilt wurden, können Aufl agen und Bedingungen nach 
dem 30. Juni 2012 entsprechend § 2 Abs. 4 aufgenom-
men, geändert oder ergänzt werden.

(4) Im Übrigen fi nden die Gewerbeordnung und die Spiel-
verordnung in der Fassung vom 27. Januar 2006 (BGBl. I 
S. 280) in der jeweils geltenden Fassung sowie auf die-
sen Rechtsgrundlagen erlassene Vorschriften weiterhin 
Anwendung soweit nicht in diesem Gesetz abweichende 
Bestimmungen getroffen worden sind. 

§ 11
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

Artikel 6
Änderung des Thüringer Gaststättengesetzes

Das Thüringer Gaststättengesetz vom 9. Oktober 2008 
(GVBl. S. 367), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2009 (GVBl. S. 592), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 wird das Wort "Personen" durch die Wor-
te "einem bestimmten Personenkreis" ersetzt.

2. Die §§ 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

"§ 2
Anzeige

(1) Wer ein Gaststättengewerbe betreiben will, hat die 
nach § 14 Abs. 1 der Gewerbeordnung in der Fassung 
vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202) in der jeweils 
geltenden Fassung zu erstattende Anzeige der zustän-
digen Behörde spätestens vier Wochen vor Eröffnung 
des Betriebs zu erstatten. Über die Anzeige hinaus, sind 
der zuständigen Behörde binnen gleicher Frist die Art 
der zur Verabreichung vorgesehenen Speisen und Ge-
tränke sowie die Betriebsart anzuzeigen. 

(2) Gleichzeitig mit der Anzeige nach Absatz 1 hat der 
Anzeigende den Nachweis zu erbringen, dass ein Füh-
rungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregis-
tergesetzes in der Fassung vom 21. September 1984 
(BGBl. I S. 1229, 1985 I S. 195) in der jeweils gelten-
den Fassung und eine Auskunft aus dem Gewerbezen-
tralregister nach § 150 Abs. 5 der Gewerbeordnung zur 
Vorlage bei der zuständigen Behörde beantragt sind. 
Darüber hinaus kann die zuständige Behörde weitere 
Unterlagen fordern, die zur Beurteilung der Zuverläs-
sigkeit des Gewerbetreibenden zwingend erforderlich 
sein können. Von der Vorlage der Unterlagen soll im 
Einzellfall abgesehen werden, wenn der Gewerbetrei-
bende eine Bescheinigung über eine Zuverlässigkeits-
prüfung vorlegt, die nicht älter als ein Jahr ist.

(3) Können die Nachweise nach Absatz 2 nicht erbracht 
werden, weil der Gewerbetreibende nicht im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes gemeldet ist, hat er einen 
Nachweis seines Wohnsitzlandes zu erbringen, dass 
ihm die Tätigkeit als Gastwirt nicht, auch nicht vorü-
bergehend, untersagt ist, dass gegen ihn kein Insol-
venzverfahren eröffnet ist und gegen ihn keine Vor-
strafen vorliegen.

(4) Die Frist des Absatzes 1 beginnt mit der vollstän-
digen Vorlage der Unterlagen nach Absatz 2 oder Ab-
satz 3. In begründeten Fällen kann auf Antrag die zu-
ständige Behörde zur Vermeidung unbilliger Härten des 
Gewerbetreibenden von der Beachtung der Frist nach 
Absatz 1 absehen. Beginnt der Gewerbetreibende den 
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Betrieb vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 ohne die Be-
stätigung einer Fristverkürzung durch die zuständige 
Behörde, so kann die Fortsetzung des Betriebs von der 
zuständigen Behörde untersagt werden.

(5) Im Fall des Wechsels eines gesetzlichen Vertreters 
einer juristischen Person gelten die Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 3 entsprechend.

(6) Die zuständige Behörde hat Anzeigen nach § 14 
Abs. 1 der Gewerbeordnung unverzüglich an die zu-
ständige Bauaufsichtsbehörde sowie die für die Le-
bensmittelüberwachung zuständige Behörde, jeweils 
ohne die Daten zu den Feldnummern 8, 10, 27 bis 31 
und 33 der Anzeige zu übermitteln. Anzeigen nach Ab-
satz 5 sind darüber hinaus dem jeweils zuständigen Fi-
nanzamt sowie der für die Veranstaltung örtlich zustän-
digen Polizeiinspektion zu übermitteln.

(7) Absatz 2 gilt nicht für
1. das Verabreichen von alkoholfreien Getränken,
2. das Verabreichen unentgeltlicher Kostproben oder
3. das Anbieten alkoholfreier Getränke aus Automa-

ten.

(8) Die Verfahren nach den Absätzen 1 bis 6 können 
über eine einheitliche Stelle im Sinne des Thüringer 
ES-Errichtungsgesetzes abgewickelt werden. Es gel-
ten die Bestimmungen zum Verfahren über die einheit-
liche Stelle nach den §§ 71a bis 71e des Thüringer Ver-
waltungsverfahrensgesetzes.

§ 3 
Zuverlässigkeitsprüfung

Die zuständige Behörde hat unverzüglich nach Vorlie-
gen aller Unterlagen nach § 2 Abs. 1 bis 3 die Zuver-
lässigkeit des Gewerbetreibenden von Amts wegen zu 
überprüfen. Dies gilt nicht für Veranstaltungen nach § 2 
Abs. 5 sowie für Betriebe nach § 2 Abs. 8."

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absät-
ze 1 und 2.

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und Satz 2 
wird aufgehoben.

d) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absät-
ze 4 und 5.

4. In § 8 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort "der" durch das Wort 
"die" ersetzt.

5. Die §§ 9 und 10 erhalten folgende Fassung:

"§ 9
Anwendbarkeit anderer Vorschriften

(1) Soweit nicht in diesem Gesetz besondere Bestim-
mungen getroffen worden sind, fi nden auf die den Be-

stimmungen dieses Gesetzes unterliegenden Gewer-
bebetriebe die Bestimmungen der Gewerbeordnung 
und die auf deren Grundlage erlassenen Rechtsvor-
schriften Anwendung.

(2) Werden in Gaststätten Spielgeräte im Sinne des 
§ 1 des Thüringer Spielhallengesetzes aufgestellt, sind 
§ 3 Abs. 5 bis 7, § 4 Abs. 2 bis 7 des Thüringer Spiel-
hallengesetzes (ThürSpielhallenG) entsprechend an-
zuwenden.

(3) Sind in Gaststätten Spielgeräte im Sinne des § 1 
ThürSpielhallenG aufgrund einer vor dem 28. Oktober 
2011 erteilten und gültigen Erlaubnis aufgestellt, sind 
§ 3 Abs. 5 bis 7 und § 4 Abs. 2 bis 7 ThürSpielhallenG 
ab dem 1. Juli 2017 anzuwenden.

(4) Sind in Gaststätten Spielgeräte im Sinne des § 1 
ThürSpielhallenG aufgrund einer nach dem 28. Okto-
ber 2011 aber vor dem 1. Juli 2012 erteilten und gül-
tigen Erlaubnis aufgestellt, sind § 3 Abs. 5 bis 7 und 
§ 4 Abs. 2 bis 7 ThürSpielhallenG ab dem 1. Juli 2013 
anzuwenden.

§ 10
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig
1. seiner Anzeigepfl icht nach § 2 Abs. 1 sowie 5 nicht, 

nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt,
2. seiner Nachweispfl icht nach § 2 Abs. 2 nicht oder 

nicht rechtzeitig nachkommt,
3. entgegen § 4 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, den Zutritt 
zu den für den Betrieb genutzten Grundstücken 
und Räumen nicht gestattet oder die Einsicht in ge-
schäftliche Unterlagen nicht gewährt,

4. gegen die Festlegungen des § 5 Abs. 1 bis 3 ver-
stößt,

5. einer vollziehbaren Aufl age nach § 5 Abs. 5 Satz 2 
nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt,

6. über den in § 6 erlaubten Umfang hinaus Waren 
abgibt oder Leistungen erbringt,

7. einer Anordnung oder Untersuchung nach § 7 nicht, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt,

8. einem Verbot nach § 8 Abs. 1 zuwiderhandelt,
9. dem Verbot des § 8 Abs. 2 zuwiderhandelt,
10. entgegen § 8 Abs. 3 keine alkoholfreien Getränke 

verabreicht oder nicht mindestens ein alkoholfreies 
Getränk nicht teurer als das billigste alkoholische 
Getränk anbietet,

11. seinen Verpfl ichtungen nach § 9 Abs. 2 bis 4 nicht 
nachkommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 9 kann 
mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro, alle übri-
gen Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Euro geahndet werden."

6. In § 13 Abs. 1 werden die Worte "und mit Ablauf des 
1. Juli 2013 außer Kraft" gestrichen.
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Artikel 7 
Änderung des Vierten Gesetzes zur Änderung 

des Thüringer Spielbankgesetzes

In Artikel 2 Abs. 1 des Vierten Gesetzes zur Änderung  des 
Thüringer Spielbankgesetzes vom 29. März 2011 (GVBl. 
S. 63) werden die Worte "und mit Ablauf des 31. März 2016 
außer Kraft" gestrichen.

Erfurt, den 21. Juni 2012
Die Präsidentin des Landtags

Birgit Diezel

Erster Staatsvertrag
zur Änderung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland

(Erster Glücksspieländerungsstaatsvertrag - Erster GlüÄndStV)1

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt und
der Freistaat Thüringen
(im Folgenden: "die Länder" genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland
(Glücksspielstaatsvertrag - GlüStV) vom 15.12.2011

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Ziele des Staatsvertrages

Ziele des Staatsvertrages sind gleichrangig
1. das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht zu 

verhindern und die Voraussetzungen für eine wirksa-
me Suchtbekämpfung zu schaffen,

Artikel 8
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Abweichend von Satz 1 treten die Artikel 3 bis 7 am 
1. Juli 2012 in Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 Satz 1 
tritt Artikel 4 Abs. 3 des Gesetzes zur Änderung der gesetz-
lichen Grundlagen des Thüringer Glücksspielwesens vom 
18. Dezember 2007 (GVBl. S. 243) außer Kraft. 

2. durch ein begrenztes, eine geeignete Alternative zum 
nicht erlaubten Glücksspiel darstellendes Glücksspiel-
angebot den natürlichen Spieltrieb der Bevölkerung in 
geordnete und überwachte Bahnen zu lenken sowie der 
Entwicklung und Ausbreitung von unerlaubten Glücks-
spielen in Schwarzmärkten entgegenzuwirken,

3. den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleisten,
4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß 

durchgeführt, die Spieler vor betrügerischen Machen-
schaften geschützt, die mit Glücksspielen verbundene 
Folge- und Begleitkriminalität abgewehrt werden und

5. Gefahren für die Integrität des sportlichen Wettbewerbs 
beim Veranstalten und Vermitteln von Sportwetten vor-
zubeugen.

Um diese Ziele zu erreichen, sind differenzierte Maßnah-
men für die einzelnen Glücksspielformen vorgesehen, um 
deren spezifi schen Sucht-, Betrugs-, Manipulations- und 
Kriminalitätsgefährdungspotentialen Rechnung zu tragen.

§ 2 
Anwendungsbereich

(1) Die Länder regeln mit diesem Staatsvertrag die Veran-
staltung, die Durchführung und die Vermittlung von öffent-
lichen Glücksspielen.

(2) Für Spielbanken gelten nur die §§ 1 bis 3, 4 Abs. 1 
bis 4, §§ 5 bis 8, 20 und 23 sowie die Vorschriften des 
Neunten Abschnitts.

(3) Für Spielhallen, soweit sie Geld- oder Warenspielgerä-
te mit Gewinnmöglichkeit bereithalten, gelten nur die §§ 1 
bis 3, 4 Abs. 1, 3 und 4, §§ 5 bis 7 sowie die Vorschriften 
des Siebten und Neunten Abschnitts. Als Geld- oder Wa-
renspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit gelten auch Erpro-
bungsgeräte.

1 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein 
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsge-
sellschaft (ABl. L 204 vom 21. Juli 1998, S. 37), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/96/EG (ABl. L 363 vom 20. Dezember 2006, S. 81) 
geändert worden ist, sind beachtet worden.
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(4) Für Gaststätten (Schank- und Speisewirtschaften und 
Beherbergungsbetriebe) und Wettannahmestellen der 
Buchmacher, soweit sie Geld- oder Warenspielgeräte mit 
Gewinnmöglichkeit bereithalten, gelten nur die §§ 1 bis 
3, 4 Abs. 3 und 4, §§ 5 bis 7 sowie die Vorschriften des 
Neunten Abschnitts.

(5) Für Pferdewetten gelten nur die §§ 1 bis 3, 5 bis 7 so-
wie die Vorschriften des Achten und Neunten Abschnitts.

(6) Für Gewinnspiele im Rundfunk (§ 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 
des Rundfunkstaatsvertrages) gilt nur § 8a des Rundfunk-
staatsvertrages.

§ 3 
Begriffsbestimmungen

(1) Ein Glücksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines Spiels 
für den Erwerb einer Gewinnchance ein Entgelt verlangt 
wird und die Entscheidung über den Gewinn ganz oder 
überwiegend vom Zufall abhängt. Die Entscheidung über 
den Gewinn hängt in jedem Fall vom Zufall ab, wenn da-
für der ungewisse Eintritt oder Ausgang zukünftiger Ereig-
nisse maßgeblich ist. Wetten gegen Entgelt auf den Eintritt 
oder Ausgang eines zukünftigen Ereignisses sind Glücks-
spiele. Sportwetten sind Wetten zu festen Quoten auf den 
Ausgang von Sportereignissen oder Abschnitten von Sport-
ereignissen. Pferdewetten sind Wetten aus Anlass öffentli-
cher Pferderennen und anderer öffentlicher Leistungsprü-
fungen für Pferde.

(2) Ein öffentliches Glücksspiel liegt vor, wenn für einen 
größeren, nicht geschlossenen Personenkreis eine Teilnah-
memöglichkeit besteht oder es sich um gewohnheitsmä-
ßig veranstaltete Glücksspiele in Vereinen oder sonstigen
geschlossenen Gesellschaften handelt.

(3) Ein Glücksspiel im Sinne des Absatzes 1, bei dem ei-
ner Mehrzahl von Personen die Möglichkeit eröffnet wird, 
nach einem bestimmten Plan gegen ein bestimmtes Ent-
gelt die Chance auf einen Geldgewinn zu erlangen, ist eine 
Lotterie. Die Vorschriften über Lotterien gelten auch, wenn 
anstelle von Geld Sachen oder andere geldwerte Vorteile 
gewonnen werden können (Ausspielung).

(4) Veranstaltet und vermittelt wird ein Glücksspiel dort, wo 
dem Spieler die Möglichkeit zur Teilnahme eröffnet wird.

(5) Annahmestellen und Lotterieeinnehmer sind in die Ver-
triebsorganisation von Veranstaltern nach § 10 Abs. 2 und 3 
eingegliederte Vermittler.

(6) Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer, ohne An-
nahmestelle, Lotterieeinnehmer oder Wettvermittlungs-
stelle zu sein,
1. einzelne Spielverträge an einen Veranstalter vermittelt 

oder
2. Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusam-

menführt und deren Spielbeteiligung dem Veranstal-
ter - selbst oder über Dritte - vermittelt, 

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch diese 
Tätigkeit nachhaltig Gewinn zu erzielen.

(7) Eine Spielhalle ist ein Unternehmen oder Teil eines Un-
ternehmens, das ausschließlich oder überwiegend der Auf-
stellung von Spielgeräten im Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1, 
der Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des § 33d Abs. 1 
Satz 1 der Gewerbeordnung in der Fassung vom 22. Fe-
bruar 1999 (BGBl. I S. 202; zuletzt geändert durch Art. 4 
Abs. 14 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 BGBl. I S. 2258) 
oder der gewerbsmäßigen Aufstellung von Unterhaltungs-
spielen ohne Gewinnmöglichkeit dient.

§ 4 
Allgemeine Bestimmungen

(1) Öffentliche Glücksspiele dürfen nur mit Erlaubnis der 
zuständigen Behörde des jeweiligen Landes veranstaltet 
oder vermittelt werden. Das Veranstalten und das Vermit-
teln ohne diese Erlaubnis (unerlaubtes Glücksspiel) sowie 
die Mitwirkung an Zahlungen im Zusammenhang mit un-
erlaubtem Glücksspiel sind verboten.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das Veranstalten 
oder das Vermitteln des Glücksspiels den Zielen des § 1 
zuwiderläuft. Die Erlaubnis darf nicht für das Vermitteln 
nach diesem Staatsvertrag nicht erlaubter Glücksspie-
le erteilt werden. Auf die Erteilung der Erlaubnis besteht 
kein Rechtsanspruch.

(3) Das Veranstalten und das Vermitteln von öffentlichen 
Glücksspielen darf den Erfordernissen des Jugendschut-
zes nicht zuwiderlaufen. Die Teilnahme von Minderjähri-
gen ist unzulässig. Die Veranstalter und die Vermittler ha-
ben sicherzustellen, dass Minderjährige von der Teilnahme 
ausgeschlossen sind. Testkäufe oder Testspiele mit min-
derjährigen Personen dürfen durch die Glücksspielauf-
sichtsbehörden in Erfüllung ihrer Aufsichtsaufgaben durch-
geführt werden.

(4) Das Veranstalten und das Vermitteln öffentlicher 
Glücksspiele im Internet ist verboten.

(5) Abweichend von Absatz 4 können die Länder zur bes-
seren Erreichung der Ziele des § 1 den Eigenvertrieb und 
die Vermittlung von Lotterien sowie die Veranstaltung und 
Vermittlung von Sportwetten im Internet erlauben, wenn 
keine Versagungsgründe nach § 4 Abs. 2 vorliegen und 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind:
1. Der Ausschluss minderjähriger oder gesperrter Spie-

ler wird durch Identifi zierung und Authentifi zierung ge-
währleistet.

2. Der Höchsteinsatz je Spieler darf grundsätzlich einen 
Betrag von 1 000 Euro pro Monat nicht übersteigen. 
In der Erlaubnis kann zur Erreichung der Ziele des § 1 
ein abweichender Betrag festgesetzt werden. Gewin-
ne dürfen nicht mit Einsätzen der Spieler verrechnet 
werden. Die Beachtung des Kreditverbots ist sicherge-
stellt. Bei der Registrierung sind die Spieler dazu auf-
zufordern, ein individuelles tägliches, wöchentliches 
oder monatliches Einzahlungs- oder Verlustlimit festzu-
legen (Selbstlimitierung). Darüber hinaus ist den Spie-
lern zu jeder Zeit die Möglichkeit einzuräumen, tägli-
che, wöchentliche oder monatliche Einzahlungs- und 
Verlustlimits neu festzulegen. Will ein Spieler das Ein-
zahlungs- oder Verlustlimit erhöhen, so wird die Erhö-
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hung erst nach einer Schutzfrist von sieben Tagen wirk-
sam. Wenn Einzahlungs- oder Verlustlimits verringert 
werden, greifen die neuen Limits für neue Spieleinsät-
ze sofort.

3. Besondere Suchtanreize durch schnelle Wiederholung 
sind ausgeschlossen.

4. Ein an die besonderen Bedingungen des Internets an-
gepasstes Sozialkonzept nach § 6 ist zu entwickeln und 
einzusetzen; seine Wirksamkeit ist wissenschaftlich zu 
evaluieren.

5. Wetten und Lotterien werden weder über dieselbe In-
ternetdomain angeboten noch wird auf andere Glücks-
spiele verwiesen oder verlinkt.

(6) Die Veranstalter und Vermittler von Lotterien und Sport-
wetten im Internet haben der Geschäftsstelle und dem 
Glücksspielkollegium vierteljährlich die Zahl der Spieler 
und die Höhe der Einsätze jeweils geordnet nach Spielen 
und Ländern zum Zwecke der Evaluierung zu übermitteln.

§ 4a 
Konzession

(1) Soweit § 10 Abs. 6, insbesondere im Rahmen einer 
zeitlich befristeten Experimentierklausel für Sportwetten, 
nicht anwendbar ist, dürfen die dort den Veranstaltern nach 
§ 10 Abs. 2 und 3 vorbehaltenen Glücksspiele nur mit ei-
ner Konzession veranstaltet werden. § 4 Abs. 1 Satz 2 ist 
entsprechend anzuwenden.

(2) Die Konzession wird für alle Länder von der zuständi-
gen Behörde für eine in der Bekanntmachung (§ 4b Abs. 1) 
festzulegende Dauer erteilt. Auf die Erteilung der Konzes-
sion besteht kein Rechtsanspruch.

(3) Die Zahl der Konzessionen ist zur Erreichung der Zie-
le des § 1 zu beschränken. Sie kann aufgrund von Ergeb-
nissen der Evaluierung sowie einer wissenschaftlichen 
Untersuchung oder der Bewertung des Fachbeirats ent-
sprechend § 9 Abs. 5 durch einen Beschluss der Minister-
präsidentenkonferenz mit mindestens 13 Stimmen festge-
legt, erhöht oder gesenkt werden, um die Erreichung der 
Ziele des § 1 besser zu gewährleisten.

(4) Die Konzession darf nur erteilt werden, wenn

1. (erweiterte Zuverlässigkeit)
a) die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse beim 

Konzessionsnehmer vollständig offengelegt sind; 
bei Personengesellschaften sind die Identität und 
die Adressen aller Gesellschafter, Anteilseigner 
oder sonstiger Kapitalgeber, bei juristischen Per-
sonen des Privatrechts von solchen, die mehr als 
fünf v. H. des Grundkapitals halten oder mehr als 
fünf v. H. der Stimmrechte ausüben, sowie gene-
rell alle Treuhandverhältnisse anzugeben;

b) der Konzessionsnehmer und die von ihm beauf-
tragten verantwortlichen Personen die für die Ver-
anstaltung öffentlicher Glücksspiele erforderliche 
Zuverlässigkeit und Sachkunde besitzen und die 
Gewähr dafür bieten, dass die Veranstaltung ord-
nungsgemäß und für die Spieler sowie die Erlaub-
nisbehörde nachvollziehbar durchgeführt wird; bei 
juristischen Personen und Personengesellschaften 

müssen alle vertretungsbefugten Personen die Vo-
raussetzungen der Zuverlässigkeit und Sachkunde 
besitzen;

c) die rechtmäßige Herkunft der für die Veranstaltung 
öffentlicher Glücksspiele erforderlichen Mittel dar-
gelegt ist;

2. (Leistungsfähigkeit)
a) der Konzessionsnehmer über genügend Eigenmittel 

für eine dauerhafte Geschäftstätigkeit verfügt und 
zugleich Gewähr für ein einwandfreies Geschäfts-
verhalten bietet;

b) die Wirtschaftlichkeit des beabsichtigten Glücks-
spielangebots unter Berücksichtigung der Abga-
ben dargelegt ist;

c) die erforderlichen Sicherheitsleistungen vorberei-
tet und die zum weitergehenden Schutz der Spieler 
notwendigen Versicherungen abgeschlossen sind;

3. (Transparenz und Sicherheit des Glücksspiels)
a) die Transparenz des Betriebs sichergestellt sowie 

gewährleistet ist, dass eine Überwachung des Ver-
triebsnetzes jederzeit möglich ist und nicht durch 
Dritte oder am Betrieb Beteiligte vereitelt werden 
kann;

b) der Konzessionsnehmer einen Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum hat;

c) der Konzessionsnehmer, sofern er über keinen Sitz 
im Inland verfügt, der zuständigen Behörde einen 
Empfangs- und Vertretungsbevollmächtigten im In-
land benennt, der die Zuverlässigkeit im Sinne von 
Nummer 1 Buchst. b besitzt;

d) bei Angeboten im Internet auf der obersten Stufe 
eine Internetdomäne ".de" errichtet ist;

e) der Konzessionsnehmer für alle Spiel- und Zah-
lungsvorgänge in Deutschland eine eigene Buch-
führung einrichtet und spielbezogene Zahlungsvor-
gänge über ein Konto im Inland oder bei einem in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union behei-
mateten Kreditinstitut abwickelt;

f) der Konzessionsnehmer Schnittstellen zur Prüfung 
aller Spielvorgänge in Echtzeit zur Verfügung stellt 
und

g) gewährleistet ist, dass vom Spieler eingezahlte Be-
träge unmittelbar nach Eingang der Zahlung beim 
Erlaubnisinhaber auf dem Spielkonto gutgeschrie-
ben werden, ein etwaiges Guthaben dem Spieler 
auf Wunsch jederzeit ausgezahlt wird, die auf den 
Spielkonten deponierten Kundengelder vom sons-
tigen Vermögen getrennt verwaltet und nicht zum 
Risikoausgleich verwendet werden, sowie das ge-
samte Kundenguthaben jederzeit durch liquide Mit-
tel gedeckt ist.

§ 4 Abs. 2 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden.

§ 4b 
Konzessionsverfahren, Auswahlkriterien

(1) Die Konzession wird nach Aufruf zur Bewerbung und 
Durchführung eines transparenten, diskriminierungsfrei-
en Auswahlverfahrens erteilt. Die Bekanntmachung ist im 
Amtsblatt der Europäischen Union mit einer angemesse-
nen Frist für die Einreichung von Bewerbungen zu veröf-
fentlichen.
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(2) Die Bewerbung bedarf der Schriftform. Sie muss alle 
Angaben, Auskünfte, Nachweise und Unterlagen in deut-
scher Sprache enthalten, die in der Bekanntmachung be-
zeichnet sind, welche für die Prüfung der Voraussetzun-
gen nach § 4a Abs. 4 erforderlich sind und die Auswahl 
nach Absatz 5 ermöglichen. Dazu gehören insbesondere:
1. eine Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren Be-

teiligungen sowie der Kapital- und Stimmrechtsverhält-
nisse bei dem Bewerber und den mit ihm im Sinne des 
Aktiengesetzes verbundenen Unternehmen sowie An-
gaben über Angehörige im Sinne des § 15 Abgabenord-
nung unter den Beteiligten; gleiches gilt für Vertreter der 
Person oder Personengesellschaft oder des Mitglieds 
eines Organs einer juristischen Person; daneben sind 
der Gesellschaftsvertrag und die satzungsrechtlichen 
Bestimmungen des Bewerbers sowie Vereinbarungen, 
die zwischen an dem Bewerber unmittelbar oder mit-
telbar Beteiligten bestehen und sich auf die Veranstal-
tung von Glücksspielen beziehen, vorzulegen,

2. eine Darstellung der Maßnahmen zur Gewährleistung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und der sons-
tigen öffentlichen Belange unter besonderer Berück-
sichtigung der IT- und Datensicherheit (Sicherheits-
konzept),

3. ein Sozialkonzept einschließlich der Maßnahmen zur 
Sicherstellung des Ausschlusses minderjähriger und 
gesperrter Spieler,

4. eine Darstellung der Wirtschaftlichkeit unter Berück-
sichtigung der Abgabenpfl ichten (Wirtschaftlichkeits-
konzept),

5. eine Erklärung der Übernahme der Kosten für die Über-
prüfung des Sicherheits-, Sozial- und Wirtschaftlich-
keitskonzepts und, soweit erforderlich, sonstiger Un-
terlagen durch einen von der zuständigen Behörde 
beigezogenen Sachverständigen oder Wirtschaftsprü-
fer,

6. eine Verpfl ichtungserklärung des Bewerbers, weder 
selbst noch durch verbundene Unternehmen unerlaub-
tes Glücksspiel in Deutschland zu veranstalten oder zu 
vermitteln und

7. eine Erklärung des Bewerbers, dass die vorgelegten 
Unterlagen und Angaben vollständig sind.

Nachweise und Unterlagen aus einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum stehen inländischen Nachweisen und 
Unterlagen gleich, wenn aus ihnen hervorgeht, dass die 
Anforderungen der in Satz 2 genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind. Die Unterlagen sind auf Kosten des Antrag-
stellers in beglaubigter Kopie und beglaubigter deutscher 
Übersetzung vorzulegen.

(3) Die zuständige Behörde kann die Bewerber zur Prüfung 
der in Absatz 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen unter 
Fristsetzung zur Ergänzung und zur Vorlage weiterer An-
gaben, Nachweise und Unterlagen in deutscher Sprache 
auffordern. Sie ist befugt, Erkenntnisse der Sicherheitsbe-
hörden des Bundes und der Länder, insbesondere zu den 
Voraussetzungen nach § 4a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c, 
abzufragen. Ist für die Prüfung im Konzessionsverfahren 
ein Sachverhalt bedeutsam, der sich auf Vorgänge außer-
halb des Geltungsbereiches dieses Staatsvertrages be-
zieht, so hat der Bewerber diesen Sachverhalt aufzuklä-

ren und die erforderlichen Beweismittel zu beschaffen. Er 
hat dabei alle für ihn bestehenden rechtlichen und tatsäch-
lichen Möglichkeiten auszuschöpfen. Der Bewerber kann 
sich nicht darauf berufen, dass er Sachverhalte nicht auf-
klären oder Beweismittel nicht beschaffen kann, wenn er 
sich nach Lage des Falles bei der Gestaltung seiner Ver-
hältnisse die Möglichkeit dazu hätte beschaffen oder ein-
räumen lassen können.

(4) Die im Rahmen des Konzessionsverfahrens Auskunfts- 
und Vorlagepfl ichtigen haben jede Änderung der maßgebli-
chen Umstände nach Bewerbung unverzüglich der zustän-
digen Behörde mitzuteilen und geplante Veränderungen 
von Beteiligungsverhältnissen oder sonstigen Einfl üssen 
während des Konzessionsverfahrens der zuständigen Be-
hörde schriftlich anzuzeigen.

(5) Die Auswahl unter mehreren geeigneten Bewerbern ist 
insbesondere danach zu treffen, welcher Bewerber nach 
Beurteilung der zuständigen Behörde am besten geeig-
net ist,
1. bei der Veranstaltung von öffentlichen Glücksspielen 

die Erreichung der Ziele des § 1, insbesondere den 
Schutz der Spieler und der Jugendlichen, zu gewähr-
leisten,

2. weitgehende Informations-, Einwirkungs- und Kontroll-
befugnisse der zuständigen Behörden sicherzustellen,

3. seine nachhaltige fi nanzielle Leistungsfähigkeit nach-
zuweisen,

4. einen wirtschaftlichen Betrieb zu gewährleisten und
5. eine Erfüllung der Abgabenpfl ichten zu gewährleisten.

§ 4c 
Konzessionserteilung

(1) Die Konzession wird schriftlich erteilt. Sie darf nur nach 
Zustimmung der zuständigen Behörde einem Dritten über-
tragen oder zur Ausübung überlassen werden.

(2) In der Konzession sind die Inhalts- und Nebenbestim-
mungen festzulegen, die zur dauernden Sicherstellung der 
Konzessionsvoraussetzungen sowie zur Einhaltung und 
Überwachung der nach diesem Staatsvertrag bestehenden 
und im Angebot übernommenen Pfl ichten erforderlich sind.

(3) Die Erteilung der Konzession setzt voraus, dass der 
Konzessionsnehmer zur Sicherstellung von Auszahlungs-
ansprüchen der Spieler und von staatlichen Zahlungs-
ansprüchen eine Sicherheitsleistung in Form einer un-
befristeten selbstschuldnerischen Bankbürgschaft eines 
Kreditinstituts mit Sitz in der Europäischen Union oder in 
einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum erbringt. Die Sicherheitsleistung 
beläuft sich auf fünf Millionen Euro. Sie kann von der Be-
hörde, die die Konzession erteilt, bis zur Höhe des zu er-
wartenden Durchschnittsumsatzes zweier Wochen, maxi-
mal auf 25 Millionen Euro, erhöht werden.

§ 4d 
Konzessionsabgabe

(1) Es wird eine Konzessionsabgabe erhoben. Der Kon-
zessionsnehmer ist verpfl ichtet, diese an die zuständige 
Behörde des Landes Hessen zu entrichten.
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(2) Die Konzessionsabgabe beträgt fünf v. H. des Spielein-
satzes. Sie wird von der zuständigen Behörde nach Ab-
satz 1 vereinnahmt, gesondert ausgewiesen und nach 
dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder verteilt. Sie 
ist in den Anlagen zum jeweiligen Haushaltsplan geson-
dert auszuweisen.

(3) Der Konzessionsnehmer hat der zuständigen Behörde 
nach Absatz 1 spätestens innerhalb von zehn Werktagen 
nach Ablauf eines Kalendermonats die in diesem Kalender-
monat erzielten Spieleinsätze mitzuteilen und die daraus 
berechnete monatliche Konzessionsabgabe zu entrichten.

(4) Auf Antrag eines Konzessionsnehmers kann die zustän-
dige Behörde nach Absatz 1 die Abrechnung zum Ende 
eines Quartals zulassen. Der Konzessionsnehmer hat zu 
diesem Termin die erzielten Spieleinsätze mitzuteilen und 
die daraus berechnete Konzessionsabgabe zu entrichten.

(5) Der Konzessionsnehmer hat der zuständigen Behör-
de nach Absatz 1 auf Verlangen seine Bücher und Auf-
zeichnungen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, die 
für die Feststellung der Höhe der Konzessionsabgabe er-
forderlich sind.

(6) Zur Sicherung der Ansprüche auf Zahlung der Konzes-
sionsabgabe kann die zuständige Behörde nach Absatz 1 
vom Konzessionsnehmer Sicherheit in Form einer unbe-
fristeten selbstschuldnerischen Bankbürgschaft verlangen. 
Anstelle der Bürgschaft kann auch eine gleichwertige Si-
cherheit anderer Art geleistet werden.

(7) Vom Konzessionsnehmer in Ausübung der Konzes-
sion gezahlte Steuern auf der Grundlage des Rennwett- 
und Lotteriegesetzes sind auf die Konzessionsabgabe an-
zurechnen.

(8) Auf die Konzessionsabgabe sind ergänzend die Vor-
schriften der Abgabenordnung über die Führung von Bü-
chern und Aufzeichnungen (§§ 140 bis 148), über Steuer-
erklärungen (§§ 149 bis 153), über die Steuerfestsetzung 
(§§ 155 bis 168), über die Festsetzungsverjährung (§ 169 
Abs. 1, 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 und 3, §§ 170 und 171), 
über die Bestandskraft (§§ 172 bis 177), über das Erhe-
bungsverfahren (§§ 218 bis 222, 224, 234, 240 bis 248), 
über die Vollstreckung (§§ 249 bis 346) und des Umsatz-
steuergesetzes über Aufzeichnungspfl ichten (§ 22) sinn-
gemäß anzuwenden.

§ 4e 
Konzessionspfl ichten; Aufsichtliche Maßnahmen

(1) Der Konzessionsnehmer ist verpfl ichtet, jede Änderung 
der für die Erteilung der Konzession maßgeblichen Um-
stände unverzüglich der zuständigen Behörde mitzutei-
len. § 4b Abs. 2 bis 4 fi nden entsprechende Anwendung. 
Die Aufhebung eines Vertretungsverhältnisses nach § 4a 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchst. c erlangt gegenüber den zu-
ständigen Behörden erst durch die Bestellung eines neuen 
Empfangs- und Vertretungsbevollmächtigten und schriftli-
che Mitteilung Wirksamkeit.

(2) Bei Personengesellschaften ist jede geplante Verän-
derung von Beteiligungsverhältnissen oder sonstigen Ein-

fl üssen, bei juristischen Personen nur solche, die mehr als 
fünf v. H. des Grundkapitals oder des Stimmrechts betref-
fen, der zuständigen Behörde schriftlich anzuzeigen. An-
zeigepfl ichtig ist der Konzessionsnehmer und die an ihm 
unmittelbar oder mittelbar Beteiligten. Die Veränderungen 
dürfen nur dann von der zuständigen Behörde als unbe-
denklich bestätigt werden, wenn unter den veränderten Vo-
raussetzungen eine Konzession erteilt werden könnte. Wird 
eine geplante Veränderung vollzogen, die nicht nach Satz 
3 als unbedenklich bestätigt werden kann, ist die Konzes-
sion zu widerrufen; das Nähere des Widerrufs richtet sich 
nach Landesrecht. Unbeschadet der Anzeigepfl ichten nach 
Satz 1 ist der Konzessionsnehmer und die an ihm unmit-
telbar oder mittelbar Beteiligten jeweils nach Ablauf eines 
Kalenderjahres verpfl ichtet, unverzüglich der zuständigen 
Behörde gegenüber eine Erklärung darüber abzugeben, 
ob und inwieweit innerhalb des abgelaufenen Kalender-
jahres bei den Beteiligungs- und Zurechnungstatbestän-
den eine Veränderung eingetreten ist.

(3) Der Konzessionsnehmer hat abweichend von Num-
mer 1 Buchst. b des Anhangs ("Richtlinien zur Vermeidung 
und Bekämpfung von Glücksspielsucht") jährlich zu berich-
ten. Die Richtigkeit der Erhebung und Übermittlung der Da-
ten kann in regelmäßigen Abständen durch eine unabhän-
gige Stelle überprüft werden. Mit dem Bericht ist auch der 
Prüfbericht einer geeigneten externen und unabhängigen 
Stelle über die Einhaltung der technischen Standards und 
die Wirksamkeit der im Sicherheitskonzept vorgesehenen 
und in der Konzession vorgeschriebenen Sicherheitsmaß-
nahmen vorzulegen. Auf Anforderung der zuständigen Be-
hörde hat der Konzessionsnehmer zudem Kontodaten zur 
Verfügung zu stellen, soweit die Umsätze nicht über ein in-
ländisches Konto abgewickelt werden.

(4) Verletzt ein Konzessionsnehmer eine nach Absatz 1, 
Absatz 2 Satz 5 und Absatz 3 bestehende Mitteilungspfl icht, 
die nach § 4c Abs. 2 festgelegten Inhalts- und Nebenbe-
stimmungen der Konzession oder eine nach § 4d bestehen-
de Pfl icht, kann die zuständige Behörde ihn unter Setzung 
einer angemessenen Frist zur Einhaltung der Pfl ichten auf-
fordern. Werden nach Ablauf der Frist die Pfl ichten nicht 
oder nicht vollständig erfüllt, kann die zuständige Behörde 
unter Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes insbe-
sondere folgende Maßnahmen ergreifen:
1. öffentliche Abmahnung mit erneuter Fristsetzung,
2. Aussetzung der Konzession für drei Monate,
3. Reduzierung der Dauer der Konzession um ein Viertel 

der gesamten Laufzeit oder
4. Widerruf der Konzession.
Gleiches gilt für den Fall, dass der Konzessionsnehmer 
selbst oder ein mit ihm verbundenes Unternehmen im Gel-
tungsbereich dieses Staatsvertrages unerlaubte Glücks-
spiele veranstaltet oder vermittelt. Die § 49 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes entsprechenden Vorschriften 
der Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder bleiben an-
wendbar. § 9 Abs. 4 Satz 3 ist anzuwenden.

§ 5 
Werbung

(1) Art und Umfang der Werbung für öffentliches Glücks-
spiel ist an den Zielen des § 1 auszurichten.
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(2) Sie darf sich nicht an Minderjährige oder vergleichbar 
gefährdete Zielgruppen richten. Irreführende Werbung für 
öffentliches Glücksspiel, insbesondere solche, die unzu-
treffende Aussagen über die Gewinnchancen oder Art und 
Höhe der Gewinne enthält, ist verboten.

(3) Werbung für öffentliches Glücksspiel ist im Fernse-
hen (§ 7 des Rundfunkstaatsvertrages), im Internet sowie 
über Telekommunikationsanlagen verboten. Davon abwei-
chend können die Länder zur besseren Erreichung der Zie-
le des § 1 Werbung für Lotterien und Sport- und Pferde-
wetten im Internet und im Fernsehen unter Beachtung der 
Grundsätze nach den Absätzen 1 und 2 erlauben. Werbung 
für Sportwetten im Fernsehen unmittelbar vor oder wäh-
rend der Live-Übertragung von Sportereignissen auf die-
ses Sportereignis ist nicht zulässig. § 9a ist anzuwenden.

(4) Die Länder erlassen gemeinsame Richtlinien zur Kon-
kretisierung von Art und Umfang der nach den Absätzen 1 
bis 3 erlaubten Werbung (Werberichtlinie). Sie stützen sich 
auf die vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse zur 
Wirkung von Werbung auf jugendliche sowie problemati-
sche und pathologische Spieler. Vor Erlass und wesentli-
cher Änderung der Werberichtlinie ist den beteiligten Krei-
sen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. § 9a Abs. 6 
bis 8 ist entsprechend anzuwenden. Die Werberichtlinie ist 
in allen Ländern zu veröffentlichen.

(5) Werbung für unerlaubte Glücksspiele ist verboten.

§ 6 
Sozialkonzept

Die Veranstalter und Vermittler von öffentlichen Glücks-
spielen sind verpfl ichtet, die Spieler zu verantwortungs-
bewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von 
Glücksspielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck haben 
sie Sozialkonzepte zu entwickeln, ihr Personal zu schu-
len und die Vorgaben des Anhangs "Richtlinien zur Ver-
meidung und Bekämpfung von Glücksspielsucht" zu erfül-
len. In den Sozialkonzepten ist darzulegen, mit welchen 
Maßnahmen den sozialschädlichen Auswirkungen des 
Glücksspiels vorgebeugt werden soll und wie diese beho-
ben werden sollen.

§ 7 
Aufklärung

(1) Die Veranstalter und Vermittler von öffentlichen Glücks-
spielen haben den Spielern vor der Spielteilnahme die 
spielrelevanten Informationen zur Verfügung zu stellen, 
sowie über die Suchtrisiken der von ihnen angebotenen 
Glücksspiele, das Verbot der Teilnahme Minderjähriger 
und Möglichkeiten der Beratung und Therapie aufzuklä-
ren. Als spielrelevante Informationen kommen insbeson-
dere in Betracht:
1. alle Kosten, die mit der Teilnahme veranlasst sind,
2. die Höhe aller Gewinne,
3. wann und wo alle Gewinne veröffentlicht werden,
4. der Prozentsatz der Auszahlungen für Gewinne vom 

Einsatz (Auszahlungsquote),
5. Informationen zu den Gewinn- und Verlustwahrschein-

lichkeiten,

6. der Annahmeschluss der Teilnahme,
7. das Verfahren, nach dem der Gewinner ermittelt wird, 

insbesondere die Information über den Zufallsmecha-
nismus, der der Generierung der zufallsabhängigen 
Spielergebnisse zugrunde liegt,

8. wie die Gewinne zwischen den Gewinnern aufgeteilt 
werden,

9. die Ausschlussfrist, bis wann Gewinner Anspruch auf 
ihren Gewinn erheben müssen,

10. der Name des Erlaubnisinhabers sowie seine Kontakt-
daten (Anschrift, E-Mail, Telefon),

11. die Handelsregisternummer (soweit vorhanden),
12. wie der Spieler Beschwerden vorbringen kann und
13. das Datum der ausgestellten Erlaubnis.
Spieler und Behörden müssen leichten Zugang zu diesen 
Informationen haben.

(2) Lose, Spielscheine, Spielquittungen und vergleichba-
re Bescheinigungen müssen Hinweise auf die von dem je-
weiligen Glücksspiel ausgehende Suchtgefahr und Hilfs-
möglichkeiten enthalten.

§ 8 
Spielersperre

(1) Zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung der 
Glücksspielsucht wird ein übergreifendes Sperrsystem 
(§ 23) unterhalten.

(2) Spielbanken und Veranstalter von Sportwetten und Lot-
terien mit besonderem Gefährdungspotential sperren Per-
sonen, die dies beantragen (Selbstsperre) oder von denen 
sie aufgrund der Wahrnehmung ihres Personals oder auf-
grund von Meldungen Dritter wissen oder aufgrund sons-
tiger tatsächlicher Anhaltspunkte annehmen müssen, dass 
sie spielsuchtgefährdet oder überschuldet sind, ihren fi nan-
ziellen Verpfl ichtungen nicht nachkommen oder Spielein-
sätze riskieren, die in keinem Verhältnis zu ihrem Einkom-
men oder Vermögen stehen (Fremdsperre).

(3) Die Sperre beträgt mindestens ein Jahr. Die Veranstal-
ter teilen die Sperre dem betroffenen Spieler unverzüglich 
schriftlich mit.

(4) Die Veranstalter haben die in § 23 Abs. 1 genannten 
Daten in eine Sperrdatei einzutragen. Ein Eintrag ist auch 
zulässig, wenn nicht alle Daten erhoben werden können.

(5) Eine Aufhebung der Sperre ist frühestens nach einem 
Jahr und nur auf schriftlichen Antrag des Spielers möglich. 
Über diesen entscheidet der Veranstalter, der die Sperre 
verfügt hat.

(6) Zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung der 
Glücksspielsucht sind die Vermittler von öffentlichen 
Glücksspielen verpfl ichtet, an dem übergreifenden Sperr-
system (§ 23) mitzuwirken. Zu diesem Zweck übermit-
teln die Vermittler die bei ihnen eingereichten Anträge 
auf Selbstsperren unverzüglich an den Veranstalter nach 
§ 10 Abs. 2, in dessen Geltungsbereich der Spieler sei-
nen Wohnsitz hat.
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Zweiter Abschnitt
Aufgaben des Staates

§ 9 
Glücksspielaufsicht

(1) Die Glücksspielaufsicht hat die Aufgabe, die Erfül-
lung der nach diesem Staatsvertrag bestehenden oder 
auf Grund dieses Staatsvertrages begründeten öffentlich-
rechtlichen Verpfl ichtungen zu überwachen sowie darauf 
hinzuwirken, dass unerlaubtes Glücksspiel und die Wer-
bung hierfür unterbleiben. Die zuständige Behörde des je-
weiligen Landes kann die erforderlichen Anordnungen im 
Einzelfall erlassen. Sie kann insbesondere
1. jederzeit Auskunft und Vorlage aller Unterlagen und 

Nachweise verlangen, die zur Prüfung im Rahmen des 
Satzes 1 erforderlich sind, sowie zum Zwecke dieser 
Prüfung während der üblichen Geschäfts- und Arbeits-
zeiten die Geschäftsräume und -grundstücke betreten, 
in denen öffentliches Glücksspiel veranstaltet oder ver-
mittelt wird,

2. Anforderungen an die Veranstaltung, Durchführung und 
Vermittlung öffentlicher Glücksspiele und die Werbung 
hierfür sowie an die Entwicklung und Umsetzung des 
Sozialkonzepts stellen,

3. die Veranstaltung, Durchführung und Vermittlung un-
erlaubter Glücksspiele und die Werbung hierfür unter-
sagen und

4. den am Zahlungsverkehr Beteiligten, insbesondere den 
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten, nach vor-
heriger Bekanntgabe unerlaubter Glücksspielangebote 
die Mitwirkung an Zahlungen für unerlaubtes Glücks-
spiel und an Auszahlungen aus unerlaubtem Glücks-
spiel untersagen.

Sofern unerlaubtes Glücksspiel in mehreren Ländern ver-
anstaltet oder vermittelt wird oder dafür in mehreren Län-
dern geworben oder in sonstiger Weise gegen öffent-
lich-rechtliche Verpfl ichtungen im Sinne des Satzes 1 
verstoßen wird, kann jedes betroffene Land die zuständi-
ge Behörde eines anderen Landes ermächtigen, auch mit 
Wirkung für das betroffene Land die erforderlichen Anord-
nungen im Einzelfall zu erlassen und zu vollstrecken. Die 
Vollstreckung richtet sich nach dem Recht des ermäch-
tigten Landes.

(2) Widerspruch und Klage gegen diese Anordnungen ha-
ben keine aufschiebende Wirkung. Im Falle der Vollstre-
ckung von Anordnungen nach Absatz 1 mittels Zwangsgeld 
soll dieses das wirtschaftliche Interesse, das der Pfl ichti-
ge an der Vornahme oder am Unterbleiben der Handlung 
hat, erreichen. Reicht das gesetzliche Höchstmaß hier-
zu nicht aus, so kann es überschritten werden. Das wirt-
schaftliche Interesse des Pfl ichtigen ist nach pfl ichtgemä-
ßem Ermessen zu schätzen.

(3) Die Länder arbeiten bei der Glücksspielaufsicht zusam-
men; sie können auch mit den zuständigen Aufsichtsbe-
hörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
der Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum zusammenarbeiten und zu diesem 
Zweck Daten austauschen, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. Soweit nach diesem Staatsver-
trag nichts anderes bestimmt ist, stimmen die Länder die 

Erlaubnisse für die in § 10 Abs. 2 genannten Veranstalter 
im Benehmen ab.

(4) Die Erlaubnis wird von der zuständigen Behörde für das 
Gebiet des jeweiligen Landes oder einen Teil dieses Ge-
bietes erteilt. Sie ist widerrufl ich zu erteilen und zu befris-
ten. Sie kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen 
versehen werden. Die Erlaubnis ist weder übertragbar noch 
kann sie einem Anderen zur Ausübung überlassen werden.

(5) Die Erlaubnis zur Einführung neuer Glücksspielange-
bote durch die in § 10 Abs. 2 und 3 genannten Veranstal-
ter setzt voraus, dass
1. der Fachbeirat (§ 10 Abs. 1 Satz 2) zuvor die Auswir-

kungen des neuen Angebotes unter Berücksichtigung 
der Ziele des § 1 auf die Bevölkerung untersucht und 
bewertet hat und

2. der Veranstalter im Anschluss an die Einführung die-
ses Glücksspiels der Erlaubnisbehörde über die sozi-
alen Auswirkungen des neuen Angebotes berichtet. 

Neuen Glücksspielangeboten steht die Einführung neuer 
oder die erhebliche Erweiterung bestehender Vertriebswe-
ge durch Veranstalter oder Vermittler gleich.

(6) Angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse 
einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Per-
sonengesellschaft sowie Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nisse, die den zuständigen Behörden, ihren Organen, ihren 
Bediensteten oder von ihnen beauftragten Dritten im Rah-
men der Durchführung ihrer Aufgabenerfüllung anvertraut 
oder sonst bekannt geworden sind, dürfen nicht unbefugt 
offenbart werden. Soweit personenbezogene Daten verar-
beitet werden, fi nden die landesrechtlichen Datenschutz-
bestimmungen Anwendung.

(7) Die Glücksspielaufsicht darf nicht durch eine Behörde 
ausgeübt werden, die für die Finanzen des Landes oder 
die Beteiligungsverwaltung der in § 10 Abs. 2 und 3 ge-
nannten Veranstalter zuständig ist.

§ 9a 
Ländereinheitliches Verfahren

(1) Der Anstalt nach § 10 Abs. 3 sowie deren Lotterie-Ein-
nehmern wird die Erlaubnis von der zuständigen Glücks-
spielaufsichtsbehörde des Landes, in dessen Gebiet die 
Anstalt ihren Sitz hat, für das Gebiet aller Länder erteilt 
(Freie und Hansestadt Hamburg).

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 erteilt die Glücksspielauf-
sichtsbehörde eines Landes für alle Länder
1. die Erlaubnis für Werbung für Lotterien und Sportwet-

ten im Internet und im Fernsehen nach § 5 Abs. 3 das 
Land Nordrhein-Westfalen,

2. die Erlaubnisse für eine gemeinsam geführte Anstalt 
nach § 10 Abs. 2 Satz 1 das Land Baden-Württemberg,

3. die Konzession nach § 4a und die Erlaubnis nach § 27 
Abs. 2 das Land Hessen und

4. die Erlaubnis nach § 12 Abs. 3 Satz 1 das Land Rhein-
land-Pfalz.

Bei unerlaubten Glücksspielen, die in mehr als einem Land 
angeboten werden, ist für Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 
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Satz 3 Nr. 4 die Glücksspielaufsichtsbehörde des Landes 
Niedersachsen zuständig.

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 zuständigen Behörden 
üben gegenüber den Erlaubnis- und Konzessionsnehmern 
auch die Aufgaben der Glücksspielaufsicht nach § 9 Abs. 1 
mit Wirkung für alle Länder aus; sie können die erforderli-
chen Anordnungen im Einzelfall erlassen und nach ihrem 
jeweiligen Landesrecht vollstrecken sowie dazu Amtshand-
lungen in anderen Ländern vornehmen. Die zuständige Be-
hörde nach Absatz 2 Satz 1 überwacht insbesondere die 
Einhaltung der Inhalts- und Nebenbestimmungen der Kon-
zession und entscheidet über Maßnahmen nach §§ 4a bis 
4e. § 9 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die nach den Absätzen 1 und 2 zuständigen Behörden 
erheben für Amtshandlungen in Erfüllung der Aufgaben 
nach den Absätzen 1 bis 3 Kosten (Gebühren und Ausla-
gen). Für die Erteilung einer Erlaubnis oder Konzession 
für das Veranstalten eines Glücksspiels wird bei geneh-
migten oder voraussichtlichen Spiel- oder Wetteinsätzen 
a) bis zu 30 Millionen Euro eine Gebühr in Höhe von 

1,0 v. T. der Spiel- oder Wetteinsätze, mindestens 
50 Euro,

b) über 30 Millionen Euro bis 50 Millionen Euro eine Ge-
bühr in Höhe von 30 000 Euro zuzüglich 0,8 v. T. der 
30 Millionen Euro übersteigenden Spiel- oder Wettein-
sätze,

c) über 50 Millionen Euro bis 100 Millionen Euro eine Ge-
bühr in Höhe von 46 000 Euro zuzüglich 0,5 v. T. der 
50 Millionen Euro übersteigenden Spiel- oder Wettein-
sätze,

d) über 100 Millionen Euro eine Gebühr in Höhe von 
71 000 Euro zuzüglich 0,3 v. T. der 100 Millionen Euro 
übersteigenden Spiel- oder Wetteinsätze

erhoben; zugrunde zu legen ist die Summe der genehmig-
ten oder voraussichtlichen Spiel- oder Wetteinsätze in allen 
beteiligten Ländern. Wird die Erlaubnis oder Konzession 
für mehrere aufeinanderfolgende Jahre oder Veranstal-
tungen erteilt, erfolgt die Berechnung gesondert für jedes 
Jahr und jede Veranstaltung, wobei sich die Gebühr nach 
Satz 2 für jedes Folgejahr oder jede Folgeveranstaltung 
um zehn v. H. ermäßigt. Für die Erteilung einer Erlaubnis 
für das Vermitteln eines Glücksspiels wird eine Gebühr in 
Höhe von 50 v. H. der Gebühr nach Satz 2 erhoben; Satz 3 
ist entsprechend anzuwenden. Für Anordnungen zur Be-
seitigung oder Beendigung rechtswidriger Zustände sowie 
für sonstige Anordnungen der Glücksspielaufsichtsbehör-
den wird eine Gebühr von 500 Euro bis 500 000 Euro er-
hoben; dabei sind der mit der Amtshandlung verbundene 
Verwaltungsaufwand aller beteiligten Behörden und Stellen 
zu berücksichtigen. Im Übrigen gelten die Kostenvorschrif-
ten des jeweiligen Sitzlandes der handelnden Behörde.

(5) Zur Erfüllung der Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 3 
besteht das Glücksspielkollegium der Länder. Dieses dient 
den nach den Abs. 1 bis 3 zuständigen Behörden als Or-
gan bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.

(6) Das Glücksspielkollegium der Länder besteht aus 
16 Mitgliedern. Jedes Land benennt durch seine oberste 
Glücksspielaufsichtsbehörde je ein Mitglied sowie dessen 

Vertreter für den Fall der Verhinderung. Das Glücksspiel-
kollegium gibt sich einvernehmlich eine Geschäftsordnung. 
§ 9 Abs. 6 gilt entsprechend.

(7) Die Länder bilden für das Glücksspielkollegium eine 
Geschäftsstelle im Land Hessen. Die Finanzierung der 
Behörden nach Absatz 2, des Glücksspielkollegiums und 
der Geschäftsstelle sowie die Verteilung der Einnahmen 
aus Verwaltungsgebühren nach § 9a werden in einer Ver-
waltungsvereinbarung der Länder geregelt.

(8) Das Glücksspielkollegium fasst seine Beschlüsse mit 
einer Mehrheit von mindestens zwei Drittel der Stimmen 
seiner Mitglieder. Die Beschlüsse sind zu begründen. In 
der Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen und 
rechtlichen Gründe mitzuteilen. Die Beschlüsse sind für 
die nach den Absätzen 1 bis 3 zuständigen Behörden und 
die Geschäftsstelle bindend; sie haben die Beschlüsse in-
nerhalb der von dem Glücksspielkollegium gesetzten Frist 
zu vollziehen.

§ 10 
Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebotes

(1) Die Länder haben zur Erreichung der Ziele des § 1 die 
ordnungsrechtliche Aufgabe, ein ausreichendes Glücks-
spielangebot sicherzustellen. Sie werden dabei von einem 
Fachbeirat beraten. Dieser setzt sich aus Personen zusam-
men, die im Hinblick auf die Ziele des § 1 über besondere 
wissenschaftliche oder praktische Erfahrungen verfügen.

(2) Auf gesetzlicher Grundlage können die Länder diese 
öffentliche Aufgabe selbst, durch eine von allen Vertrags-
ländern gemeinsam geführte öffentliche Anstalt, durch ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts oder durch 
privatrechtliche Gesellschaften, an denen juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar 
maßgeblich beteiligt sind, erfüllen. Auf der Grundlage ei-
nes Verwaltungsabkommens ist auch eine gemeinschaftli-
che Aufgabenerfüllung oder eine Aufgabenerfüllung durch 
die Unternehmung eines anderen Landes möglich, das die 
Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt.

(3) Klassenlotterien dürfen nur von einer von allen Ver-
tragsländern gemeinsam getragenen Anstalt des öffentli-
chen Rechts veranstaltet werden.

(4) Die Länder begrenzen die Zahl der Annahmestellen zur 
Erreichung der Ziele des § 1.

(5) Es ist sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil der 
Einnahmen aus Glücksspielen zur Förderung öffentlicher 
oder gemeinnütziger, kirchlicher oder mildtätiger Zwecke 
verwendet wird.

(6) Anderen als den in den Absätzen 2 und 3 Genann-
ten darf nur die Veranstaltung von Lotterien und Ausspie-
lungen nach den Vorschriften des Dritten Abschnitts er-
laubt werden.
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§ 10a 
Experimentierklausel für Sportwetten

(1) Um eine bessere Erreichung der Ziele des § 1, insbe-
sondere auch bei der Bekämpfung des in der Evaluierung 
festgestellten Schwarzmarktes, zu erproben, wird § 10 
Abs. 6 auf das Veranstalten von Sportwetten für einen 
Zeitraum von sieben Jahren ab Inkrafttreten des Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrages nicht angewandt.

(2) Sportwetten dürfen in diesem Zeitraum nur mit einer 
Konzession (§§ 4a bis 4e) veranstaltet werden.

(3) Die Höchstzahl der Konzessionen wird auf 20 fest-
gelegt.

(4) Die Konzession gibt dem Konzessionsnehmer nach 
Maßgabe der gemäß § 4c Abs. 2 festgelegten Inhalts- und 
Nebenbestimmungen das Recht, abweichend vom Ver-
bot des § 4 Abs. 4 Sportwetten im Internet zu veranstal-
ten und zu vermitteln. § 4 Abs. 5 und 6 ist entsprechend 
anzuwenden. Der Geltungsbereich der Konzession ist auf 
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und der Staa-
ten, die die deutsche Erlaubnis für ihr Hoheitsgebiet aner-
kennen, beschränkt.

(5) Die Länder begrenzen die Zahl der Wettvermittlungs-
stellen zur Erreichung der Ziele des § 1. Die Vermittlung 
von Sportwetten in diesen Stellen bedarf der Erlaubnis 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1; § 29 Abs. 2 Satz 2 ist entspre-
chend anzuwenden.

§ 11 
Suchtforschung

Die Länder stellen die wissenschaftliche Forschung zur 
Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren durch Glücks-
spiele sicher.

Dritter Abschnitt
Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential

§ 12
Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis gemäß § 4 Abs. 1 darf nur erteilt wer-
den, wenn
1. der Veranstaltung keine Versagungsgründe nach § 13 

entgegenstehen,
2. die in §§ 14, 15 Abs. 1 und 2, § 16 Abs. 3 genannten 

Voraussetzungen vorliegen,
3. mit der Veranstaltung keine wirtschaftlichen Zwecke 

verfolgt werden, die über den mit dem Hinweis auf die 
Bereitstellung von Gewinnen verbundenen Werbeef-
fekt hinausgehen, und

4. nicht zu erwarten ist, dass durch die Veranstaltung 
selbst oder durch die Verwirklichung des Veranstal-
tungszwecks oder die Verwendung des Reinertrages 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird 
oder die Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
zu anderen Staaten beeinträchtigt werden.

Satz 1 Nr. 3 gilt nicht für Lotterien in der Form des Gewinn-
sparens, wenn von einem Teilnahmebetrag ein Teilbetrag 

von höchstens 25 v. H. als Losanteil für die Gewinnspar-
lotterie verwendet wird.

(2) In der Erlaubnis ist auch zu entscheiden, inwieweit die 
Anforderungen der §§ 6 und 7 zu erfüllen sind.

(3) Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länderüber-
greifenden Spielplan in allen Ländern veranstaltet werden, 
so wird die Erlaubnis zu deren Durchführung ländereinheit-
lich erteilt. Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen län-
derübergreifenden Spielplan nur in einigen Ländern veran-
staltet werden, so kann das Land, in dem der Veranstalter 
seinen Sitz hat, die Erlaubnis auch mit Wirkung für die Län-
der erteilen, die dazu ermächtigt haben.

§ 13 
Versagungsgründe

(1) Eine Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn die Ver-
anstaltung § 4 Abs. 2 bis 6 widerspricht. Dies ist vor allem 
der Fall, wenn nicht auszuschließen ist, dass die Veran-
staltung der Lotterie wegen des insgesamt bereits vor-
handenen Glücksspielangebotes, insbesondere im Hin-
blick auf die Zahl der bereits veranstalteten Glücksspiele 
oder deren Art oder Durchführung den Spieltrieb in beson-
derer Weise fördert.

(2) Eine Erlaubnis darf insbesondere nicht erteilt wer-
den, wenn
1. der Spielplan vorsieht, dass

a) die Bekanntgabe der Ziehungsergebnisse öfter als 
zweimal wöchentlich erfolgt,

b) der Höchstgewinn einen Wert von 2 Millionen Euro 
übersteigt oder

c) Teile des vom Spieler zu entrichtenden Entgeltes 
zu dem Zweck angesammelt werden, Gewinne für 
künftige Ziehungen zu schaffen (planmäßiger Jack-
pot), oder

2. eine interaktive Teilnahme in Rundfunk und Telemedi-
en mit zeitnaher Gewinnbekanntgabe ermöglicht wird.

§ 14
Veranstalter

(1) Eine Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Ver-
anstalter
1. die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körper-

schaftsteuergesetzes erfüllt und
2. zuverlässig ist, insbesondere die Gewähr dafür bietet, 

dass die Veranstaltung ordnungsgemäß und für die 
Spieler sowie die Erlaubnisbehörde nachvollziehbar 
durchgeführt und der Reinertrag zweckentsprechend 
verwendet wird. 

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die von den in § 10 Abs. 2 und 3 
genannten Veranstaltern und von der Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts "Bayerisches Rotes Kreuz" veranstalte-
ten Lotterien und für Veranstaltungen in der Form des Ge-
winnsparens (§ 12 Abs. 1 Satz 2).

(2) Soll die Veranstaltung ganz oder überwiegend von ei-
nem Dritten durchgeführt werden, darf die Erlaubnis nur 
erteilt werden, wenn nicht die Gefahr besteht, dass durch 
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die Durchführung die Transparenz und Kontrollierbarkeit 
der Veranstaltung beeinträchtigt wird und der Dritte
1. die Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt und
2. hinsichtlich der Durchführung der Veranstaltung den 

Weisungen des Veranstalters unterliegt und keinen 
maßgeblichen rechtlichen oder tatsächlichen Einfl uss 
auf den Veranstalter hat.

§ 15 
Spielplan, Kalkulation und Durchführung der Veranstaltung

(1) Nach dem Spielplan müssen der Reinertrag, die Ge-
winnsumme und die Kosten in einem angemessenen Ver-
hältnis zueinander stehen; die Kosten der Veranstaltung 
sind so gering wie möglich zu halten. Reinertrag ist der 
Betrag, der sich aus der Summe der Entgelte nach Abzug 
von Kosten, Gewinnsumme und Steuern ergibt. Für den 
Reinertrag und die Gewinnsumme sollen im Spielplan je-
weils mindestens 30 v. H. der Entgelte vorgesehen sein 
und es darf kein Grund zu der Annahme bestehen, dass 
diese Anteile nicht erreicht werden. Bei der Antragstellung 
ist eine Kalkulation vorzulegen, aus der sich die voraus-
sichtlichen Kosten der Veranstaltung, die Gewinnsumme, 
die Steuern und der Reinertrag ergeben. Zeigt sich nach 
Erteilung der Erlaubnis, dass die kalkulierten Kosten vor-
aussichtlich überschritten werden, ist dies der Erlaubnis-
behörde unverzüglich anzuzeigen und eine neue Kalku-
lation vorzulegen.

(2) In den Kosten der Lotterie dürfen Kosten von Dritten im 
Sinne des § 14 Abs. 2 nach Art und Umfang nur insoweit 
berücksichtigt werden, als sie den Grundsätzen wirtschaft-
licher Betriebsführung entsprechen. Die Vergütung des 
Dritten soll nicht abhängig vom Umsatz berechnet werden.

(3) Der Veranstalter hat der zuständigen Behörde alle Un-
terlagen vorzulegen und alle Auskünfte zu erteilen, die zur 
Überprüfung der ordnungsgemäßen Durchführung der Lot-
terie erforderlich sind. Insbesondere hat er eine Abrech-
nung vorzulegen, aus der sich die tatsächliche Höhe der 
Einnahmen, des Reinertrages, der Gewinnausschüttung 
und der Kosten der Veranstaltung ergibt.

(4) Die zuständige Behörde kann auf Kosten des Veran-
stalters einen staatlich anerkannten Wirtschaftsprüfer be-
auftragen oder dessen Beauftragung vom Veranstalter 
verlangen, damit ein Gutachten zur Überprüfung der ord-
nungsgemäßen Planung oder Durchführung der Lotterie, 
insbesondere zur Angemessenheit der Kosten der Lotte-
rie, erstattet und der Behörde vorgelegt wird. Die Kosten 
des Gutachtens sind Kosten der Lotterie.

§ 16 
Verwendung des Reinertrages

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah für den 
in der Erlaubnis festgelegten Zweck verwendet werden.

(2) Will der Veranstalter den Reinertrag für einen ande-
ren als den in der Erlaubnis festgelegten gemeinnützigen, 
kirchlichen oder mildtätigen Zweck verwenden oder kann 
der Verwendungszweck nicht oder nicht zeitnah verwirklicht 
werden, hat der Veranstalter dies der zuständigen Behör-

de unverzüglich anzuzeigen. Diese kann nach Anhörung 
des Veranstalters den Verwendungszweck neu festlegen.

(3) Ein angemessener Anteil des Reinertrages soll in dem 
Land verwendet werden, in dem die Lotterie veranstal-
tet wird.

§ 17 
Form und Inhalt der Erlaubnis

Die Erlaubnis wird schriftlich erteilt. In ihr sind insbeson-
dere festzulegen
1. der Veranstalter sowie im Fall des § 14 Abs. 2 der Drit-

te,
2. Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der Ver-

anstaltung,
3. der Verwendungszweck des Reinertrages, die Art und 

Weise des Nachweises der Verwendung und der Zeit-
punkt, zu dem der Nachweis zu erbringen ist,

4. der Spielplan und
5. die Vertriebsform.

§ 18 
Kleine Lotterien

Die Länder können von den Regelungen des Staatsver-
trages für Lotterien abweichen, bei denen
1. die Summe der zu entrichtenden Entgelte den Betrag 

von 40 000 Euro nicht übersteigt,
2. der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für ge-

meinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke ver-
wandt wird und

3. der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils mindes-
tens 25 v.H. der Entgelte betragen.

Vierter Abschnitt
Gewerbliche Spielvermittlung

§ 19
Gewerbliche Spielvermittlung

(1) Neben den §§ 4 bis 8 und unbeschadet sonstiger ge-
setzlicher Regelungen gelten für die Tätigkeit des gewerb-
lichen Spielvermittlers folgende Anforderungen:
1. Der gewerbliche Spielvermittler hat mindestens zwei 

Drittel der von den Spielern vereinnahmten Beträge 
für die Teilnahme am Spiel an den Veranstalter wei-
terzuleiten. Dies hat er durch einen zur unabhängigen 
Ausübung eines rechts- oder steuerberatenden Berufs 
befähigten Beauftragten zur Vorlage bei der Erlaubnis-
behörde bestätigen zu lassen. Er hat die Spieler vor 
Vertragsabschluss in Textform klar und verständlich auf 
den für die Spielteilnahme an den Veranstalter weiter-
zuleitenden Betrag hinzuweisen sowie ihnen unver-
züglich nach Vermittlung des Spielauftrages den Ver-
anstalter mitzuteilen.

2. Gewerbliche Spielvermittler und von ihnen oder den 
Spielinteressenten im Sinne des § 3 Abs. 6 beauftrag-
te Dritte sind verpfl ichtet, bei jeder Spielteilnahme dem 
Veranstalter die Vermittlung offenzulegen.

3. Gewerbliche Spielvermittler sind verpfl ichtet, dafür Sor-
ge zu tragen, dass bei Vertragsabschluss ein zur unab-
hängigen Ausübung eines rechts- oder steuerberaten-
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den Berufes befähigter Treuhänder mit der Verwahrung 
der Spielquittungen und der Geltendmachung des Ge-
winnanspruches gegenüber dem Veranstalter beauf-
tragt wird. Dem Spieler ist bei Vertragsabschluss ein 
Einsichtsrecht an den Spielquittungen, die in seinem 
Auftrag vermittelt worden sind, einzuräumen. Wird ein 
Gewinnanspruch vom Spieler nicht innerhalb einer Frist 
von drei Monaten beim Treuhänder geltend gemacht, 
so ist der Gewinnbetrag an den Veranstalter abzufüh-
ren.

(2) Werden gewerbliche Spielvermittler in allen oder meh-
reren Ländern tätig, so werden die Erlaubnisse nach § 4 
Abs. 1 Satz 1 gebündelt von der zuständigen Glücks-
spielaufsichtsbehörde des Landes Niedersachsen erteilt. 
§ 9a Abs. 3, 5 bis 8 ist hierbei anzuwenden.

(3) § 4 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden.

Fünfter Abschnitt
Besondere Vorschriften

§ 20
Spielbanken

(1) Zur Erreichung der Ziele des § 1 ist die Anzahl der Spiel-
banken in den Ländern zu begrenzen.

(2) Gesperrte Spieler dürfen am Spielbetrieb in Spielban-
ken nicht teilnehmen. Die Durchsetzung des Verbots ist 
durch Kontrolle des Ausweises oder eine vergleichbare 
Identitätskontrolle und Abgleich mit der Sperrdatei zu ge-
währleisten.

§ 21
Sportwetten

(1) Wetten können als Kombinationswetten oder Einzel-
wetten auf den Ausgang von Sportereignissen oder Ab-
schnitten von Sportereignissen erlaubt werden. In der 
Erlaubnis sind Art und Zuschnitt der Sportwetten im Ein-
zelnen zu regeln.

(2) In einem Gebäude oder Gebäudekomplex, in dem sich 
eine Spielhalle oder eine Spielbank befi ndet, dürfen Sport-
wetten nicht vermittelt werden.

(3) Die Veranstaltung und Vermittlung von Sportwetten 
muss organisatorisch, rechtlich, wirtschaftlich und perso-
nell getrennt sein von der Veranstaltung oder Organisati-
on von Sportereignissen und dem Betrieb von Einrichtun-
gen, in denen Sportveranstaltungen stattfi nden. Beteiligte, 
die direkt oder indirekt auf den Ausgang eines Wettereig-
nisses Einfl uss haben, sowie von diesen Personen beauf-
tragte Dritte, dürfen keine Sportwetten auf den Ausgang 
oder den Verlauf des Sportereignisses abschließen, noch 
Sportwetten durch andere fördern. Die zuständige Behör-
de kann weitere geeignete Maßnahmen zur Vermeidung 
von Wettmanipulationen wie die Einrichtung eines Früh-
warnsystems verlangen.

(4) Die Verknüpfung der Übertragung von Sportereignissen 
in Rundfunk und Telemedien mit der Veranstaltung oder 

Vermittlung von Sportwetten ist nicht zulässig. Wetten wäh-
rend des laufenden Sportereignisses sind unzulässig. Da-
von abweichend können Sportwetten, die Wetten auf das 
Endergebnis sind, während des laufenden Sportereignis-
ses zugelassen werden (Endergebniswetten); Wetten auf 
einzelne Vorgänge während des Sportereignisses (Ereig-
niswetten) sind ausgeschlossen.

(5) Gesperrte Spieler dürfen an Wetten nicht teilnehmen. 
Die Durchsetzung des Verbots ist durch Kontrolle des Aus-
weises oder eine vergleichbare Identitätskontrolle und Ab-
gleich mit der Sperrdatei zu gewährleisten.

§ 22
Lotterien mit planmäßigem Jackpot

(1) Die Höhe planmäßiger Jackpots ist zur Erreichung der 
Ziele des § 1 in der Erlaubnis zu begrenzen. Lotterien mit 
planmäßigem Jackpot dürfen nicht häufi ger als zweimal pro 
Woche veranstaltet werden. Die Veranstaltung von Lotte-
rien mit planmäßigem Jackpot ist auch in Kooperation mit 
anderen Lotterieveranstaltern grenzüberschreitend zuläs-
sig. Die Auswirkungen auf die Bevölkerung sind mit einer 
wissenschaftlichen Begleituntersuchung zu evaluieren.

(2) Gesperrte Spieler dürfen an Lotterien der in § 10 Abs. 2 
genannten Veranstalter, die häufi ger als zweimal pro Wo-
che veranstaltet werden, nicht teilnehmen. Die Durchset-
zung dieses Verbots ist durch Kontrolle des Ausweises 
oder eine vergleichbare Identitätskontrolle und Abgleich 
mit der Sperrdatei zu gewährleisten.

Sechster Abschnitt
Datenschutz

§ 23
Sperrdatei, Datenverarbeitung

(1) Mit der Sperrdatei, die zentral von der zuständigen Be-
hörde des Landes Hessen geführt wird, werden die für eine 
Sperrung erforderlichen Daten verarbeitet und genutzt. Es 
dürfen folgende Daten gespeichert werden:
1. Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen,
2. Aliasnamen, verwendete Falschnamen,
3. Geburtsdatum,
4. Geburtsort,
5. Anschrift,
6. Lichtbilder,
7. Grund der Sperre,
8. Dauer der Sperre und
9. meldende Stelle.
Daneben dürfen die Dokumente, die zur Sperrung geführt 
haben, gespeichert werden.

(2) Die gespeicherten Daten sind im erforderlichen Umfang 
an die Stellen zu übermitteln, die Spielverbote zu überwa-
chen haben. Die Datenübermittlung kann auch durch au-
tomatisierte Abrufverfahren erfolgen.

(3) Datenübermittlungen an öffentliche Stellen, insbeson-
dere an Strafverfolgungsbehörden und Gerichte, sind nach 
den gesetzlichen Vorschriften zulässig.
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(4) Erteilte Auskünfte und Zugriffe im elektronischen Sys-
tem sind zu protokollieren.

(5) Die Daten sind sechs Jahre nach Ablauf der Sperre zu 
löschen. Es ist zulässig, die Löschung am Ende des sechs-
ten Jahres vorzunehmen.

(6) Soweit in diesem Staatsvertrag nichts anderes bestimmt 
ist, sind die jeweiligen Vorschriften für den Schutz perso-
nenbezogener Daten anzuwenden, auch wenn die Daten 
nicht in Dateien verarbeitet oder genutzt werden.

Siebter Abschnitt
Spielhallen

§ 24 
Erlaubnisse

(1) Unbeschadet sonstiger Genehmigungserfordernisse 
bedürfen die Errichtung und der Betrieb einer Spielhalle 
einer Erlaubnis nach diesem Staatsvertrag.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Errichtung und 
der Betrieb einer Spielhalle den Zielen des § 1 zuwider-
laufen. Sie ist schriftlich zu erteilen und zu befristen. Die 
Erlaubnis kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden.

(3) Das Nähere regeln die Ausführungsbestimmungen 
der Länder.

§ 25
Beschränkungen von Spielhallen

(1) Zwischen Spielhallen ist ein Mindestabstand einzuhal-
ten (Verbot von Mehrfachkonzessionen). Das Nähere re-
geln die Ausführungsbestimmungen der Länder.

(2) Die Erteilung einer Erlaubnis für eine Spielhalle, die in 
einem baulichen Verbund mit weiteren Spielhallen steht, 
insbesondere in einem gemeinsamen Gebäude oder Ge-
bäudekomplex untergebracht ist, ist ausgeschlossen.

(3) Die Länder können die Anzahl der in einer Gemeinde 
zu erteilenden Erlaubnisse begrenzen.

§ 26
Anforderungen an die Ausgestaltung und 

den Betrieb von Spielhallen

(1) Von der äußeren Gestaltung der Spielhalle darf kei-
ne Werbung für den Spielbetrieb oder die in der Spielhal-
le angebotenen Spiele ausgehen oder durch eine beson-
ders auffällige Gestaltung ein zusätzlicher Anreiz für den 
Spielbetrieb geschaffen werden.

(2) Die Länder setzen für Spielhallen zur Sicherstellung 
der Ziele des § 1 Sperrzeiten fest, die drei Stunden nicht 
unterschreiten dürfen.

Achter Abschnitt
Pferdewetten

§ 27
Pferdewetten

(1) Pferdewetten dürfen nur mit einer Erlaubnis nach dem 
Rennwett- und Lotteriegesetz veranstaltet oder vermittelt 
werden. Für die Vermittlung von Pferdewetten darf eine 
Erlaubnis nur erteilt werden, wenn die zuständigen deut-
schen Behörden den Abschluss dieser Pferdewetten im 
Inland oder den Betrieb eines Totalisators für diese Pfer-
dewetten im Inland erlaubt haben. § 4 Abs. 2 Satz 1 und 
Abs. 3 sind anwendbar.

(2) § 4 Abs. 4 ist anwendbar. Abweichend von Satz 1 kann 
das Veranstalten und Vermitteln von nach Absatz 1 erlaub-
ten Pferdewetten im Internet unter den in § 4 Abs. 5 ge-
nannten Voraussetzungen im ländereinheitlichen Verfah-
ren erlaubt werden.

(3) Auf Festquotenwetten fi nden § 8 Abs. 6 und § 21 Abs. 5 
entsprechende Anwendung.

Neunter Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 28
Regelungen der Länder

Die Länder erlassen die zur Ausführung dieses Staatsver-
trages notwendigen Bestimmungen. Sie können weiterge-
hende Anforderungen insbesondere zu den Voraussetzun-
gen des Veranstaltens und Vermittelns von Glücksspielen 
festlegen. In ihren Ausführungsgesetzen können sie auch 
vorsehen, dass Verstöße gegen die Bestimmungen die-
ses Staatsvertrages mit Geldbuße oder Strafe geahndet 
werden.

§ 29
Übergangsregelungen

(1) Die bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrages erteil-
ten Erlaubnisse der Veranstalter im Sinne des § 10 Abs. 2 
und 3 und die ihnen nach Landesrecht gleichstehenden 
Befugnisse gelten - auch wenn im Bescheid eine kürze-
re Frist festgelegt ist - bis zum 31. Dezember 2012 als Er-
laubnis mit der Maßgabe fort, dass die Regelungen die-
ses Staatsvertrages - abgesehen vom Erlaubniserfordernis 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 - Anwendung fi nden. Die Veranstal-
ter nach § 10 Abs. 2 und 3 haben spätestens zum 1. Janu-
ar 2013 eine neue Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 einzuholen. 
Abweichend von § 10a Abs. 2 und 5 ist das gemeinsame 
Sportwettangebot der Veranstalter nach § 10 Abs. 2 und 
dessen Vermittlung durch Annahmestellen ein Jahr nach 
Erteilung der Konzessionen nach § 10a in Verbindung mit 
§ 4c zulässig.

(2) Absatz 1 fi ndet entsprechende Anwendung auf die 
Vermittler von erlaubten öffentlichen Glücksspielen (ein-
schließlich der Lotterie-Einnehmer der Klassenlotterien 
und der gewerblichen Spielvermittler). Soweit Vermittler in 
die Vertriebsorganisation eines Veranstalters eingegliedert 
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sind, stellt der Veranstalter den Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 für die für ihn tätigen Vermittler.

(3) Die zuständige Behörde übernimmt die Führung der 
Sperrdatei nach § 23 Abs. 1 Satz 1 spätestens zum 1. Juli 
2013. Zu diesem Zweck übermitteln die bislang für die  Füh-
rung der Sperrdatei der Veranstalter nach § 10 Abs. 2 zu-
ständigen Stellen die bei ihnen gespeicherten Spielersper-
ren im Sinne des § 8 Abs. 2. Bis zur Übernahme bleiben 
deren bislang bestehende Aufgaben unberührt; die Veran-
stalter nach § 10 Abs. 2 stellen die Berücksichtigung der 
nach § 8 Abs. 6 übermittelten Anträge auf Selbstsperren 
sicher. Die Veranstalter nach § 10 Abs. 2 übernehmen je-
weils hinsichtlich der Spieler, deren Wohnsitz in ihrem Gel-
tungsbereich liegt, die Aufgabe nach § 8 Abs. 5 Satz 2, 
wenn der Veranstalter, der die Sperre verfügt hat, seine 
Erlaubnis oder Konzession nicht mehr nutzt.

(4) Die Regelungen des Siebten Abschnitts fi nden ab In-
krafttreten dieses Staatsvertrags Anwendung. Spielhal-
len, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staats-
vertrags bestehen und für die bis zum 28. Oktober 2011 
eine Erlaubnis nach § 33i Gewerbeordnung erteilt worden 
ist, deren Geltungsdauer nicht innerhalb von fünf Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Vertrages endet, gelten bis zum 
Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags 
als mit §§ 24 und 25 vereinbar. Spielhallen, für die nach 
dem 28. Oktober 2011 eine Erlaubnis nach § 33i Gewer-
beordnung erteilt worden ist, gelten bis zum Ablauf von ei-
nem Jahr nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrags als mit 
§§ 24 und 25 vereinbar. Die für die Erteilung einer Erlaub-
nis nach § 24 zuständigen Behörden können nach Ablauf 
des in Satz 2 bestimmten Zeitraums eine Befreiung von 
der Erfüllung einzelner Anforderungen des § 24 Abs. 2 
sowie § 25 für einen angemessenen Zeitraum zulassen, 
wenn dies zur Vermeidung unbilliger Härten erforderlich 
ist; hierbei sind der Zeitpunkt der Erteilung der Erlaubnis 
gemäß § 33i Gewerbeordnung sowie die Ziele des § 1 zu 
berücksichtigen. Das Nähere regeln die Ausführungsbe-
stimmungen der Länder.

(5) Buchmachererlaubnisse nach dem Rennwett- und Lot-
teriegesetz gelten im bisherigen Umfang bis zum Ablauf ei-
nes Jahres nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages fort.

§ 30
Weitere Regelungen

(1) Die zuständige Behörde kann eine Lotterie, die bei In-
krafttreten dieses Vertrages von mehreren Veranstaltern 
in allen Ländern durchgeführt wird und bei der der Reiner-
trag ausschließlich zur Erfüllung der in § 10 Abs. 5 genann-
ten Zwecke verwandt wird, abweichend von § 12 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3, § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 1 und § 15 Abs. 1 
Satz 3 erlauben.

(2) Der Reinertrag von Veranstaltungen in der Form des 
Gewinnsparens muss mindestens 25 v.H. der Entgelte 
betragen. Der Reinertrag ist für gemeinnützige, kirchliche 
oder mildtätige Zwecke zu verwenden. Erlaubnisse kön-
nen allgemein erteilt werden.

§ 31
Verhältnis zu weiteren staatsvertraglichen Regelungen

für die Klassenlotterien

(1) Soweit die Regelungen des Staatsvertrages zwischen 
den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen und Thüringen über eine Staatliche 
Klassenlotterie vom 26. Mai 1992 (SKL-Staatsvertrag) oder 
die Regelungen des Staatsvertrages zwischen den Län-
dern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Hol-
stein, Freie und Hansestadt Hamburg, Freie Hansestadt 
Bremen, Saarland, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen-Anhalt über eine Staatliche Klas-
senlotterie vom 30. Juni/1. September 2008 (NKL-Staats-
vertrag) sowie die Regelungen des Staatsvertrages über 
die Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der 
Länder vom 15. Dezember 2011/19. Januar 2012 (GKL-
StV) im Widerspruch zu Regelungen dieses Staatsver-
trags stehen, sind die Regelungen dieses Staatsvertrags 
vorrangig anzuwenden.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages gehen die der 
Süddeutschen Klassenlotterie und der Nordwestdeutschen 
Klassenlotterie erteilten Erlaubnisse zur Veranstaltung von 
Klassenlotterien auf die Gemeinsame Klassenlotterie über. 
Erlaubnisse nach § 4 werden Klassenlotterien abweichend 
von den jeweiligen Staatsverträgen von der nach diesem 
Staatsvertrag zuständigen Behörde erteilt.

§ 32
Evaluierung

Die Auswirkungen dieses Staatsvertrages, insbesondere 
der §§ 4a bis 4e, 9, 9a und 10a, auf die Entwicklung und 
Ausbreitung von unerlaubten Glücksspielen in Schwarz-
märkten, sind von den Glücksspielaufsichtsbehörden der 
Länder unter Mitwirkung des Fachbeirats zu evaluieren. 
Ein zusammenfassender Bericht ist fünf Jahre nach In-
krafttreten des Staatsvertrages vorzulegen.

§ 33
Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision zum 
Bundesverwaltungsgericht auch darauf gestützt werden, 
dass das angefochtene Urteil auf der Verletzung der Be-
stimmungen dieses Staatsvertrages beruhe.

§ 34
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Staats-
vertrag gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 35
Befristung, Fortgelten

(1) Die Ministerpräsidentenkonferenz kann aufgrund der 
Ergebnisse der Evaluierung (§ 32) mit mindestens 13 
Stimmen die Befristung der Experimentierklausel in § 10a 
Abs. 1 aufheben.



 Nr. 7 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 29. Juni 2012     177

(2) Dieser Staatsvertrag tritt mit Ablauf des 30. Juni 2021 
außer Kraft, sofern nicht die Ministerpräsidentenkonferenz 
mit mindestens 13 Stimmen das Fortgelten des Staatsver-
trages beschließt. In diesem Fall gilt der Staatsvertrag unter 
den Ländern fort, die dem Beschluss zugestimmt haben.

(3) Der Staatsvertrag kann von jedem der Länder, in de-
nen er fortgilt, zum Schluss eines Kalenderjahres gekün-
digt werden. Die Kündigung ist schriftlich gegenüber dem 
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz zu erklä-
ren. Die Kündigung eines Landes lässt das zwischen den 
übrigen Ländern bestehende Vertragsverhältnis unberührt, 
jedoch kann jedes der übrigen Länder das Vertragsverhält-
nis binnen einer Frist von drei Monaten nach Eingang der 
Benachrichtigung über die gegenüber dem Vorsitzenden 
der Ministerpräsidentenkonferenz erfolgte Kündigungser-
klärung zum selben Zeitpunkt kündigen.

Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. Sind 
bis zum 30. Juni 2012 nicht mindestens 13 Ratifi kations-
urkunden bei der Staatskanzlei des Landes Sachsen-An-
halt hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(2) Die Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt teilt den 
Ländern die Hinterlegung der Ratifi kationsurkunden mit.

(2a) Andere Länder können diesem Vertrag beitreten. Der 
Beitritt erfolgt durch schriftliche Erklärung des Beitritts ge-
genüber der Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt 
und, soweit die Zustimmung der gesetzgebenden Körper-
schaft des beitretenden Landes erforderlich ist, mit deren 
Zustimmung. Über den Eingang der Beitrittserklärung un-
terrichtet die Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt 
die übrigen vertragsschließenden Länder. Die Regelungen 
dieses Vertrags treten für das beitretende Land am Tage 
nach dem Eingang der Beitrittserklärung bei der Staats-
kanzlei des Landes Sachsen-Anhalt in Kraft. Soweit die 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaft des beitre-
tenden Landes erforderlich ist, treten die Regelungen für 
das beitretende Land am Tag nach dem Eingang der An-
zeige dieser Zustimmung bei der Staatskanzlei des Lan-
des Sachsen-Anhalt in Kraft.

(3) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages tritt der Staats-
vertrag über die Regionalisierung von Teilen der von den 
Unternehmen des Deutschen Lotto- und Totoblocks erziel-
ten Einnahmen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 2004 außer Kraft.

(4) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages endet die Fort-
geltung der Regelungen des Staatsvertrages zum Glücks-
spielwesen in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag 
- GlüStV) vom 30. Januar 2007/31. Juli 2007 nach den 
Ausführungsgesetzen der Länder.

Anhang 
"Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung 

von Glücksspielsucht"

Zur Vermeidung und Bekämpfung von Glücksspielsucht 
gelten die folgenden Richtlinien:

1. Die Veranstalter
a) benennen Beauftragte für die Entwicklung von So-

zialkonzepten,
b) erheben Daten über die Auswirkungen der von ih-

nen angebotenen Glücksspiele auf die Entstehung 
von Glücksspielsucht und berichten hierüber so-
wie über den Erfolg der von ihnen zum Spieler-
schutz getroffenen Maßnahmen alle zwei Jahre 
den Glücksspielaufsichtsbehörden,

c) schulen das für die Veranstaltung, Durchführung 
und gewerbliche Vermittlung öffentlichen Glücks-
spiels eingesetzte Personal in der Früherkennung 
problematischen Spielverhaltens, zum Beispiel dem 
plötzlichen Anstieg des Entgelts oder der Spiel-
frequenz,

d) schließen das in den Annahmestellen beschäftigte 
Personal vom dort angebotenen Glücksspiel aus,

e) ermöglichen es den Spielern, ihre Gefährdung ein-
zuschätzen, und

f) richten eine Telefonberatung mit einer bundesweit 
einheitlichen Telefonnummer ein.

2. Eine Information über Höchstgewinne ist mit der Auf-
klärung über die Wahrscheinlichkeit von Gewinn und 
Verlust zu verbinden.

3. Die Vergütung der leitenden Angestellten von Glücks-
spielveranstaltern darf nicht abhängig vom Umsatz be-
rechnet werden.

Für das Land Baden-Württemberg
Berlin, den 15. Dezember 2011
Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern
Berlin, den 15. Dezember 2011 
Horst Seehofer

Für das Land Berlin
Berlin, den 15. Dezember 2011
Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg
Berlin, den 15. Dezember 2011
Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 15. Dezember 2011
Olaf Scholz
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Für das Land Hessen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Volker Bouffi er

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 15. Dezember 2011
Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011
David McAllister

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 15. Dezember 2011
Kurt Beck

Für das Saarland
Berlin, den 15. Dezember 2011
Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 15. Dezember 2011
Dr. Reiner Haseloff

Für den Freistaat Thüringen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Christine Lieberknecht

Staatsvertrag über die Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder 
(GKL-StV)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
(im Folgenden: "die Vertragsländer" genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

§ 1
Errichtung, Rechtsform, Sitz

(1) Die Vertragsländer errichten mit Wirkung zum 1. Juli 
2012 eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts un-
ter der Bezeichnung

"GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder" 
(im Folgenden "Anstalt").

Sie hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der 
nachfolgenden Bestimmungen.

(2) Die Anstalt hat einen Sitz in der Freien und Hanse-
stadt Hamburg und einen Sitz in München. Der für den 
Gerichtsstand und die Bestimmung der zuständigen Be-
hörden maßgebliche Sitz befi ndet sich in der Freien und 
Hansestadt Hamburg.

(3) Für die Anstalt gilt das Recht der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, soweit in diesem Staatsvertrag oder in der 
Satzung der Anstalt nichts anderes bestimmt ist.

§ 2
Zweck der Anstalt

(1) Aufgabe der Anstalt ist die Wahrnehmung der ord-
nungsrechtlichen Aufgabe der Sicherstellung eines ausrei-
chenden Glücksspielangebotes durch Veranstaltung von 
staatlichen Klassenlotterien und ähnlichen Spielangebo-
ten (Glücksspiele).

(2) Die Anstalt darf sich an anderen Unternehmen beteili-
gen oder mit solchen kooperieren, soweit es der Erfüllung 
ihrer Aufgaben aus diesem Vertrag dient.

§ 3
Organe

Die Organe der Anstalt sind:
1. die Versammlung der Trägerländer,
2. der Vorstand.

§ 4
Versammlung der Trägerländer

(1) In der Versammlung der Trägerländer (Gewährträger-
versammlung) nehmen die Vertragsländer ihre Rechte als 
Träger der Anstalt wahr.

(2) Jedes Vertragsland entsendet eine Vertreterin oder ei-
nen Vertreter in die Gewährträgerversammlung. Jedes 
Vertragsland verfügt über so viele Stimmen, wie ihm nach 
dem bis 31. Dezember des Vorjahres im Bundesanzei-
ger veröffentlichten Königsteiner Schlüssel Prozentpunk-
te zustehen.
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(3) Die Gewährträgerversammlung überwacht die Ge-
schäftsführung und bestimmt die Grundzüge der Ge-
schäftspolitik. Sie vertritt die Anstalt gerichtlich und au-
ßergerichtlich gegenüber dem Vorstand sowie dem 
Abschlussprüfer und Prüfern für außerordentliche Prüfun-
gen bei der Erteilung des Prüfungsauftrags und dem Ab-
schluss der Honorarvereinbarung.

(4) Die Mitglieder der Gewährträgerversammlung wählen 
aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertre-
ter für jeweils zwei Jahre. Der Vorsitzende bereitet die Sit-
zungen der Gewährträgerversammlung vor.

(5) Die Gewährträgerversammlung beschließt über:
1. die Satzung und deren Änderung,
2. Änderungen des Verteilungsschlüssels für Gewinn und 

Verlust der Anstalt und für die Einnahmen aus der Lot-
teriesteuer auf die Vertragsländer,

3. den Abschluss von Unternehmensverträgen,
4. die Feststellung des Jahresabschlusses,
5. die Ergebnisverwendung,
6. die Wahl des Abschlussprüfers und von Prüfern für au-

ßerordentliche Prüfungen,
7. den Erwerb oder die vollständige oder teilweise Veräu-

ßerung von Beteiligungen an anderen Unternehmen,
8 die Geschäftsordnung für den Vorstand,
9. die Bestellung, Anstellung, Abberufung und Kündigung 

der Mitglieder des Vorstandes,
10. die Entlastung der Vorstandsmitglieder,
11. den Wirtschaftsplan,
12. neue Glücksspielangebote, die bei der Erlaubnisbe-

hörde beantragt werden sollen,
13. Grundsatzfragen der Produktentwicklung, des Vertriebs 

und der Werbung,
14. die Aufnahme von Krediten,
15. andere Angelegenheiten nach Bestimmung der Sat-

zung.
Beschlüsse der Gewährträgerversammlung bedürfen der 
Mehrheit der bei der Abstimmung vertretenen Stimmen und 
der Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden Ver-
tragsländer. Beschlüsse nach Satz 1 Nummern 1, 2 und 3 
sind einstimmig zu treffen; Stimmenthaltungen stehen der 
Einstimmigkeit nicht entgegen.

(6) Die Gewährträgerversammlung kann sich für weitere 
Arten von Geschäften die Zustimmung vorbehalten.

(7) Die Gewährträgerversammlung bildet Ausschüsse nach 
Maßgabe der Satzung.

§ 5
Vorstand

(1) Die Anstalt wird von einem Vorstand geleitet, der die 
Geschäfte der Anstalt in eigener Verantwortung nach kauf-
männischen Grundsätzen unter Beachtung der Sorgfalt 
eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters 
führt. Er ist an die Beschlüsse der Gewährträgerversamm-
lung gebunden. Der Vorstand hat der Gewährträgerver-
sammlung nach Maßgabe der Satzung regelmäßig über 
die beabsichtigte Geschäftspolitik und den Gang der Ge-
schäfte zu berichten. Er vertritt die Anstalt gerichtlich und 
außergerichtlich; § 4 Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt.

(2) § 93 Abs. 1, Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 6 des 
Aktiengesetzes ist in Bezug auf den Vorstand entspre-
chend anzuwenden.

§ 6
Glücksspielaufsicht

(1) Die Anstalt unterliegt der Glücksspielaufsicht der zu-
ständigen Behörde der Freien und Hansestadt Hamburg, 
sofern dies glücksspielrechtlich zulässig ist.

(2) Die Veranstaltungen der Anstalt bedürfen jeweils der 
Erlaubnis der Glücksspielaufsicht nach Absatz 1, soweit 
dies gesetzlich erforderlich ist. Soweit glücksspielrechtli-
che Regelungen nicht entgegenstehen, gilt die Erlaubnis 
für das Gebiet aller Vertragsländer.

§ 7
Staatsaufsicht

Die Anstalt unterliegt der Staatsaufsicht. Die Staatsaufsicht 
ist Rechtsaufsicht. Sie wird im Benehmen mit den ande-
ren Vertragsländern von der Finanzbehörde der Freien und 
Hansestadt Hamburg ausgeübt.

§ 8
Vertriebsstruktur

(1) Die Anstalt kann die von ihr veranstalteten Glücksspie-
le selbst vertreiben.

(2) Soweit glücksspielrechtliche Regelungen nicht entge-
genstehen, kann die Anstalt mit dem Vertrieb ihrer Glücks-
spiele auch geeignete Dritte (Vermittler) beauftragen, 
insbesondere die von der NKL Nordwestdeutsche Klas-
senlotterie (NKL) und der SKL Süddeutsche Klassenlotte-
rie (SKL) beauftragten Staatlichen Lotterie-Einnehmer und 
Amtlichen Verkaufsstellen. Die Anstalt stellt sicher, dass 
hierdurch die Transparenz und Kontrollierbarkeit der Veran-
staltung nicht beeinträchtigt wird und der beauftragte Drit-
te an Weisungen der Anstalt als Veranstalterin gebunden 
ist. Ungeachtet sonstiger Weisungen sind die beauftragten 
Dritten verpfl ichtet, der Anstalt die durch den Losabsatz er-
zielten Umsätze aufgeschlüsselt nach dem Wohnsitz der 
Spielteilnehmer in den einzelnen Vertragsländern nach-
zuweisen. Beauftragt die Anstalt Dritte, kann sie sich be-
stimmte Kundengruppen und Vertriebswege vorbehalten.

(3) § 17 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 9
Gewinn- und Lotteriesteuerverteilung

(1) Die Gewinne und die Einnahmen aus der Lotteriesteuer 
sind angemessen unter den Vertragsländern aufzuteilen.

(2) Der Gewinn aus der Veranstaltung der Glücksspie-
le und die Lotteriesteuer werden unter den Vertragslän-
dern nach dem Verhältnis der Umsätze, die durch den 
Losabsatz an Spielteilnehmer mit Wohnsitz in dem jewei-
ligen Vertragsland erzielt wurden, zu den aus dem Losab-
satz erzielten Umsätzen im gesamten Lotteriegebiet ver-
teilt (Lotteriepotential).
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§ 10
Haftung

(1) Die Vertragsländer haften als Gewährträger für die Ver-
bindlichkeiten der Anstalt, soweit für Gläubiger aus dem 
Vermögen der Anstalt Befriedigung nicht zu erlangen ist.

(2) Der auf das jeweilige Vertragsland entfallende Anteil 
an der Gewährträgerhaftung entspricht dem durchschnitt-
lichen Anteil des jeweiligen Vertragslandes im Rahmen der 
Gewinn- und Lotteriesteuerverteilung nach § 9 in den letz-
ten drei Jahren vor Eintritt des Haftungsfalls nach Absatz 1. 
Sind bei Eintritt des Haftungsfalls weniger als drei Jahre 
seit Inkrafttreten dieses Staatsvertrags vergangen, be-
stimmt sich die Haftung nach dem durchschnittlichen Anteil 
des jeweiligen Vertragslandes seit Gründung der Anstalt.

§ 11
Satzung

(1) Im Übrigen werden die Aufgaben und Geschäfte der 
Anstalt, ihre Vertretung, die Rechtsverhältnisse der Anstalt 
und ihrer Organe sowie die Grundlagen der Buchführung, 
Rechnungslegung und Prüfung durch Satzung geregelt.

(2) Die Satzung und jede Änderung ist in den Amtsblättern 
der Vertragsländer bekannt zu machen.

§ 12
Gesamtrechtsnachfolge und Aufl ösung 

von NKL und SKL

(1) Mit Gründung der Anstalt zum 1. Juli 2012 gehen im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge sämtliche Gegenstän-
de des Aktiv- und Passivvermögens, Rechte, Verbindlich-
keiten und Pfl ichten, insbesondere auch behördliche Ge-
nehmigungen und Erlaubnisse, Arbeitsverhältnisse und 
Vertriebsverträge von der NKL und der SKL auf die Anstalt 
über; NKL und SKL sind mit Errichtung der Anstalt ohne 
Abwicklung aufgelöst.

(2) Für Rechtshandlungen, die bei der Übertragung des 
Vermögens und der Übertragung der Rechte, Verbindlich-
keiten und Pfl ichten nach Absatz 1 auf die Anstalt erforder-
lich sind, werden Abgaben und Kosten der Vertragsländer 
und der ihrer Aufsicht unterstehenden Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechts nicht erhoben.

§ 13
Aufbringung der Mittel

(1) Die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderli-
chen Mittel erhält die Anstalt aus der Einbringung der mit 
Ablauf des 30. Juni 2012 aufgelösten Anstalten NKL und 
SKL (Altanstalten) im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
gemäß § 12 Absatz 1.

(2) Die Vertragsländer werden sicherstellen, dass die An-
stalt zum 1. Juli 2012 über ein Nettovermögen (Summe der 
Aktiva abzüglich Verbindlichkeiten einschließlich Rückstel-
lungen) von mindestens 25 Millionen Euro verfügt.

(3) Der von den Trägerländern der jeweiligen Altanstalten 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach § 12 Abs. 1 
einzubringende Anteil am Nettovermögen der Anstalt be-

misst sich nach Absatz 5. Weicht der tatsächlich auf diesem 
Weg eingebrachte Anteil am Nettovermögen der Anstalt 
von den Vorgaben des Absatzes 5 ab, fi ndet im Innenver-
hältnis zwischen den Vertragsländern ein Ausgleich nach 
Maßgabe der Absätze 6 und 7 statt.

(4) Im Folgenden gilt:
1. "Soll-Anteil" ist der von den Trägerländern der jewei-

ligen Altanstalt nach Absatz 5 im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge nach § 12 Abs. 1 zum 1. Juli 2012 ein-
zubringende Anteil an dem Nettovermögen der Anstalt.

2. "Ist-Anteil" ist der Anteil der Trägerländer der jeweiligen 
Altanstalt an dem im Wege der Gesamtrechtsnachfol-
ge nach § 12 Abs. 1 auf die Anstalt übergegangenen 
Nettovermögen zum Stand 1. Juli 2012.

3. "Differenz-Anteil" ist der Anteil am Nettovermögen der 
Anstalt, um den ein Ist-Anteil den Soll-Anteil übersteigt 
oder hinter ihm zurückbleibt.

4. "Ausgleichsbetrag" ist das Produkt des Differenz-An-
teils mit dem Nettovermögen der Anstalt zum 1. Juli 
2012.

(5) Der Soll-Anteil der Trägerländer der NKL an der Auf-
bringung der Mittel nach Absatz 1 entspricht der Summe 
der Anteile der Trägerländer der NKL an dem für 2011 gül-
tigen Königsteiner Schlüssel. Satz 1 gilt für den Soll-Anteil 
der Trägerländer der SKL entsprechend. 

(6) Unterschreitet der Ist-Anteil der Trägerländer einer Alt-
anstalt den Soll-Anteil nach Absatz 5, so steht der Anstalt 
ein Anspruch auf Erstattung des Ausgleichsbetrages zu-
züglich Zinsen in Höhe von einem Prozentpunkt über dem 
Basiszinssatz ab dem 1. Juli 2012 gegen die Trägerlän-
der der jeweiligen Altanstalt als Gesamtschuldner zu. Die 
Verteilung im Innenverhältnis zwischen den Trägerländern 
dieser Altanstalt erfolgt nach dem für 2011 gültigen König-
steiner Schlüssel. Der Anspruch der Anstalt wird ab dem 
1. Januar 2015 durch Verrechnung mit den Anteilen der 
Trägerländer der Altanstalt am Ergebnis der Anstalt ge-
mäß § 9 Absatz 2 abgegolten.

(7) Übersteigt der Ist-Anteil der Trägerländer einer Altan-
stalt den Soll-Anteil nach Absatz 5, so wird ab dem 1. Ja-
nuar 2015 der Ausgleichsbetrag an die Trägerländer die-
ser Altanstalt aus dem Ergebnis der Anstalt vor Verteilung 
des Gewinns nach § 9 bezahlt, zuzüglich Zinsen in Höhe 
von einem Prozentpunkt über dem Basiszinssatz seit 1. Juli 
2012. Im Innenverhältnis der Trägerländer dieser Altanstalt 
gilt der Verteilungsmaßstab nach Absatz 6 Satz 2.

§ 14
Grundkapital

Die Anstalt wird mit einem Grundkapital von 2 Millionen 
Euro ausgestattet. Die Vertragsländer leisten die Einla-
gen auf das Grundkapital durch Sacheinlage des Vermö-
gens der Altanstalten gemäß § 12 Abs. 1.

§ 15
Personalvertretung

(1) Für die Anstalt fi nden das Bundespersonalvertretungs-
gesetz und die dazu ergangenen Rechtsverordnungen ent-
sprechende Anwendung.
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(2) Die beiden Standorte der Anstalt in der Freien und 
Hansestadt Hamburg und München sind jeweils Dienst-
stellen im Sinne des § 6 Abs. 1 des Bundespersonalver-
tretungsgesetzes.

(3) In den Fällen des § 71 Abs. 1 Satz 4 des Bundesper-
sonalvertretungsgesetzes ist der für die betroffene Dienst-
stelle örtlich zuständige jeweilige Präsident des Oberver-
waltungsgerichts oder ein von ihm Beauftragter, der die 
Befähigung zum Richteramt haben muss, Vorsitzender 
der Einigungsstelle.

§ 16
Institutionelle Übergangsregelungen

(1) Bis zur Beschlussfassung über die Satzung nach § 11 
gilt die als Anlage beigefügte Gründungssatzung.

(2) Der Erste Vorstand der Anstalt besteht aus den jeweils 
zwei Personen, die für die Altanstalten bis zum Ablauf des 
30. Juni 2012 Geschäftsleitungsaufgaben wahrgenommen 
haben. Die Mitglieder des Ersten Vorstands sind nicht ein-
zelvertretungsberechtigt.

(3) Die Vertragsländer tragen dafür Sorge, dass spätestens 
bis zum 31. Juli 2012 die konstituierende Sitzung der Ge-
währträgerversammlung stattfi nden wird. Sie wird vorbe-
reitet und geleitet vom Vertreter des Landes, das bei Ver-
tragsschluss den Vorsitz in der Finanzministerkonferenz
führt.

(4) Nach der Gründung der Anstalt werden unverzüglich 
Personalvertretungen in den Dienststellen Hamburg und 
München gewählt. Bis zur konstituierenden Sitzung des 
neuen Personalrats, längstens jedoch bis zum 31. Dezem-
ber 2012, führen die bisherigen Personalräte von NKL und 
SKL kommissarisch die Geschäfte einer Personalvertre-
tung für ihren jeweiligen Betrieb.

§ 17
Besondere Regelungen

(1) Die Lotteriesteuerverteilung für die Glücksspiele, die 
vor Inkrafttreten dieses Staatsvertrages von einer Altan-
stalt veranstaltet wurden, richtet sich bis einschließlich Ge-
schäftsjahr 2014 nach der Regelung im Staatsvertrag die-
ser Altanstalt (§ 11 NKL-StV; Artikel 8 SKL-StV).

(2) Lotterien nach Absatz 1 werden wie bisher von Lotterie-
Einnehmern und Verkaufsstellen vertrieben. Die bisherigen 
Lotterie-Einnehmer der NKL werden mit Ablauf des 30. Juni 
2012 Lotterie-Einnehmer der Anstalt für den Vertrieb von 
Lotterien, die vor lnkrafttreten dieses Staatsvertrages von 
der NKL veranstaltet worden sind. Die dazu mit der NKL 
vereinbarten Vertriebsverträge und die den Lotterie-Ein-
nehmern erteilten glücksspielrechtlichen Erlaubnisse gel-
ten fort. Die Sätze 2 und 3 gelten für die Staatlichen Lot-
terie-Einnehmer und Amtlichen Verkaufsstellen der SKL 
entsprechend.

§ 18
Kündigung und Vermögensauseinandersetzung

(1) Dieser Vertrag ist für unbestimmte Zeit abgeschlossen.

(2) Er kann von jedem der Vertragsländer mit einer Frist von 
einem Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres, erstmals je-
doch zum Ende des im Jahr 2014 auslaufenden Geschäfts-
jahres gekündigt werden. Die Kündigung ist gegenüber den 
übrigen Vertragsländern schriftlich zu erklären. Die Kündi-
gung wird erst wirksam, wenn für das kündigende Vertrags-
land der Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutsch-
land oder ein ihm nachfolgender Vertrag nicht mehr gilt.

(3) Im Falle der Kündigung durch ein Vertragsland bleibt 
der Vertrag zwischen den übrigen Ländern in Kraft. Eine 
Anschlusskündigung ist nicht zulässig.

(4) Scheidet ein Vertragsland aus diesem Vertrag aus, er-
hält es als Abfi ndung den Anteil am Grundkapital und an 
den Rücklagen der Anstalt, der seinem Anteil am Gewinn 
nach § 9 im Durchschnitt der letzten drei Geschäftsjah-
re entspricht.

(5) Wird die Anstalt aufgelöst, so wird ihr Vermögen nach 
Ablösung etwa bestehender Lasten und Verbindlichkeiten 
unter den Vertragsländern im Verhältnis ihrer Teilnahme 
am Gewinn nach § 9 im Durchschnitt der letzten drei Ge-
schäftsjahre verteilt.

§ 19
Ergänzende Vereinbarungen

Soweit zur Durchführung des Vertrages ergänzende Be-
stimmungen und Regelungen erforderlich werden, sind die 
Finanzministerinnen und Finanzminister der Vertragslän-
der ermächtigt, diese gemeinsam zu treffen.

§ 20
Ratifi zierung, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Der Vertrag tritt zum 1. Juli 2012 in Kraft.

(2) Dieser Vertrag bedarf der Ratifi kation. Die Ratifi kations-
urkunden sind bis zum 30. Juni 2012 bei der Finanzbehör-
de der Freien und Hansestadt Hamburg zu hinterlegen.

(3) Der Staatsvertrag über die NKL Nordwestdeutsche 
Klassenlotterie in der Fassung vom 27. Juni 2008 bis 
1. September 2008 (NKL-StV) und der Staatsvertrag 
über eine Staatliche Klassenlotterie in der Fassung vom 
30. März 1992 bis 26. Mai 1992 (SKL-StV) treten mit Ab-
lauf des 30. Juni 2012 außer Kraft.

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, den 15.12.2011 
Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, den 15.12.2011
Horst Seehofer

Für das Land Berlin:
Berlin, den 15.12.2011 
Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg:
Berlin, den 15.12.2011
Matthias Platzeck
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Für die Freie Hansestadt Bremen:
Berlin, den 15.12.2011
Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, den 15.12.2011
Olaf Scholz

Für das Land Hessen:
Berlin, den 15.12.2011 
Volker Bouffi er

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 15.12.2011 
Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, den 15.12.2011
David McAllister

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Berlin, den 15.12.2011
Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 15.12.2011
Kurt Beck

Für das Saarland:
Berlin, den 15.12.2011 
Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen:
Berlin, den 15.12.2011
Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 15.12.2011
Dr. Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 19.01.2012 
Peter Harry Carstensen

Für den Freistaat Thüringen:
Berlin, den 15.12.2011
Christine Lieberknecht

Thüringer Verordnung
über die Gewährung von Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pfl ege- und sonstigen Fällen

(Thüringer Beihilfeverordnung -ThürBhV-)
Vom 25. Mai 2012

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§   1  Anwendungsbereich, Zweckbestimmung und 
Rechtsnatur

§   2  Beihilfeberechtigte Personen
§   3  Berücksichtigungsfähige Angehörige
§   4  Beihilfe nach dem Tod des Beihilfeberechtigten
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Aufgrund des § 87 Abs. 6 des Thüringer Beamtengeset-
zes (ThürBG) vom 20. März 2009 (GVBl. S. 238), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Septem-
ber 2011 (GVBl. S. 233), verordnet das Finanzministerium 
im Einvernehmen mit dem Innenministerium und mit Zu-
stimmung der für das Beihilfe- und Beamtenrecht zustän-
digen Ausschüsse des Landtags:

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Anwendungsbereich, Zweckbestimmung und 

Rechtsnatur

(1) Die Verordnung regelt die Gewährung von Beihilfen in 
Geburts-, Krankheits-, Pfl ege- und sonstigen Fällen nach 
§ 87 ThürBG. Die Beihilfen ergänzen in diesen Fällen die 
Eigenvorsorge, die aus den laufenden Bezügen zu be-
streiten ist.

(2) Auf die Beihilfe besteht ein Rechtsanspruch. Der An-
spruch kann nicht abgetreten, verpfändet oder gepfändet 
werden; jedoch ist die Pfändung durch einen Forderungs-
gläubiger bezüglich des für seine Forderung zustehen-

den und noch nicht ausgezahlten Betrags einer Beihil-
fe zulässig. 

(3) Beihilfen werden nach Maßgabe dieser Verordnung zu 
den beihilfefähigen Aufwendungen der beihilfeberechtig-
ten Personen und ihrer berücksichtigungsfähigen Ange-
hörigen als Vomhundertsatz oder als Pauschale gewährt.

§ 2
Beihilfeberechtigte Personen

(1) Beihilfeberechtigte sind die in § 87 Abs. 1 Satz 2 ThürBG 
genannten Personen.

(2) Eine Beihilfeberechtigung der in Absatz 1 bezeichne-
ten Personen besteht nur, wenn und solange sie die in 
§ 87 Abs. 1 Satz 2 ThürBG genannten laufenden Bezüge 
erhalten. Sie besteht auch, wenn die Bezüge wegen der 
Anwendung von Ruhens- oder Anrechnungsbestimmun-
gen nicht gezahlt werden.

(3) Nicht beihilfeberechtigt sind
1. Ehrenbeamte und ehrenamtliche Richter und
2. Beamte, Richter und Versorgungsempfänger, denen 

Leistungen nach § 11 des Europaabgeordnetengeset-
zes vom 6. April 1979 (BGBl. I S. 413) in der jeweils gel-
tenden Fassung oder des § 27 des Abgeordnetenge-
setzes in der Fassung vom 21. Februar 1996 (BGBl. I 
S. 326) in der jeweils geltenden Fassung oder entspre-
chenden vorrangigen landesrechtlichen Bestimmungen 
zustehen. 

§ 3
Berücksichtigungsfähige Angehörige

(1) Berücksichtigungsfähige Angehörige sind die in § 87 
Abs. 2 Satz 2 und 3 ThürBG genannten Personen. Dies 
sind
1. der Ehegatte oder der eingetragene Lebenspartner des 

Beihilfeberechtigten, wenn der Gesamtbetrag seiner 
Einkünfte (§ 2 Abs. 3 und 5a des Einkommensteuerge-
setzes -EStG-) im zweiten Kalenderjahr vor der Stellung 
des Beihilfeantrags 18 000 Euro nicht überstiegen hat, 
es sei denn, dass dem Ehegatten oder dem eingetra-
genen Lebenspartner trotz ausreichender und rechtzei-
tiger Krankenversicherung wegen angeborener Leiden 
oder bestimmter Krankheiten aufgrund eines individu-
ellen Ausschlusses keine Versicherungsleistungen ge-
währt werden, dass die Leistungen hierfür auf Dauer 
eingestellt worden sind (Aussteuerung) oder dass es 
sich um beihilfefähige Aufwendungen nach § 41 han-
delt; wird der Höchstbetrag der Einkünfte im laufen-
den Kalenderjahr nicht erreicht, ist der Ehegatte oder 
der eingetragene Lebenspartner unter dem Vorbehalt 
des Widerrufs bereits im laufenden Kalenderjahr be-
rücksichtigungsfähig; der Gesamtbetrag der Einkünfte 
ist durch Vorlage einer Ablichtung des Steuerbeschei-
des nachzuweisen; in anderen besonders begründe-
ten Ausnahmefällen fi ndet § 51 Abs. 2 Anwendung,

2. die Kinder des Beihilfeberechtigten, die im kinderbezo-
genen Anteil des Familienzuschlags nach dem Thürin-
ger Besoldungsgesetz berücksichtigungsfähig sind, 

3. die Mutter des nichtehelichen Kindes eines Beihilfe-
berechtigten; die Berücksichtigung ist begrenzt auf die 
Aufwendungen, die aus Anlass der Geburt entstehen.
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(2) Berücksichtigungsfähige Angehörige sind nicht
1. Geschwister des Beihilfeberechtigten oder seines Ehe-

gatten oder eingetragenen Lebenspartners sowie
2. Ehegatten, eingetragene Lebenspartner und Kinder 

beihilfeberechtigter Waisen.

§ 4
Beihilfe nach dem Tod des Beihilfeberechtigten

(1) Verstirbt ein Beihilfeberechtigter, geht der Anspruch 
auf Beihilfe für Aufwendungen, die bis zu seinem Tod ent-
standen sind, auf den Erben über. Die Beihilfe kann mit be-
freiender Wirkung an einen von mehreren Erben, an den 
hinterbliebenen Ehegatten oder hinterbliebenen eingetra-
genen Lebenspartner oder an ein Kind des verstorbenen 
Beihilfeberechtigten gezahlt werden. Die Beihilfe bemisst 
sich nach den Verhältnissen am Tage vor dem Tod des 
Beihilfeberechtigten.

(2) Wird ein Beihilfeantrag von den in Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten Personen innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Tod des Beihilfeberechtigten nicht gestellt, kann die Beihil-
fe mit befreiender Wirkung auch an andere natürliche oder 
juristische Personen gezahlt werden, soweit sie durch die 
Aufwendungen belastet sind und die Festsetzungsstelle 
die erforderlichen Feststellungen treffen kann.

§ 5
Zusammentreffen mehrerer Beihilfeberechtigungen

(1) Beim Zusammentreffen mehrerer Beihilfeberechtigun-
gen aufgrund beamtenrechtlicher Bestimmungen schließt 
eine Beihilfeberechtigung 
1. aus einem Dienstverhältnis die Beihilfeberechtigung 

aus einem Rechtsverhältnis als Versorgungsempfän-
ger,

2. aufgrund eines neuen Versorgungsbezugs die Beihil-
feberechtigung aufgrund früherer Versorgungsbezüge, 
bei gleichzeitigem Beginn von zwei Versorgungsbezü-
gen die Beihilfeberechtigung aus dem jüngeren die aus 
dem älteren Dienstverhältnis,

3. aufgrund eines Versorgungsbezugs aus einem eigenen 
Dienstverhältnis die Beihilfeberechtigung aufgrund ei-
nes Bezugs von Witwen- oder Witwergeld

aus.

(2) Die Beihilfeberechtigung nach anderen als beam-
tenrechtlichen Bestimmungen geht der Beihilfeberechti-
gung aus einem Rechtsverhältnis als Versorgungsemp-
fänger vor. 

(3) Die Beihilfeberechtigung aufgrund beamtenrechtlicher 
Bestimmungen schließt die Berücksichtigungsfähigkeit als 
Angehöriger aus. Die Beihilfeberechtigung nach anderen 
als beamtenrechtlichen Bestimmungen geht der Berück-
sichtigungsfähigkeit als Angehöriger vor.

(4) Der Beihilfeberechtigung nach beamtenrechtlichen Be-
stimmungen steht der Anspruch auf Fürsorgeleistungen 
nach den in § 2 Abs. 3 Nr. 2 genannten Gesetzen, nach 
§ 80 des Bundesbeamtengesetzes vom 5. Februar 2009 
(BGBl. I S. 160) in der jeweils geltenden Fassung, gegen 
das Bundeseisenbahnvermögen oder nach entsprechen-
den kirchenrechtlichen Bestimmungen gleich.

(5) Eine Beihilfeberechtigung nach anderen als beam-
tenrechtlichen Vorschriften liegt vor, wenn ein Anspruch 
auf Beihilfen aufgrund privatrechtlicher Rechtsbeziehun-
gen nach einer den Bestimmungen dieser Verordnung im 
Wesentlichen vergleichbaren Bestimmung besteht. Kei-
ne im Wesentlichen vergleichbare Bestimmung stellt der 
bei teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmern zu quotelnde Bei-
hilfeanspruch dar.

(6) Ist ein Kind bei mehreren Beihilfeberechtigten berück-
sichtigungsfähig, wird Beihilfe für seine Aufwendungen nur 
dem Beihilfeberechtigten gewährt, der den entsprechen-
den Anteil des Familienzuschlags oder vergleichbarer Ver-
gütungsbestandteile erhält oder den die Beihilfeberechtig-
ten in einer gemeinsamen Erklärung bestimmt haben. Ist 
im Beihilferecht des Bundes oder eines Landes eine fes-
te Zuordnung von Kindern vorgesehen, gilt das Wahlrecht 
nach Satz 1 als ausgeübt.

§ 6
Zusammentreffen des Beihilfeanspruchs mit anderen 

Ansprüchen

(1) Bei den Leistungen, die nach § 87 Abs. 5 Satz 2 ThürBG 
zu berücksichtigen sind, handelt es sich um Leistungsan-
sprüche, die auf Rechtsvorschriften oder arbeitsvertrag-
lichen Vereinbarungen beruhen. Sie sind in voller Höhe 
von den beihilfefähigen Aufwendungen abzuziehen. Bei 
der Versorgung mit Zahnersatz, Zahnkronen und Sup-
rakonstruktionen nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 ist der 
höchstmögliche Festzuschuss der gesetzlichen Kranken-
versicherung anzurechnen. Sind zustehende Leistungen 
nicht in Anspruch genommen worden, so sind sie gleich-
wohl bei der Beihilfefestsetzung zu berücksichtigen. Hier-
bei sind Aufwendungen für Arznei- und Verbandmittel in 
voller Höhe, andere Aufwendungen, deren fi ktiver Leis-
tungsanteil nicht nachgewiesen wird oder ermittelt werden 
kann, in Höhe von 50 v. H. als zustehende Leistung anzu-
setzen. Die Sätze 1 bis 5 gelten auch, soweit Leistungser-
bringer in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
in Anspruch genommen werden. Die Sätze 4 und 5 gelten 
nicht für Leistungen 
1. nach § 10 Abs. 2, 4 und 6 des Bundesversorgungsge-

setzes in der Fassung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I 
S. 21) in der jeweils geltenden Fassung, oder nach Vor-
schriften, die hierauf Bezug nehmen,

2. für berücksichtigungsfähige Kinder eines Beihilfebe-
rechtigten, die von der Pfl ichtversicherung in der ge-
setzlichen Kranken- oder Rentenversicherung einer 
anderen Person erfasst werden und 

3. der gesetzlichen Krankenversicherung aus einem frei-
willigen Versicherungsverhältnis.

(2) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen
1. insoweit, als Schadenersatz von Dritten erlangt werden 

kann oder hätte erlangt werden können oder die An-
sprüche auf einen anderen übergegangen oder über-
tragen worden sind; abweichend hiervon sind Aufwen-
dungen beihilfefähig, die auf einem Ereignis beruhen, 
das nach § 61 ThürBG zum Übergang des gesetzli-
chen Schadensersatzanspruchs auf den Dienstherrn 
führt und

2. von Beamten, denen nach § 60 Abs. 2 des Thüringer 
Besoldungsgesetzes (ThürBesG) Heilfürsorge zusteht.
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Zweiter Abschnitt
Grundsatz der Beihilfefähigkeit

§ 7
Beihilfefähigkeit der Aufwendungen

(1) Beihilfefähig sind nach den folgenden Vorschriften Auf-
wendungen, wenn 
1. sie dem Grunde nach medizinisch notwendig sind, 
2. sie der Höhe nach angemessen sind und 
3. die Beihilfefähigkeit nicht ausdrücklich ausgeschlos-

sen ist. 
Die Angemessenheit der Aufwendungen für ärztliche, zahn-
ärztliche und psychotherapeutische Leistungen beurteilt 
sich ausschließlich nach dem Gebührenrahmen 
1. der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) in der Fassung 

vom 9. Februar 1996 (BGBl. I S. 210),
2. der Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) vom 

22. Oktober 1987 (BGBl. I S. 2316),
3. der Gebührenordnung für Psychologische Psychothe-

rapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten (GOP) vom 8. Juni 2000 (BGBl. I S. 818)

jeweils in der jeweils geltenden Fassung. Soweit keine be-
gründeten besonderen Umstände vorliegen, kann nur eine 
Gebühr, die den Schwellenwert des Gebührenrahmens 
nicht überschreitet, als angemessen angesehen werden. 
Leistungen, die auf der Grundlage einer Vereinbarung nach 
§ 2 Abs. 1 GOÄ sowie § 2 Abs. 1 GOZ erbracht werden, 
sind grundsätzlich nur nach den Vorgaben des Satzes 3 
beihilfefähig. Aufwendungen für Leistungen eines Heilprak-
tikers nach dem Gebührenverzeichnis für Heilpraktiker sind 
höchstens bis zum Schwellenwert des Gebührenrahmens 
der Gebührenordnung für Ärzte bei vergleichbaren Leistun-
gen beihilfefähig; bestehende Einschränkungen der Abre-
chenbarkeit von Gebührenziffern sind zu berücksichtigten. 
Die Angemessenheit der Aufwendungen nach § 41 Nr. 3 
richtet sich nach der jeweiligen Verordnung über die Ge-
bühren für Leistungen der Hebammen und Entbindungs-
pfl eger außerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung 
des Landes, in dem die Beihilfeberechtigte oder berück-
sichtigungsfähige Angehörige ihren Wohn- oder Aufent-
haltsort hat. Über die Angemessenheit und Notwendigkeit 
der Aufwendungen entscheidet die Festsetzungsstelle.

(2) Sind Beihilfeberechtigte und ihre berücksichtigungs-
fähigen Angehörigen in einem beihilfeergänzenden Stan-
dardtarif nach § 257 Abs. 2a des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB V) oder nach § 257 Abs. 2a SGB V in 
Verbindung mit § 315 SGB V oder einem Basistarif nach 
§ 12 Abs. 1a des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der 
Fassung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. I 1993 S. 2) in 
der jeweils geltenden Fassung versichert, beurteilt sich 
abweichend von Absatz 1 Satz 2 bis 4 die Angemessen-
heit der ärztlichen, zahnärztlichen und psychotherapeuti-
schen Aufwendungen, die vom Leistungsumfang der ge-
nannten Tarife erfasst sind, nach den in den Verträgen 
nach § 75 Abs. 3b Satz 1 SGB V vereinbarten Gebühren-
regelungen. Solange keine vertraglichen Gebührenrege-
lungen vorliegen, gelten die Maßgaben des § 75 Abs. 3a 
Satz 2 und 3 SGB V.

(3) Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit ist, dass im Zeit-
punkt des Entstehens der Aufwendungen Beihilfeberechti-
gung besteht und bei Aufwendungen für Angehörige, dass 
diese berücksichtigungsfähig sind. Die Aufwendungen gel-
ten in dem Zeitpunkt als entstanden, in dem die sie be-
gründende Leistung erbracht wird.

(4) Abweichend von Absatz 1 kann die Angemessen-
heit und Notwendigkeit von Leistungen auch auf der Ba-
sis von Verträgen und Vereinbarungen bewertet werden. 
Die Dienstherren, im Bereich des Landes das für das Bei-
hilferecht zuständige Ministerium, können hierzu mit Per-
sonen oder Einrichtungen, die Leistungen erbringen oder 
Rechnungen ausstellen, mit Versicherungen und anderen 
Kostenträgern sowie deren Zusammenschlüssen Verträ-
ge über Beihilfeangelegenheiten abschließen, wenn dies 
im Interesse einer wirtschaftlichen Krankenfürsorge liegt. 
Dabei können auch feste Preise vereinbart werden, die 
unter den maßgeblichen Gebührensätzen und Höchstbe-
trägen liegen. Sofern der Verband der privaten Kranken-
versicherung e.V., die entsprechenden Landesverbände 
oder privaten Krankenversicherungsunternehmen Verträge 
im Sinne des Satzes 2 mit Leistungserbringern geschlos-
sen haben, können die vereinbarten Leistungsgrundsätze 
ebenfalls der Beihilfefestsetzung zugrunde gelegt werden.

(5) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für die persön-
liche Tätigkeit eines nahen Angehörigen bei einer Heil-
behandlung. Als nahe Angehörige gelten Ehegatten, ein-
getragene Lebenspartner, Eltern und Kinder der jeweils 
behandelten Person. Aufwendungen zum Ersatz der dem 
nahen Angehörigen im Einzelfall entstandenen Sachkosten 
sind bis zur Höhe des nachgewiesenen Geldwertes im Rah-
men dieser Bestimmungen beihilfefähig.

(6) Nicht beihilfefähig sind gesetzlich vorgesehene Zuzah-
lungen und Kostenanteile sowie Aufwendungen für von 
der Krankenversorgung ausgeschlossene Arznei-, Hilfs- 
und Heilmittel, Selbstbehalte nach § 53 SGB V, Aufwen-
dungen, die dadurch entstehen, dass eine Kosterstattung 
nach § 64 Abs. 4 SGB V gewählt wird sowie Abschläge 
für Verwaltungskosten und fehlende Wirtschaftlichkeitsprü-
fungen bei der Kostenerstattung nach § 13 Abs. 2 SGB V. 
Werden die Abschläge für Verwaltungskosten und fehlen-
de Wirtschaftlichkeitsprüfungen nicht nachgewiesen, gel-
ten 15 v. H. der gewährten Leistung als Abschlagsbetrag.

(7) Nicht beihilfefähig sind Sach- und Dienstleistungen, die 
nach § 2 Abs. 2 SGB V erbracht werden. Als Sach- und 
Dienstleistung nach § 2 Abs. 2 SGB V gilt auch die Kosten-
erstattung bei kieferorthopädischer Behandlung sowie die 
Kostenerstattung nach § 13 SGB V bei Pfl ichtversicherten 
nach § 5 SGB V einschließlich deren familienversicherten 
Angehörigen. Bei Personen, denen ein Zuschuss, Arbeit-
geberanteil und dergleichen zum Krankenversicherungs-
beitrag gewährt wird oder die einen Anspruch auf bei-
tragsfreie Krankenfürsorge haben, gelten als Sach- und 
Dienstleistungen auch
1. die über die Festbeträge hinausgehenden Beträge für 

Arznei-, Verband- und Hilfsmittel nach dem Fünften 
Buch Sozialgesetzbuch und

2. Aufwendungen, die darauf beruhen, dass Versicherte 
die mögliche Sachleistung nicht als solche in Anspruch 
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genommen haben; dies gilt auch, wenn Leistungser-
bringer in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union in Anspruch genommen werden; ausgenommen 
sind Aufwendungen für Wahlleistungen im Kranken-
haus.

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nicht für Leistungen nach 
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, wenn Ansprüche 
auf den Sozialhilfeträger übergeleitet worden sind.

(9) Nicht beihilfefähig sind die in § 87 Abs. 3 Satz 2 ThürBG 
genannten Aufwendungen; hierzu zählen auch Aufwen-
dungen für den Besuch von Werkstätten für behinderte 
Menschen.

(10) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen, die auf der 
Grundlage einer Vereinbarung nach § 2 Abs. 3 GOZ oder 
nach § 1 Abs. 2 Satz 2 GOÄ erbracht wurden. Gleiches gilt 
für Aufwendungen für Begutachtungen, die weder im Rah-
men einer Behandlung noch bei der Durchführung dieser 
Verordnung erbracht werden.

(11) Die Aufwendungen für Untersuchungen oder Be-
handlungen nach wissenschaftlich nicht allgemein aner-
kannten Methoden einschließlich der hierbei verordneten 
Arznei- und Verbandmittel sowie Medizinprodukte und der-
gleichen, die in 
1. Anlage 1 Nr. 1 aufgeführt sind, sind nicht beihilfefähig 

(Ausschluss),
2. Anlage 1 Nr. 2 aufgeführt sind, sind nur unter den je-

weiligen dort genannten Voraussetzungen beihilfefä-
hig (Teilausschluss).

Dritter Abschnitt
Aufwendungen in Krankheitsfällen

§ 8
Ärztliche, zahnärztliche, psychotherapeutische 

Leistungen und Heilpraktikerleistungen

(1) Aus Anlass einer Krankheit sind beihilfefähig die Auf-
wendungen für
1. ärztliche Leistungen und Heilpraktikerleistungen,
2. ambulante psychotherapeutische Leistungen mittels 

wissenschaftlich anerkannter Verfahren nach Teil I Ab-
schnitt B und G des Gebührenverzeichnisses der Ge-
bührenordnung für Ärzte nach Maßgabe der §§ 9 bis 
13,

3. zahnärztliche Leistungen sowie Leistungen nach Maß-
gabe der §§ 14 bis 17.

(2) Für Beamte auf Widerruf und ihre berücksichtigungs-
fähigen Angehörigen sind Aufwendungen nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 3 mit Ausnahme der Aufwendungen für protheti-
sche Leistungen, Inlays, Zahnkronen, funktionsanalytische 
und funktionstherapeutische Leistungen sowie implanto-
logische Leistungen und die hierauf entfallenden Ausla-
gen, Material- und Laborkosten beihilfefähig. Aufwendun-
gen nach Satz 1 sind ausnahmsweise beihilfefähig, wenn 
sie auf einem Unfall während des Vorbereitungsdienstes 
beruhen oder wenn der Beihilfeberechtigte zuvor mindes-
tens drei Jahre ununterbrochen im öffentlichen Dienst be-
schäftigt gewesen ist.

§ 9
Allgemeine Abrechnungsgrundlagen für 
psychotherapeutische Behandlungen

(1) Zu den psychotherapeutischen Leistungen gehören 
Leistungen der psychosomatischen Grundversorgung 
(§ 10), der tiefenpsychologisch fundierten und analyti-
schen Psychotherapien (§ 11) sowie der Verhaltenstherapi-
en (§ 12). Aufwendungen für tiefenpsychologisch fundierte 
und analytische Psychotherapie sowie Verhaltenstherapi-
en sind nur beihilfefähig bei 
1. affektiven Störungen (depressiven Episoden, rezidivie-

renden depressiven Störungen, Dysthymie),
2. Angst- und Zwangstörungen,
3. somatoformen Störungen und dissoziativen Störungen 

(Konversionsstörungen),
4. Anpassungsstörungen und Reaktionen auf schwere 

Belastungen,
5. Essstörungen,
6. nichtorganischen Schlafstörungen,
7. sexuellen Funktionsstörungen,
8. Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen,
9. Verhaltensstörungen und emotionalen Störungen mit 

Beginn in der Kindheit und Jugend.
Eine Psychotherapie kann neben oder nach einer somati-
schen ärztlichen Behandlung von Krankheiten oder deren 
Auswirkungen angewandt werden, wenn psychische Fak-
toren einen wesentlichen pathogenetischen Anteil daran 
haben und sich ein Ansatz für die Anwendung einer Psy-
chotherapie bietet; Indikationen hierfür können nur sein:
1. Abhängigkeit von Alkohol, Drogen oder Medikamenten 

nach vorangegangener Entgiftungsbehandlung im Sta-
dium der Entwöhnung unter Abstinenz,

2. seelische Krankheit aufgrund frühkindlicher emotionaler 
Mangelzustände oder tiefgreifender Entwicklungsstö-
rungen; in Ausnahmefällen auch seelische Krankhei-
ten, die im Zusammenhang mit frühkindlichen körperli-
chen Schädigungen oder Missbildungen stehen,

3. seelische Krankheit als Folge schwerer chronischer 
Krankheitsverläufe,

4. psychische Begleit-, Folge- oder Residualsymptoma-
tik psychotischer Erkrankungen.

Die Leistungen müssen von einem Arzt oder Therapeuten 
nach Anlage 2 erbracht werden. Eine Sitzung der tiefenpsy-
chologisch fundierten Psychotherapie oder Verhaltensthe-
rapie umfasst eine Behandlungsdauer von mindestens 50 
Minuten bei einer Einzelbehandlung und mindestens 100 
Minuten bei einer Gruppenbehandlung.

(2) Die Aufwendungen für ambulante psychotherapeutische 
Behandlungen, die zu den wissenschaftlich anerkannten 
Verfahren nach Teil I Abschnitt B und G des Gebührenver-
zeichnisses der Gebührenordnung für Ärzte gehören, sind 
beihilfefähig, wenn
1. die vorgenommene Tätigkeit der Feststellung, Heilung 

oder Linderung von seelischen Krankheiten nach Ab-
satz 1 dient, bei denen Psychotherapie indiziert ist,

2. nach einer biographischen Analyse oder Verhaltens-
analyse und gegebenenfalls nach höchstens fünf, bei 
analytischer Psychotherapie bis zu acht probatorischen 
Sitzungen, die Voraussetzungen für einen Behand-
lungserfolg gegeben sind und

3. die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung die 
Beihilfefähigkeit der Aufwendungen aufgrund eines auf 
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einem pseudonymisierten Bericht des Therapeuten be-
ruhenden vertrauensärztlichen Gutachtens zur Notwen-
digkeit und zu Art und Umfang der Behandlung aner-
kannt hat.

Dies gilt auch für die Verlängerung bewilligter Therapien. 
Die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für psychothera-
peutische Behandlungen im Rahmen einer stationären 
Krankenhaus- oder Rehabilitationsbehandlung wird hier-
durch nicht eingeschränkt. Für das Erstellen von Gutach-
ten nach Satz 1 Nr. 3 benennt das für das Beihilferecht zu-
ständige Ministerium geeignete Gutachter und gibt diese 
durch Verwaltungsvorschrift bekannt.

(3) Bei der psychosomatischen Grundversorgung ist Ab-
satz 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 nicht anzuwenden. Aufwendun-
gen für Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 sind auch 
dann beihilfefähig, wenn sich eine psychotherapeutische 
Behandlung als nicht notwendig erwiesen hat.

(4) Eine Therapie mittels katathymen Bilderlebens ist nur 
im Rahmen eines übergeordneten tiefenpsychologischen 
Therapiekonzepts, eine Rational Emotive Therapie nur im 
Rahmen eines umfassenden verhaltenstherapeutischen 
Behandlungskonzeptes beihilfefähig.

(5) Erfolgt die Behandlungen durch Psychologische Psy-
chotherapeuten oder Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten muss spätestens nach den probatorischen 
Sitzungen und vor der Einleitung des Begutachtungsver-
fahrens der ärztliche Nachweis einer somatischen (orga-
nischen) Abklärung erbracht werden (Konsilarbericht).

(6) Die Aufwendungen für eine bis zu sechs Monate dau-
ernde ambulante psychosomatische Nachsorge nach ei-
ner stationären psychosomatischen Behandlung sind in 
angemessener Höhe beihilfefähig.

(7) Nicht beihilfefähig sind
1. Aufwendungen für gleichzeitige Behandlungen nach 

den §§ 10 bis 12 und
2. die in § 13 aufgeführten Behandlungsverfahren.

§ 10
Psychosomatische Grundversorgung

(1) Die beihilfefähige psychosomatische Grundversor-
gung umfasst:
1. verbale Interventionen im Rahmen der Nummer 849 

des Gebührenverzeichnisses der Gebührenordnung 
für Ärzte oder

2. übende und suggestive Interventionen nach den Num-
mern 845 bis 847 des Gebührenverzeichnisses der Ge-
bührenordnung für Ärzte (autogenes Training, Jacob-
sonsche Relaxationstherapie, Hypnose).

(2) Beihilfefähig sind je Krankheitsfall 
1. bei verbaler Intervention als einzige Leistung bis zu 25 

Sitzungen, sowohl über einen kürzeren Zeitraum als 
auch im Verlauf chronischer Erkrankungen über einen 
längeren Zeitraum in niederfrequenter Form,

2. bei autogenem Training und bei der Jacobsonschen Re-
laxationstherapie als Einzel- oder Gruppenbehandlung 

bis zu zwölf Sitzungen; eine Kombination von Einzel- 
und Gruppenbehandlung ist hierbei möglich, sowie 

3. Hypnose als Einzelbehandlung für bis zu zwölf Sitzun-
gen.

Leistungen nach Satz 1 Nr. 1 dürfen nicht in derselben 
Sitzung mit Leistungen nach Satz 1 Nr. 2 und 3 kombi-
niert werden. Neben den Aufwendungen für eine verba-
le Intervention im Rahmen der Nummer 849 des Gebüh-
renverzeichnisses der Gebührenordnung für Ärzte sind 
Aufwendungen für körperbezogene Leistungen des Arz-
tes beihilfefähig.

§ 11
Tiefenpsychologisch fundierte und analytische Psycho-

therapie

(1) Die Aufwendungen für Behandlungen der tiefenpsycho-
logisch fundierten und analytischen Psychotherapie nach 
den Nummern 860 bis 865 des Gebührenverzeichnisses 
der Gebührenordnung für Ärzte sind je Krankheitsfall nur 
in folgendem Umfang beihilfefähig:
1. tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie von Er-

wachsenen

Einzelbe-
handlung

Gruppenbe-
handlung

Regelfall 50 Sitzungen 40 Sitzungen

besondere Fälle weitere 
30 Sitzungen

weitere 
20 Sitzungen

wird das Be-
handlungsziel 
nicht innerhalb 
der genannten 
Sitzungen er-
reicht

höchstens 
20 weitere
Sitzungen

höchstens 
20 weitere
Sitzungen

2. analytische Psychotherapie von Erwachsenen

Einzelbe-
handlung

Gruppenbe-
handlung

Regelfall 80 Sitzungen 40 Sitzungen

bei erneuter ein-
gehender Be-
gründung des 
Therapeuten

weitere 
80 Sitzungen

weitere 
40 Sitzungen

in besonderen 
Ausnahmefällen

nochmals 
80 weitere 
Sitzungen

nochmals
40 weitere
Sitzungen

wird das Be-
handlungsziel 
nicht innerhalb 
der genannten 
Sitzungen er-
reicht 

begrenzte Be-
handlungsdauer

von bis zu
60 weiteren 
Sitzungen

begrenzte Be-
handlungsdauer

von bis zu
30 weiteren 
Sitzungen
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3. tiefenpsychologisch fundierte oder analytische Psycho-
therapie von Kindern

Einzelbe-
handlung

Gruppenbe-
handlung

Regelfall 70 Sitzungen 40 Sitzungen

bei erneuter ein-
gehender Be-
gründung des 
Therapeuten

weitere 
50 Sitzungen

weitere 
20 Sitzungen

in besonderen 
Ausnahmefällen

nochmals 
30 weitere 
Sitzungen

nochmals 
30 weitere
Sitzungen

4. tiefenpsychologisch fundierte oder analytische Psycho-
therapie von Jugendlichen

Einzelbe-
handlung

Gruppenbe-
handlung

Regelfall 90 Sitzungen 40 Sitzungen

bei erneuter ein-
gehender Be-
gründung des 
Therapeuten

weitere 
50 Sitzungen

weitere 
20 Sitzungen

in besonderen 
Ausnahmefällen

nochmals 
40 weitere 
Sitzungen

nochmals 
30 weitere
Sitzungen

In medizinisch besonders begründeten Einzelfällen kann 
die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für die durch Gut-
achten belegte notwendige Behandlung für eine über die 
in Satz 1 Nr. 3 und 4 zugelassene Höchstzahl von Sitzun-
gen hinaus anerkannt werden.

(2) Bei einer tiefenpsychologisch fundierten oder analyti-
schen Psychotherapie von Kindern und Jugendlichen bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres können Bezugsper-
sonen einbezogen werden.

(3) Im Rahmen psychoanalytisch begründeter Verfahren ist 
die Kombination von Einzel- und Gruppentherapie grund-
sätzlich ausgeschlossen. Auf dem Gebiet der tiefenpsycho-
logisch fundierten Psychotherapie kann eine solche Kombi-
nation nur bei niederfrequenten Therapien aufgrund eines 
besonders begründeten Erstantrags durchgeführt werden.

§ 12
Verhaltenstherapie

(1) Die Aufwendungen für Verhaltenstherapien nach den 
Nummern 870 und 871 des Gebührenverzeichnisses der 
Gebührenordnung für Ärzte sind je Krankheitsfall nur in 
folgendem Umfang beihilfefähig:
1. bei Erwachsenen

Einzelbe-
handlung

Gruppenbe-
handlung

Regelfall 45 Sitzungen 45 Sitzungen

wird das Be-
handlungsziel 
nicht innerhalb 
der genannten 
Sitzungen er-
reicht

weitere 
15 Sitzungen

weitere 
15 Sitzungen

nur in beson-
ders begründe-
ten Ausnahme-
fällen

weitere 
20 Sitzungen

weitere 
20 Sitzungen

2. bei Kindern und Jugendlichen einschließlich gegebe-
nenfalls notwendiger begleitender Behandlung von Be-
zugspersonen

Einzelbehand-
lung

Gruppenbe-
handlung

Regelfall 45 Sitzungen 45 Sitzungen

wird das Be-
handlungsziel 
nicht innerhalb 
der genannten 
Stundenzahl er-
reicht

weitere 
15 Sitzungen

weitere 
15 Sitzungen

nur in beson-
ders begründe-
ten Ausnahme-
fällen

weitere 
20 Sitzungen

weitere 
20 Sitzungen

(2) Von dem Anerkennungsverfahren nach § 9 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 ist abzusehen, wenn der Festsetzungsstel-
le nach den probatorischen Sitzungen die Feststellung ei-
nes der in der Anlage 2 genannten Therapeuten vorge-
legt wird, dass die Behandlung bei Einzelbehandlung nicht 
mehr als zehn Sitzungen sowie bei Gruppenbehandlung 
nicht mehr als 20 Sitzungen erfordert. Muss in besonde-
ren Ausnahmefällen die Behandlung über die festgestell-
te Zahl dieser Sitzungen hinaus verlängert werden, ist die 
Festsetzungsstelle hierüber unverzüglich zu unterrichten. 
Aufwendungen für weitere Sitzungen sind nur nach vor-
heriger Anerkennung durch die Festsetzungsstelle beihil-
fefähig. Die Festsetzungsstelle hat hierzu ein Gutachten 
nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 zu Art und Umfang der not-
wendigen Behandlung einzuholen.

§ 13
Nicht beihilfefähige psychotherapeutische 

Behandlungsverfahren

Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für 
1. eine Familientherapie,
2. die funktionelle Entspannung nach M. Fuchs,
3. eine Gesprächspsychotherapie (beispielsweise nach 

Rogers),
4. eine Gestalttherapie,
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5. eine körperbezogene Therapie,
6. eine konzentrative Bewegungstherapie,
7. eine Logotherapie,
8. eine Musiktherapie,
9. eine Heileurhythmie,
10. ein Psychodrama,
11. ein respiratorisches Biofeedback oder
12. eine Transaktionsanalyse.
Aufwendungen für Behandlungen, die zur schulischen, 
berufl ichen oder sozialen Anpassung oder Förderung 
(beispielsweise zur Berufsförderung oder zur Erzie-
hungsberatung) bestimmt sind, sind nicht beihilfefähig. Ent-
sprechendes gilt für Maßnahmen der Erziehungs-, Ehe-, 
Lebens- oder Sexualberatung, für heilpädagogische oder 
ähnliche Maßnahmen sowie für psychologische Maßnah-
men, die der Aufarbeitung und Überwindung sozialer Kon-
fl ikte dienen.

§ 14
Auslagen, Material- und Laborkosten bei 

zahnärztlichen Leistungen 

Die bei einer zahnärztlichen Behandlung nach Abschnitt C 
Nr. 2150 bis 2320 und den Abschnitten F und K des Ge-
bührenverzeichnisses der Gebührenordnung für Zahn-
ärzte entstandenen Aufwendungen für Material- und La-
borkosten nach § 9 GOZ sowie die nach § 4 Abs. 3 GOZ 
gesondert zu berechnenden Praxiskosten sind zu 40 v. H. 
beihilfefähig. Dies gilt nicht bei den in § 17 Satz 1 genann-
ten Indikationen.

§ 15
Kieferorthopädische Leistungen

Aufwendungen für kieferorthopädische Leistungen sind nur 
beihilfefähig, wenn vor Behandlungsbeginn 
1. ein Heil- und Kostenplan vorgelegt wird und 
2. die behandelte Person das 18. Lebensjahr noch nicht 

vollendet hat; die Altersbegrenzung gilt nicht bei schwe-
ren Kieferanomalien, die eine kombinierte kieferchirur-
gische und kieferorthopädische Behandlung erfordern.

§ 16
Funktionsanalytische und funktionstherapeutische 

Leistungen

Aufwendungen für funktionsanalytische und funktionsthe-
rapeutische Leistungen nach Abschnitt J des Gebühren-
verzeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärzte sind 
nur beihilfefähig bei Vorliegen mindestens einer der fol-
genden Indikationen:
1. Kiefergelenk- und Muskelerkrankungen (Myoarthropa-

thien, craniomandibuläre Dysfunktionen, myofasciales 
Schmerzsyndrom),

2. im Zusammenhang mit der Behandlung von Zahn-
fl eischerkrankungen (Parodonthopathien),

3. umfangreiche Gebisssanierungen,
4. umfangreiche kieferorthopädische Maßnahmen (ein-

schließlich kieferorthopädisch-kieferchirurgischer Ope-
rationen).

Eine umfangreiche Gebisssanierung liegt nur vor, wenn 
insgesamt mindestens acht Seitenzähne mit Inlays oder 
Kronen sanierungsbedürftig sind oder fehlen. Außerdem 

ist der erhobene Befund mit der nach Nummer 8000 des 
Gebührenverzeichnisses der Gebührenordnung für Zahn-
ärzte vorgeschriebenen Dokumentation zu belegen.

§ 17
Implantologische Leistungen

Die Aufwendungen für implantologische Leistungen sind 
nur beihilfefähig bei 
1. größeren Kiefer- oder Gesichtsdefekten, die ihre Ursa-

che haben in
a) Tumoroperationen,
b) Entzündungen des Kiefers,
c) Operationen infolge großer Zysten, zum Beispiel 

großer folikulärer Zysten oder Keratozysten,
d) Operationen infolge von Osteopathien, sofern kei-

ne Kontraindikation für eine Implantatversorgung 
vorliegt,

e) angeborenen Fehlbildungen des Kiefers, Lippen-, 
Kiefer- oder Gaumenspalten, ektodermalen Dys-
plasien oder

f) Unfällen,
2. dauerhaft bestehender extremer Xerostomie, insbe-

sondere bei einer Tumorbehandlung,
3. generalisierter Nichtanlage von Zähnen oder
4. nicht willentlich beeinfl ussbaren muskulären Fehlfunk-

tionen im Mund- und Gesichtsbereich (beispielsweise 
Spastiken).

Liegt keiner der in Satz 1 genannten Fälle vor, sind die 
Aufwendungen für mehr als zwei Implantate je Kieferhälf-
te, einschließlich vorhandener Implantate, zu deren Auf-
wendungen Beihilfen oder vergleichbare Leistungen aus 
öffentlichen Kassen gewährt wurden, von der Beihilfefä-
higkeit ausgeschlossen. Dabei sind die Gesamtaufwendun-
gen der implantologischen Versorgung entsprechend dem 
Verhältnis der Zahl der nichtbeihilfefähigen Implantate zur 
Gesamtzahl der Implantate zu mindern. Unabhängig von 
den Sätzen 2 und 3 sind die Aufwendungen für Suprakon-
struktionen im Rahmen der Gebührenordnung für Zahn-
ärzte beihilfefähig. Das Vorliegen der in Satz 1 genannten 
Voraussetzungen ist vor Beginn der Behandlung durch ein 
amts- oder vertrauensärztliches Gutachten, das der Fest-
setzungsstelle vorzulegen ist, nachzuweisen.

§ 18
Arznei- und Verbandmittel

Aus Anlass einer Krankheit sind die bei ärztlichen und zahn-
ärztlichen Leistungen oder Heilpraktikerleistungen nach 
den §§ 8 bis 17 verbrauchten oder nach Art und Umfang 
schriftlich verordneten Arznei- und Verbandmittel, Medizin-
produkte im Sinne des § 3 Nr. 1 Buchst. d sowie Nr. 2, 3 
und 5 des Medizinproduktegesetzes in der Fassung vom 
7. August 2002 (BGBl. I S. 3146) in der jeweils geltenden 
Fassung und dergleichen beihilfefähig. Aufwendungen für 
ärztlich verordnete hormonelle Kontrazeptiva und einge-
setzte Intrauterinpessare sind bei Personen bis zur Voll-
endung des 20. Lebensjahres beihilfefähig. Darüber hin-
aus sind die Aufwendungen nur beihilfefähig, wenn das 
Kontrazeptionsmittel zur Behandlung eines Krankheitszu-
stands verordnet wird, also nicht zum Zweck der Schwan-
gerschaftsverhütung. Nicht beihilfefähig sind Aufwendun-
gen für Mittel,
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1. die überwiegend zur Behandlung der erektilen Dysfunk-
tion, zur Rauchentwöhnung, zur Abmagerung oder zur 
Zügelung des Appetits, zur Regulierung des Körperge-
wichts oder zur Verbesserung des Haarwuchses die-
nen,

2. die geeignet sind, Güter des täglichen Bedarfs zu er-
setzen und

3. Vitaminpräparate, die keine Arzneimittel im Sinne des 
Arzneimittelgesetzes in der Fassung vom 12. Dezem-
ber 2005 (BGBl. I S. 3394) in der jeweils geltenden 
Fassung sind. 

§ 19
Heilmittel

(1) Aus Anlass einer Krankheit sind die ärztlich in Schrift-
form verordneten Heilmittel und die dabei verbrauchten 
Stoffe nach Maßgabe der Anlage 3 beihilfefähig. Zu den 
Heilmitteln gehören auch ärztlich verordnete Bäder (aus-
genommen Saunabäder und Aufenthalte in Mineral- oder 
Thermalbädern außerhalb von Maßnahmen nach den 
§§ 28 und 29), Massagen, Bestrahlungen, Krankengym-
nastik, Bewegungs-, Beschäftigungs- und Sprachthera-
pien.

(2) Die Aufwendungen für Heilmittel sind beihilfefähig, wenn 
sie von einem Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten, Er-
gotherapeuten, Physiotherapeuten, Krankengymnasten, 
Logopäden, Masseur, Masseur und medizinischen Bade-
meister oder Podologen erbracht werden.

(3) Die Aufwendungen für Heilmittel im Rahmen einer sta-
tionären oder teilstationären Behandlung in Einrichtungen, 
die der Betreuung und der Behandlung von Kranken und 
behinderten Menschen dienen, sind nur nach folgenden 
Maßgaben beihilfefähig:
1. Die Behandlung muss durch die in Absatz 2 genann-

ten Personen durchgeführt werden.
2. Art und Umfang der durchgeführten und nachgewiese-

nen Heilmittel sind bis zu den in der Anlage 3 genann-
ten Höchstbeträgen beihilfefähig; ein darüber hinaus 
in Rechnung gestellter Pfl egesatz für Heilmittel oder 
sonstige Betreuung ist nicht beihilfefähig.

3. Wird anstelle einer Einzelabrechnung ein einheitlicher 
Kostensatz für Heilmittel, Verpfl egung und sonstige 
Betreuung berechnet, so sind für Heilmittel je Tag der 
Anwesenheit in der Einrichtung pauschal 10,50 Euro 
beihilfefähig; Platzfreihaltegebühren sind nicht beihil-
fefähig.

Einrichtungen, die der Betreuung und der Behandlung von 
Kranken oder behinderten Menschen dienen, sind bei-
spielsweise Frühfördereinrichtungen, Ganztagsschulen, 
Behindertenwerkstätten.

§ 20
Komplextherapien

Werden Leistungen nach den §§ 8 bis 12 und 19 in Form 
von ambulanten oder voll- oder teilstationären Komplex-
therapien erbracht und pauschal berechnet, sind abwei-
chend von § 7 Abs. 1 und § 19 die entstandenen Aufwen-
dungen unter den Voraussetzungen und bis zur Höhe der 
Vergütungen, die von gesetzlichen Krankenkassen oder 

Rentenversicherungsträgern aufgrund entsprechender 
Vereinbarungen auf Bundes- oder Landesebene für me-
dizinische Leistungen zu tragen sind, beihilfefähig. Eine 
Komplextherapie wird von einem berufsgruppenübergrei-
fenden Team von Therapeuten erbracht. Diesem müssen 
auch Ärzte, Psychotherapeuten oder Angehörige von Ge-
sundheits- und Medizinalfachberufen im Sinne des § 19 
Abs. 2 angehören.

§ 21
Hilfsmittel, Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkont-

rolle sowie Körperersatzstücke einschließlich Zubehör

(1) Die Aufwendungen für Anschaffung oder Miete der in 
Anlage 4 Nr. 1 genannten oder vergleichbaren Geräte zur 
Selbstbehandlung und zur Selbstkontrolle, Körperersatz-
stücke sowie die Unterweisung im Gebrauch von Gegen-
ständen sind beihilfefähig, wenn sie ärztlich in Schriftform 
verordnet sind. Festgelegte Höchstbeträge sind dabei 
zu berücksichtigen. Mieten für Hilfsmittel und Geräte zur 
Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sind nur beihilfe-
fähig, soweit sie nicht höher als die entsprechenden An-
schaffungskosten sind und sich dadurch eine Anschaf-
fung erübrigt.

(2) Die Aufwendungen für den Ersatz eines unbrauchbar 
gewordenen Hilfsmittels oder Gerätes im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 1 sind in der bisherigen Ausführung auch 
ohne erneute ärztliche Verordnung beihilfefähig, wenn die 
Ersatzbeschaffung innerhalb von sechs Monaten seit dem 
Kauf erfolgt.

(3) Die Aufwendungen für Reparaturen der Hilfsmittel und 
Geräte im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind stets ohne 
ärztliche Verordnung beihilfefähig.

(4) Die Aufwendungen für den Betrieb und die Unterhal-
tung der Hilfsmittel und Geräte im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 sind nur in Höhe des 100 Euro je Kalenderjahr über-
steigenden Betrages beihilfefähig. Nicht beihilfefähig sind 
die Aufwendungen für Batterien von Hörgeräten sowie 
Pfl ege- und Reinigungsmittel für Kontaktlinsen. Die Sät-
ze 1 und 2 gelten nicht für Kinder bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres.

(5) Die Aufwendungen für Bandagen, Einlagen und Hilfs-
mittel zur Kompressionstherapie sind beihilfefähig.

(6) Die Aufwendungen für Sehhilfen sind nach Maßgabe 
der Anlage 4 Nr. 2 beihilfefähig. Die Aufwendungen für Blin-
denhilfsmittel sowie die erforderliche Unterweisung im Ge-
brauch sind nach Maßgabe der Anlage 4 Nr. 3 beihilfefähig.

(7) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für Hilfsmittel 
und Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle, die
1. einen geringen oder umstrittenen therapeutischen Nut-

zen haben,
2. einen niedrigen Abgabepreis haben,
3. der allgemeinen Lebenshaltung zuzurechnen sind oder
4. in Anlage 4 Nr. 4 genannt werden.

(8) Über die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für Hilfs-
mittel und Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkont-
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rolle, die weder in Anlage 4 aufgeführt noch den dort auf-
geführten Gegenständen vergleichbar sind und deren 
Anschaffungswert 600 Euro übersteigt, entscheidet die 
oberste Dienstbehörde, im Bereich des Landes das für 
das Beihilferecht zuständige Ministerium.

§ 22
Häusliche Krankenpfl ege 

Die Aufwendungen einer nach ärztlicher Bescheinigung 
notwendigen vorübergehenden häuslichen Krankenpfl e-
ge (Grundpfl ege und hauswirtschaftliche Versorgung) sind 
beihilfefähig. Daneben sind Aufwendungen für Behand-
lungspfl ege beihilfefähig. Bei einer Pfl ege des Beihilfebe-
rechtigten oder seiner berücksichtigungsfähigen Angehö-
rigen durch Ehegatten oder eingetragene Lebenspartner, 
Kinder, Eltern, Großeltern, Enkelkinder, Schwiegersöhne, 
Schwiegertöchter, Schwäger, Schwägerinnen, Schwieger-
eltern und Geschwister des Beihilfeberechtigten oder der 
berücksichtigungsfähigen Angehörigen sind die folgenden 
Aufwendungen beihilfefähig:
1. Fahrtkosten der die häusliche Pfl ege durchführenden 

Person und 
2. eine für die Pfl ege gewährte Vergütung bis zur Höhe 

des Ausfalls an Arbeitseinkommen, wenn wegen der 
Ausübung der Pfl ege eine mindestens halbtägige Er-
werbstätigkeit aufgegeben wird; eine an Ehegatten oder 
eingetragene Lebenspartner und Eltern des Pfl egebe-
dürftigen gewährte Vergütung ist nicht beihilfefähig.

Beihilfefähig sind die Aufwendungen einer Krankenpfl ege-
kraft bis zur Höhe der Kosten von Leistungen, die von den 
Krankenkassen in vergleichbaren Fällen auf der Grundla-
ge des § 37 SGB V gewährt werden.

§ 23
Soziotherapie

Die Aufwendungen für eine Soziotherapie sind beihilfefä-
hig, wenn der Beihilfeberechtigte oder berücksichtigungs-
fähige Angehörige wegen einer schweren psychischen 
Erkrankung nicht in der Lage ist, ärztliche oder ärztlich ver-
ordnete Leistungen selbständig in Anspruch zu nehmen, 
und durch die Soziotherapie eine Krankenhausbehand-
lung vermieden oder verkürzt wird. Dies gilt auch, wenn 
die Krankenhausbehandlung geboten, aber nicht durch-
führbar ist. Inhalt und Ausgestaltung der Soziotherapie 
richten sich nach § 37a SGB V.

§ 24
Familien- und Haushaltshilfe

Beihilfefähig sind die Aufwendungen einer Familien- und 
Haushaltshilfe bis zur Höhe der Kosten von Leistungen, 
die von den Krankenkassen in vergleichbaren Fällen auf 
der Grundlage des § 38 SGB V gewährt werden. Voraus-
setzung ist, dass
1. die sonst den Haushalt führende beihilfeberechtigte 

oder berücksichtigungsfähige Person wegen ihrer not-
wendigen außerhäuslichen Unterbringung (§§ 26 bis 
29 und 35) oder wegen Todes den Haushalt nicht wei-
terführen kann, 

2. im Haushalt mindestens eine beihilfeberechtigte oder 
berücksichtigungsfähige Person verbleibt, die pfl ege-
bedürftig ist oder das zwölfte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, 

3. keine andere im Haushalt lebende Person den Haus-
halt, gegebenenfalls auch an einzelnen Tagen, weiter-
führen kann, und 

4. die sonst den Haushalt führende beihilfeberechtigte 
oder berücksichtigungsfähige Person, ausgenommen 
Alleinerziehende, nicht oder nur geringfügig erwerbs-
tätig ist. 

Die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 gelten ferner als 
erfüllt
1. in den ersten 28 Tagen nach Ende einer außerhäusli-

chen Unterbringung,
2. wenn nach ärztlicher Bescheinigung ein an sich erfor-

derlicher stationärer Krankenhausaufenthalt durch eine 
Familien- und Haushaltshilfe vermieden wird.

Die Aufwendungen im Todesfall der den Haushalt führen-
den Person (Satz 2 Nr. 1) sind höchstens für sechs Mona-
te, in Ausnahmefällen für zwölf Monate nach dem Todes-
fall beihilfefähig. § 22 Satz 3 gilt entsprechend. Werden 
anstelle der Beschäftigung einer Familien- und Haus-
haltshilfe Kinder unter zwölf Jahren oder pfl egebedürftige 
berücksichtigungsfähige Angehörige oder selbst beihilfe-
berechtigte Angehörige in einem Heim oder in einem frem-
den Haushalt untergebracht, sind die Aufwendungen hierfür 
bis zu den sonst notwendigen Kosten einer Familien- und 
Haushaltshilfe beihilfefähig. Die Kosten für eine Unterbrin-
gung im Haushalt einer der in § 22 Satz 3 genannten Per-
sonen sind, mit Ausnahme notwendiger Fahrtkosten bis zu 
dem in Satz 1 genannten Höchstbetrag, nicht beihilfefähig.

§ 25
Fahrtkosten

Beihilfefähig sind die Aufwendungen für Fahrten
1. im Zusammenhang mit Leistungen, die stationär er-

bracht werden; dies gilt bei einer Verlegung in ein an-
deres Krankenhaus nur, wenn die Verlegung aus zwin-
genden medizinischen Gründen erforderlich ist, oder 
bei einer mit Einwilligung der Festsetzungsstelle erfolg-
ten Verlegung in ein wohnortnahes Krankenhaus, aus-
genommen eine Rückbeförderung wegen Erkrankung 
während einer Urlaubs- oder anderen privaten Reise, 

2. als Rettungsfahrten zum Krankenhaus auch dann, 
wenn eine stationäre Behandlung nicht erforderlich ist, 

3. als Begleitfahrten von Beihilfeberechtigten und berück-
sichtigungsfähigen Angehörigen, die während der Fahrt 
einer fachlichen Betreuung oder der besonderen Ein-
richtungen eines Krankenkraftwagens bedürfen oder 
bei denen dies aufgrund ihres Zustandes zu erwarten 
ist (Krankentransport), 

4. zu einer ambulanten Krankenbehandlung sowie zu ei-
ner vor- oder nachstationären Behandlung, zur Durch-
führung einer ambulanten Operation im Krankenhaus 
oder in einer Facharztpraxis, wenn dadurch eine an 
sich gebotene vollstationäre oder teilstationäre Kran-
kenhausbehandlung vermieden oder verkürzt wird oder 
diese nicht durchführbar ist, bis zu einer Höhe von 200 
Euro, 

5. zu ambulanten Behandlungen in besonderen Ausnah-
mefällen nach vorheriger Genehmigung der Festset-
zungsstelle.

Fahrtkosten sind bis zur Höhe der niedrigsten Klasse re-
gelmäßig verkehrender Beförderungsmittel und Kosten ei-
ner Gepäckbeförderung beihilfefähig. Höhere Fahrtkosten 
sind nur beihilfefähig, wenn sie unvermeidbar waren; wurde 
ein privater Personenkraftwagen benutzt, sind höchstens 
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20 Cent je gefahrenen Kilometer beihilfefähig. Bei Fahrten 
nach Satz 1 Nr. 2 und 3 sind die nach jeweiligem Landes- 
oder Kommunalrecht berechneten Beträge beihilfefähig.

§ 26
Auswärtige ambulante Behandlungen

Die Aufwendungen für Unterkunft bei notwendigen auswär-
tigen ambulanten ärztlichen, zahnärztlichen und psycho-
therapeutischen Leistungen sind bis zum Höchstbetrag von 
26 Euro täglich beihilfefähig. Ist eine Begleitperson erfor-
derlich, so sind deren Kosten für Unterkunft ebenfalls bis 
zum Höchstbetrag von 26 Euro täglich beihilfefähig. Die 
Sätze 1 und 2 fi nden bei einer Kur oder bei kurähnlichen 
Maßnahmen keine Anwendung.

§ 27
Krankenhausleistungen

(1) Beihilfefähig sind die in nach § 108 SGB V zugelas-
senen Krankenhäusern entstandenen Aufwendungen für
1. vor- und nachstationäre Behandlungen nach § 115a 

SGB V,
2. allgemeine Krankenhausleistungen nach § 2 Abs. 2 des 

Krankenhausentgeltgesetzes (KHEntgG) vom 23. April 
2002 (BGBl. I S. 1412 -1422-) und des § 2 Abs. 2 der 
Bundespfl egesatzverordnung (BPfl V) vom 26. Septem-
ber 1994 (BGBl. I S. 2750) jeweils in der jeweils gel-
tenden Fassung,

3. andere im Zusammenhang mit den Nummern 1 und 2 
berechenbare Leistungen im Rahmen der §§ 8 und 18 
und

4. Wahlleistungen in Form
a) von gesondert berechneten wahlärztlichen Leistun-

gen (§ 17 KHEntgG, § 22 Abs. 1 BPfl V) sowie
b) einer gesondert berechneten Unterkunft (§ 17 

KHEntgG, § 22 Abs. 1 BPfl V) bis zur Höhe der Kos-
ten eines Zweibettzimmers.

Bei den Aufwendungen nach Satz 1 Nr. 4 ist nach Anwen-
dung des persönlichen Bemessungssatzes die Eigenbe-
teiligung je Aufenthaltstag im Krankenhaus abzuziehen. 
Die Eigenbeteiligung beträgt
1. 25 Euro bei Aufwendungen nach Satz 1 Nr. 4 Buchst. a 

und
2. 7,50 Euro bei Aufwendungen nach Satz 1 Nr. 4 

Buchst. b.

(2) Bei Behandlungen in Krankenhäusern, die die Vor-
aussetzungen des § 107 SGB V erfüllen, aber nicht nach 
§ 108 SGB V zugelassen sind, sind die Aufwendungen 
nach Absatz 1 Satz 1 höchstens bis zur Höhe der Aufwen-
dungen entsprechender Leistungen von Krankenhäusern 
der Maximalversorgung beihilfefähig. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

Vierter Abschnitt
Medizinische Rehabilitationsmaßnahmen

§ 28
Behandlung in Rehabilitationseinrichtungen

(1) Die Aufwendungen für die stationäre Behandlung in
1. Einrichtungen für Anschlussheilbehandlungen,
2. Einrichtungen für Suchtbehandlungen und

3. in sonstigen Einrichtungen der medizinischen Rehabi-
litation

sind nach Maßgabe der folgenden Absätze beihilfefähig.

(2) Einrichtungen für Anschlussheilbehandlungen sind auf 
medizinische Rehabilitationsmaßnahmen besonders spe-
zialisierte Einrichtungen, welche die Voraussetzungen für 
entsprechende stationäre Maßnahmen der Träger der Sozi-
alversicherung erfüllen. Anschlussheilbehandlungen liegen 
nur vor, wenn sie sich unmittelbar an einen Krankenhaus-
aufenthalt anschließen oder bei einer zeitlichen Unterbre-
chung zum Krankenhausaufenthalt mit diesem im zeitli-
chen Zusammenhang stehen. 

(3) Einrichtungen für Suchtbehandlungen sind auf Suchtbe-
handlungen zur Entwöhnung spezialisierte Einrichtungen, 
welche die Voraussetzungen für entsprechende stationäre 
Maßnahmen der Träger der Sozialversicherung erfüllen.

(4) Sonstige Einrichtungen der medizinischen Rehabili-
tation sind nur solche, welche die Voraussetzungen des 
§ 107 Abs. 2 SGB V erfüllen (Rehabilitationseinrichtungen).

(5) Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit von Aufwendun-
gen bei stationären Maßnahmen in Einrichtungen nach den 
Absätzen 2 und 3 ist, dass die Maßnahme nach begrün-
deter ärztlicher Bescheinigung nach Art und vorgesehe-
ner Dauer notwendig ist und ambulante Maßnahmen nicht 
ausreichend sind. Hierbei darf der die Bescheinigung aus-
stellende Arzt nicht in einer Rechtsbeziehung zur behan-
delnden Einrichtung stehen.

(6) Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit von Aufwendun-
gen bei stationären Maßnahmen in Einrichtungen nach Ab-
satz 4 ist, dass
1. es sich nicht um eine Anschlussheilbehandlung (Ab-

satz 2) handelt und nach einem amts- oder vertrauens-
ärztlichen Gutachten die Art und Schwere der Erkran-
kung die stationäre Behandlung medizinisch notwendig 
macht und ambulante Behandlungen oder eine Kur 
nicht ausreichend sind,

2. im laufenden oder den drei vorherigen Kalenderjahren 
noch keine als beihilfefähig anerkannte Rehabilitati-
onsmaßnahme nach Absatz 4 oder § 29 durchgeführt 
wurde, es sei denn, nach dem Gutachten nach Num-
mer 1 ist aus medizinischen Gründen die Rehabilitati-
onsmaßnahme in einem kürzen Zeitabstand dringend 
notwendig, und

3. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor Beginn 
der Rehabilitationsmaßnahme anerkannt hat. 

Wird die Rehabilitationsmaßnahme nicht innerhalb von 
vier Monaten nach der Anerkennung durch die Festset-
zungsstelle begonnen, entfällt der Anspruch auf Beihilfe 
für die anerkannte Rehabilitationsmaßnahme. In begrün-
deten Ausnahmefällen kann die Anerkennung auch nach-
träglich erfolgen.

(7) Aus Anlass einer stationären Behandlung in Einrichtun-
gen nach den Absätzen 2 bis 4 sind die Aufwendungen für
1. gesondert erbrachte und berechnete Leistungen nach 

den §§ 8, 18 und 19,
2. eine Familien- und Haushaltshilfe nach § 24,
3. Pfl ege, Unterkunft und Verpfl egung bis zum niedrigsten 

Tagessatz zuzüglich Kurtaxe, in den Fällen des Absat-
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zes 4 begrenzt auf höchstens 21 Tage (ohne Tage der 
An- und Abreise), es sei denn, eine Verlängerung ist 
aus gesundheitlichen Gründen dringend erforderlich,

4. den ärztlichen Schlussbericht und
5. die An- und Abreise

a) mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln 
der niedrigsten Klasse und

b) mit privatem Kraftfahrzeug in Höhe von 20 Cent je 
zurückgelegtem Kilometer; dabei ist die kürzeste 
üblicherweise zu benutzende Straßenverbindung 
zwischen der Wohnung und der Einrichtung und 
zurück maßgebend,

insgesamt jedoch nicht mehr als 200 Euro für die Ge-
samtmaßnahme,

beihilfefähig. Bei Fahrten mit regelmäßigen Beförderungs-
mitteln nach Satz 1 Nr. 5 Buchst. a sind die nachgewie-
senen Kosten für nicht persönlich mitgeführtes Gepäck 
beihilfefähig. Führen Beihilfeberechtigte oder ihre berück-
sichtigungsfähigen Angehörigen zur gleichen Zeit und in 
derselben Einrichtung eine Maßnahme nach Absatz 1 
durch, gelten gemeinsame Fahrten mit einem Kraftfahr-
zeug als eine Fahrt. Satz 1 Nr. 3 und 5 sowie die Sätze 2 
und 3 gelten für Begleitpersonen, wenn die Notwendigkeit 
der Begleitung behördlich festgestellt ist (Merkzeichen B) 
oder durch ein medizinisches Gutachten festgestellt ist 
und die Einrichtung bestätigt, dass für eine Erfolg verspre-
chende Behandlung eine Begleitperson notwendig ist. Pau-
schalpreise und Tagessätze von Einrichtungen nach den 
Absätzen 2 bis 4, die Leistungen nach Satz 1 Nr. 1, 3 und 
4 betreffen, sind nur insoweit beihilfefähig, als sie einer 
Preisvereinbarung dieser Einrichtung mit einem Sozialver-
sicherungsträger entsprechen; die Beihilfefähigkeit darü-
ber hinausgehender Aufwendungen nach Satz 1 Nr. 1, 3 
und 4 ist ausgeschlossen.

§ 29
Kuren

(1) Die Aufwendungen für 
1. Kuren in Einrichtungen der medizinischen Rehabilita-

tion,
2. Müttergenesungskuren und Mutter- oder Vater-Kind-

Kuren,
3. ambulante Kuren
sind nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 beihilfefähig.

(2) Kuren in Einrichtungen der medizinischen Rehabilita-
tion sind Heilmittel im Sinne des § 19, die mit Unterkunft 
und Verpfl egung in Einrichtungen nach § 28 Abs. 4 durch-
geführt werden und für die die Voraussetzungen für eine 
Beihilfe nach § 28 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 nicht erfüllt sind.

(3) Müttergenesungskuren und Mutter- oder Vater-Kind-
Kuren sind Maßnahmen in Form einer Rehabilitationskur 
in einer Einrichtung des Müttergenesungswerks oder ei-
ner anderen, nach § 41 SGB V als gleichartig anerkann-
ten Einrichtung.

(4) Ambulante Kuren sind Maßnahmen für aktive Be-
dienstete nach § 87 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ThürBG zur Wie-
derherstellung und Erhaltung der Dienstfähigkeit sowie 

Maßnahmen für die übrigen Beihilfeberechtigten und für 
berücksichtigungsfähige Angehörige bei erheblich beein-
trächtigter Gesundheit. Während der Kuren müssen Heil-
mittel nach § 19 nach einem ärztlich erstellten Kurplan in 
einem im Kurorteverzeichnis des für das Beihilferecht zu-
ständigen Ministeriums aufgeführten Kurort angewendet 
werden. Die Unterkunft muss sich im Kurgebiet befi nden 
und ortsgebunden sein; eine Unterkunft im Wohnwagen, 
auf Campingplätzen und dergleichen ist nicht ausreichend.

(5) Bei Kuren nach den Absätzen 1 bis 4 sind beihilfefähig 
die Aufwendungen für 
1. gesondert erbrachte und berechnete Leistungen nach 

den §§ 8, 18 und 19,
2. eine Familien- und Haushaltshilfe nach § 24,
3. Fahrtkosten nach § 28 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5,
4. Kosten für die Gepäckbeförderung nach § 28 Abs. 7 

Satz 2,
5. die Kurtaxe, 
6. den ärztlichen Schlussbericht,
7. eine Begleitperson im Sinne des § 28 Abs. 7 Satz 4,
8. Unterkunft und Verpfl egung bis zu 26 Euro pro Tag und 

Person, begrenzt auf eine Dauer von höchstens 21 Ta-
gen (ohne Tage der An- und Abreise).

Bei Pauschalpreisen in Einrichtungen nach Absatz 3, für 
die eine Preisvereinbarung mit einem Sozialleistungsträ-
ger besteht, ist die Beihilfefähigkeit auf den Pauschal-
preis begrenzt.

(6) Die Aufwendungen nach Absatz 5 sind nur beihilfefä-
hig, wenn
1. erstmalig eine Wartezeit von insgesamt fünf Jahren 

Beihilfeberechtigung oder Berücksichtigungsfähigkeit 
nach diesen oder entsprechenden Beihilfevorschriften 
erfüllt ist,

2. im laufenden oder den drei vorherigen Kalenderjahren 
keine Kur nach den Absätzen 2 bis 4 oder anerkannte 
Rehabilitationsmaßnahme nach § 28 Abs. 4 durchge-
führt und beendet wurde,

3. ambulante ärztliche Behandlungen und Heilmittel au-
ßerhalb von Kurmaßnahmen wegen erheblich beein-
trächtigter Gesundheit nicht ausreichend sind,

4. die medizinische Notwendigkeit vor Beginn der Kur 
durch eine ärztliche Bescheinigung nachgewiesen 
ist; bei aktiven Bediensteten (§ 87 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
ThürBG) ist die medizinische Notwendigkeit durch ein 
amts- oder vertrauensärztliches Gutachten nachzuwei-
sen,

5. die Kur nicht weit überwiegend der Vorsorge dient; Glei-
ches gilt für Maßnahmen, deren Zweck eine berufl iche 
Rehabilitation ist, wenn medizinisch keine kurmäßigen 
Maßnahmen mehr erforderlich sind, und

6. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor Beginn 
der Kur anerkannt hat.

Wird die Kur nicht innerhalb von vier Monaten nach der 
Anerkennung durch die Festsetzungsstelle begonnen, ent-
fällt der Anspruch auf Beihilfe für die anerkannte Kur. Von 
der Einhaltung der Fristen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 darf 
nur abgesehen werden bei schweren chronischen Leiden, 
wenn nach dem amts- und vertrauensärztlichen Gutach-
ten eine Kur in einem kürzeren Zeitabstand notwendig ist. 
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Fünfter Abschnitt
Leistungen in Pfl egefällen

§ 30
Aufwendungen bei dauernder Pfl egebedürftigkeit 

(1) Bei dauernder Pfl egebedürftigkeit sind die Aufwendun-
gen für eine notwendige häusliche, teilstationäre oder stati-
onäre Pfl ege neben anderen nach den §§ 8 bis 29, 40 und 
44 beihilfefähigen Aufwendungen beihilfefähig. 

(2) Dauernde Pfl egebedürftigkeit liegt vor, wenn Perso-
nen wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen und re-
gelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des 
täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für mindestens 
sechs Monate, in erheblichem oder höherem Maß der Hilfe 
bedürfen. Erforderlich ist mindestens, dass die pfl egebe-
dürftige Person bei der Körperpfl ege, der Ernährung oder 
der Mobilität für mindestens zwei Verrichtungen einmal täg-
lich der Hilfe bedarf und zusätzlich mehrfach in der Wo-
che Hilfe bei der hauswirtschaftlichen Versorgung benötigt.

(3) Personen, die nach § 28 Abs. 2 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB XI) Leistungen zur Hälfte erhalten, 
wird zu den Pfl egekosten in den Fällen der §§ 31 bis 37 in 
wertmäßig gleicher Höhe eine Beihilfe gewährt. § 6 Abs. 1 
Satz 2 bis 5 und § 46 sind hierbei nicht anzuwenden. Über 
den Gesamtwert nach Satz 1 hinausgehende Aufwendun-
gen sind im Rahmen des § 31 Abs. 1 beihilfefähig.

(4) Die Aufwendungen der Pfl egeberatung sind nach Maß-
gabe des § 7a Abs. 4 und 5 SGB XI beihilfefähig.

(5) Die in § 31 Abs. 1 und 2, den §§ 32 und 33 Abs. 1 so-
wie in § 35 Abs. 1 genannten beihilfefähigen Höchstbeträge 
und Pauschalbeihilfen werden durch den Verordnungsge-
ber entsprechend den von der Bundesregierung auf der 
Grundlage des § 30 SGB XI vorzunehmenden Verände-
rungen angepasst.

§ 31
Häusliche und teilstationäre Pfl ege

(1) Bei einer häuslichen Pfl ege durch geeignete Pfl ege-
kräfte oder einer teilstationären Pfl ege in einer Tages- oder 
Nachtpfl egeeinrichtung sind entsprechend den Pfl egestu-
fen des § 15 SGB XI monatlich beihilfefähig die Aufwen-
dungen für Pfl egebedürftige bis höchstens
1. in der Stufe I 671 Euro,
2. in der Stufe II 1 341 Euro,
3. in der Stufe III 2 012 Euro.
Bei Pfl egebedürftigen mit außergewöhnlich hohem Pfl e-
geaufwand der Stufe III im Sinne des § 36 Abs. 4 SGB XI 
sind die Aufwendungen nach Satz 1 monatlich bis zu 
3 352 Euro beihilfefähig. Geeignete Pfl egekräfte sind Per-
sonen, die 
1. bei ambulanten Pfl egeeinrichtungen (Pfl egedienste) 

angestellt sind und die unter ständiger Verantwortung 
einer ausgebildeten Pfl egekraft Pfl egebedürftige in ih-
rer Wohnung pfl egen und hauswirtschaftlich versorgen 
(§ 71 Abs. 1, § 72 SGB XI),

2. bei der Pflegekasse angestellt sind (§ 77 Abs. 2 
SGB XI),

3. von der privaten Pfl egeversicherung zur Pfl ege und 
hauswirtschaftlichen Versorgung zugelassen sind oder 

4. mit der Pfl egekasse einen Einzelvertrag nach § 77 
Abs. 1 SGB XI geschlossen haben.

(2) Bei einer häuslichen Pfl ege durch andere geeignete 
Personen wird eine Pauschalbeihilfe gewährt. Sie rich-
tet  sich nach den Pfl egestufen des § 15 SGB XI und be-
trägt monatlich 
1. in der Stufe I 235 Euro,
2. in der Stufe II 440 Euro,
3. in der Stufe III 700 Euro.
Ein aus der privaten oder der sozialen Pfl egeversicherung 
zustehendes Pfl egegeld und entsprechende Leistungen 
aufgrund sonstiger Rechtsvorschriften sind anzurechnen. 
Für Personen, die nicht gegen das Risiko der Pfl egebe-
dürftigkeit versichert sind, werden die Leistungen nach 
Satz 2 zur Hälfte gewährt. 

(3) Wird die Pfl ege teilweise durch Pfl egekräfte nach Ab-
satz 1 und durch andere geeignete Personen nach Ab-
satz 2 erbracht, wird die Beihilfe nach den Absätzen 1 und 
2 anteilig gewährt.

(4) Wird die teilstationäre Pfl ege in einer Tages- und Nacht-
pfl egeeinrichtung in Kombination mit häuslicher Pfl ege 
durch 
1. geeignete Pfl egekräfte nach Absatz 1,
2. andere geeignete Personen nach Absatz 2 oder
3. geeignete Pfl egekräfte und andere geeignete Perso-

nen nach Absatz 3 erbracht,
sind die Aufwendungen in entsprechender Anwendung 
des § 41 Abs. 4 bis 6 SGB XI sowie der Absätze 5 bis 8 
beihilfefähig.

(5) In den Fällen des Absatzes 4 Nr. 1 sind bis zu 150 v. H. 
der Beträge nach § 36 Abs. 3 und 4 SGB XI, mindestens 
jedoch der jeweilige pfl egestufenabhängige Betrag nach 
Absatz 1 beihilfefähig.

(6) In den Fällen des Absatzes 4 Nr. 2 werden die nach 
§ 41 Abs. 4 bis 6 SGB XI für die Gewährung von Leistun-
gen der Pfl egekasse oder der Pfl egeversicherung maßge-
benden Anteile für die Berechnung mit den Beträgen nach 
den Absätzen 1 und 2 zugrunde gelegt; beihilfefähig ist der 
sich danach ergebende Gesamtbetrag, höchstens jedoch 
ein Betrag nach Absatz 1.

(7) In den Fällen des Absatzes 4 Nr. 3 gilt Absatz 6 sinn-
gemäß.

(8) Neben einer Leistung nach Absatz 2 sind Aufwendun-
gen für Beratungen nach § 37 Abs. 3 SGB XI ohne Anrech-
nung nach Absatz 3 beihilfefähig.

§ 32
Häusliche Pfl ege bei Verhinderung der Pfl egeperson

Ist eine Pfl egeperson nach § 31 Abs. 2 wegen Erholungs-
urlaub, Krankheit oder aus anderen Gründen an der häus-
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lichen Pfl ege gehindert, sind die Aufwendungen einer 
notwendigen Ersatzpfl ege (§ 39 Satz 3 SGB XI) im Ka-
lenderjahr bis zu weiteren 1 550 Euro beihilfefähig, wenn 
die Ersatzpfl ege durch Pfl egepersonen sichergestellt wird, 
die mit dem Pfl egebedürftigen nicht bis zum zweiten Gra-
de verwandt oder verschwägert sind und nicht mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben. Bei einer Ersatzpfl ege 
durch Pfl egepersonen, die mit dem Pfl egebedürftigen bis 
zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind oder 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben, sind neben der 
Pauschale nach § 31 Abs. 2 auf Nachweis die notwendi-
gen Aufwendungen, die der Pfl egeperson im Zusammen-
hang mit der Ersatzpfl ege entstanden sind, insgesamt be-
grenzt auf den Betrag nach Satz 1 beihilfefähig; wird die 
Ersatzpfl ege durch diese Person erwerbsmäßig ausgeübt, 
gilt Satz 1 entsprechend.

§ 33
Kurzzeitpfl ege

(1) Kann die häusliche Pfl ege nach § 31 Abs. 1 und 2 zeit-
weise nicht oder nicht in vollem Umfang erbracht werden, 
so sind die Aufwendungen für vollstationäre Pfl ege bis zu 
1 550 Euro im Kalenderjahr beihilfefähig. Erfolgt die Un-
terbringung vollstationär, liegen aber die Voraussetzun-
gen des Satzes 1 nicht vor, so sind die für die Pfl ege an-
fallenden Kosten bis zum Höchstbetrag nach § 31 Abs. 1 
beihilfefähig.

(2) Pfl egeaufwendungen für eine Kurzzeitpfl ege sind in 
begründeten Einzelfällen bei zu Hause gepfl egten Kin-
dern bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres in geeigne-
ten Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen und 
anderen geeigneten Einrichtungen beihilfefähig, wenn die 
Pfl ege in einer von den Pfl egekassen zur Kurzzeitpfl ege 
zugelassenen Pfl egeeinrichtung nicht möglich ist oder nicht 
zumutbar erscheint. § 36 fi ndet keine Anwendung. Sind in 
den Aufwendungen für die Einrichtung Kosten für Unter-
kunft, Verpfl egung und Investitionen enthalten, ohne ge-
sondert ausgewiesen zu sein, so sind 60 v. H. der Aufwen-
dungen beihilfefähig.

§ 34
Pfl egehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde 

Maßnahmen 

Die Aufwendungen für Pfl egehilfsmittel und für Maßnah-
men zur Verbesserung des individuellen Wohnumfelds der 
pfl egebedürftigen Person sind beihilfefähig, wenn die pri-
vate oder soziale Pfl egeversicherung hierfür anteilige Zu-
schüsse gezahlt hat. Bei in der privaten Pfl egeversiche-
rung Versicherten ist der Betrag beihilfefähig, aus dem der 
anteilige Zuschuss berechnet wurde.

§ 35
Vollstationäre Pfl ege

(1) Bei stationärer Pfl ege in einer zugelassenen Pfl egeein-
richtung im Sinne des § 72 Abs. 1 Satz 1 SGB XI sind die 
nach dem Grad der Pfl egebedürftigkeit entstehenden pfl e-
gebedingten Aufwendungen (§ 84 Abs. 2 Satz 2 SGB XI) 
beihilfefähig. Beihilfefähig sind je Kalendermonat die pfl e-
gebedingten Aufwendungen, die Aufwendungen der sozia-

len Betreuung sowie der medizinischen Behandlungspfl e-
ge bis zu einem Pauschalbetrag von 
1. 1 023 Euro für Pfl egebedürftige der Pfl egestufe I, 
2. 1 279 Euro für Pfl egebedürftige der Pfl egestufe II, 
3. 1 550 Euro für Pfl egebedürftige der Pfl egestufe III,
4. 1 918 Euro für Pfl egebedürftige, die nach § 43 Abs. 3 

SGB XI als Härtefall anerkannt sind.
Daneben sind Aufwendungen für Vergütungszuschläge 
für Pfl egebedürftige mit erheblichem allgemeinem Betreu-
ungsbedarf nach § 87b SGB XI beihilfefähig.

(2) Der Anerkennungsbetrag, der nach § 87a Abs. 4 SGB XI 
an Einrichtungen zu zahlen ist, die stationäre Pfl egeleis-
tungen im Sinne des § 43 SGB XI erbringen, ist neben den 
Leistungen nach Absatz 1 beihilfefähig, wenn der Pfl ege-
bedürftige nach Durchführung aktivierender oder rehabi-
litativer Maßnahmen in eine niedrigere Pfl egestufe oder 
von erheblicher zu nicht erheblicher Pfl egebedürftigkeit 
zurückgestuft wurde.

(3) Die Aufwendungen für Unterkunft und Verpfl egung ein-
schließlich der Investitionskosten (§ 82 Abs. 3 SGB XI) sind 
nicht beihilfefähig, es sei denn, dass sie folgenden monat-
lichen Eigenanteil des Einkommens übersteigen:
1. bei Beihilfeberechtigten mit Einkommen bis zur Höhe 

des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe A 9 nach 
Anlage 5 des Thüringer Besoldungsgesetzes
a) mit einem berücksichtigungsfähigen Angehörigen 

30 v. H. des Einkommens, 
b) mit mehreren berücksichtigungsfähigen Angehöri-

gen 25 v. H. des Einkommens, 
2. bei Beihilfeberechtigten mit höherem Einkommen 

a) mit einem berücksichtigungsfähigen Angehörigen 
40 v. H. des Einkommens, 

b) mit mehreren berücksichtigungsfähigen Angehöri-
gen 35 v. H. des Einkommens, 

3. bei alleinstehenden Beihilfeberechtigten und bei gleich-
zeitiger stationärer Pfl ege des Beihilfeberechtigten und 
aller berücksichtigungsfähigen Angehörigen 70 v. H. 
des Einkommens. 

Die den Eigenanteil übersteigenden Aufwendungen für Un-
terkunft und Verpfl egung einschließlich der Investitionskos-
ten werden als Beihilfe gezahlt. Einkommen sind die re-
gelmäßigen monatlichen Dienst- und Versorgungsbezüge 
(ohne den kinderbezogenen Anteil im Familienzuschlag) 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen 
sowie die Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
und aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung des Beihilfeberechtigten und des Ehegatten oder 
eingetragenen Lebenspartners einschließlich dessen lau-
fenden Erwerbseinkommens. Bei dem Einkommen nach 
Satz 3 sind die Bruttobeträge maßgebend.

§ 36
Vollstationäre Einrichtungen der Behindertenhilfe

Die Aufwendungen für Pfl egebedürftige in einer vollstatio-
nären Einrichtung der Behindertenhilfe, in der die berufl i-
che und soziale Eingliederung, die schulische Ausbildung 
oder die Erziehung von Menschen mit Behinderungen im 
Vordergrund des Einrichtungszwecks stehen, sind nach Art 
und Umfang des § 43a SGB XI beihilfefähig.
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§ 37
Zusätzliche Betreuungsleistungen

Beihilfen zu den Aufwendungen für zusätzliche Betreu-
ungsleistungen nach § 45b SGB XI können für den in § 45a 
SGB XI beschriebenen Personenkreis neben Leistungen 
nach § 31 gewährt werden.

§ 38
Palliativversorgung und Hospizleistungen

(1) Die Aufwendungen für spezialisierte ambulante Palli-
ativversorgung sind beihilfefähig, wenn wegen einer nicht 
heilbaren, fortschreitenden oder weit fortgeschrittenen Er-
krankung bei einer zugleich begrenzten Lebenserwartung 
eine besonders aufwendige Versorgung notwendig und 
ärztlich verordnet ist. Die spezialisierte ambulante Versor-
gung umfasst ärztliche und pfl egerische Leistungen ein-
schließlich ihrer Koordination, insbesondere zur Schmerz-
therapie und Symptomkontrolle. Sie soll die Betreuung in 
der vertrauten Umgebung des häuslichen oder familiären 
Bereichs ermöglichen. § 37b Abs. 1 Satz 3 und 4 sowie 
Abs. 2 und 3 SGB V gilt entsprechend.

(2) Die Aufwendungen für stationäre oder teilstationäre 
Versorgung in Hospizen, in denen palliativ-medizinische 
Behandlung erbracht wird, sind beihilfefähig, wenn eine 
ambulante Versorgung im eigenen Haushalt oder in der 
Familie nicht möglich ist. Die Aufwendungen sind nach 
Maßgabe einer ärztlichen Bescheinigung für die Versor-
gung (einschließlich Unterkunft und Verpfl egung) in Hospi-
zen im Sinne des § 39a SGB V, jedoch höchstens bis zur 
Höhe des Zuschusses, den die gesetzliche Krankenver-
sicherung erbringt, beihilfefähig. Darüber hinaus können 
Leistungen nach diesem Abschnitt erbracht werden, sofern 
die zuständige Pfl egekasse anteilig Leistungen erbringt. 
Die Beihilfe ist insoweit zu mindern, als unter Anrechnung 
der Leistungen anderer Sozialleistungsträger die tatsäch-
lichen kalendertäglichen Kosten überschritten werden.

§ 39
Festsetzungsverfahren bei pfl egebedingten 

Aufwendungen

Die Festsetzungsstelle entscheidet über die Beihilfefähig-
keit der Aufwendungen nach dem Fünften Abschnitt auf-
grund eines ärztlichen Gutachtens, das zu dem Vorliegen 
der dauernden Pfl egebedürftigkeit sowie zu Art und Um-
fang der Pfl ege Stellung nimmt. Bei Versicherten der pri-
vaten oder sozialen Pfl egeversicherung ist aufgrund des 
für die Versicherung erstellten Gutachtens zu entscheiden. 
In anderen Fällen bedarf es eines amts- oder vertrauens-
ärztlichen Gutachtens. Die Beihilfe wird ab Beginn des Mo-
nats der erstmaligen Antragstellung gewährt, frühestens 
jedoch ab dem Zeitpunkt, von dem an die Anspruchsvor-
aussetzungen vorliegen. 

Sechster Abschnitt
Geburt und sonstige Fälle

§ 40
Früherkennungsuntersuchungen und 

Vorsorgemaßnahmen

(1) Die Aufwendungen für Leistungen zur ärztlichen Früher-
kennung und Vorsorge im ärztlichen Bereich sind beihilfe-
fähig. Die §§ 20d, 25 und 26 SGB V gelten entsprechend.

(2) Die Aufwendungen für Leistungen zur zahnärztlichen 
Früherkennung und Vorsorge sind beihilfefähig für
1. Früherkennungsuntersuchungen auf Zahn-, Mund- und 

Kiefergelenkkrankheiten,
2. Maßnahmen zur Verhütung von Zahnerkrankungen (In-

dividualprophylaxe) und
3. prophylaktische zahnärztliche Leistungen nach Ab-

schnitt B und den Nummern 0010, 0070, 2000, 4050, 
4055 und 4060 des Gebührenverzeichnisses der Ge-
bührenordnung für Zahnärzte und der Nummer 1 des 
Gebührenverzeichnisses der Gebührenordnung für 
Ärzte sowie für die Erhebung des Parodontalen Scree-
ning Index.

(3) Das für das Beihilferecht zuständige Ministerium kann 
die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für Maßnahmen 
zur Früherkennung, Überwachung und Verhütung von Er-
krankungen, die nicht nach anderen Bestimmungen dieser 
Verordnung beihilfefähig sind, in Verwaltungsvorschriften 
für diejenigen Fälle ausnahmsweise zulassen, in denen 
die Gewährung von Beihilfe im Hinblick auf die Fürsorge-
pfl icht nach § 45 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) 
vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils gelten-
den Fassung notwendig ist.

(4) Das für das Beihilferecht zuständige Ministerium kann in 
Einzelfällen einmalig oder laufend über eine Beteiligung an 
den Kosten für allgemeine, nicht individualisierbare Maß-
nahmen zur Früherkennung und Vorsorge durch pauscha-
le Zahlungen entscheiden. 

§ 41
Geburt

Bei einer Schwangerschaft und aus Anlass einer Geburt 
sind beihilfefähig die Aufwendungen 
1. für die Schwangerschaftsüberwachung,
2. nach den §§ 8 bis 19, 24, 25, 27 und 44 Nr. 1,
3. für die Hebamme oder den Entbindungspfl eger,
4. für eine Haus- und Wochenpfl egekraft bei Hausent-

bindung oder ambulanter Entbindung in einer Kran-
kenanstalt bis zu zwei Wochen nach der Geburt, wenn 
die Wöchnerin nicht bereits wegen Krankheit von ei-
ner Berufs- oder Ersatzpfl egekraft nach § 22 gepfl egt 
wird; § 22 Satz 3 gilt entsprechend,

5. nach § 27 für das Kind.

§ 42
Künstliche Befruchtung

(1) Aufwendungen für eine künstliche Befruchtung ein-
schließlich der im Zusammenhang damit verordneten Arz-
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neimittel sind nur dann zu 50 v. H. beihilfefähig, wenn auf-
grund eines Behandlungsplans 
1. die Maßnahmen nach ärztlicher Feststellung erforder-

lich sind,
2. eine hinreichende Aussicht besteht, dass durch die 

Maßnahmen eine Schwangerschaft herbeigeführt wer-
den wird,

3. die Personen, die diese Maßnahme in Anspruch neh-
men wollen, miteinander verheiratet sind und

4. ausschließlich Ei- und Samenzellen der Ehegatten ver-
wendet werden.

Beihilfefähig sind Aufwendungen für Personen, die das 
25. Lebensjahr vollendet haben. Nicht beihilfefähig sind 
Aufwendungen für Frauen, die das 40. Lebensjahr und 
Männer, die das 50. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Für Maßnahmen nach Absatz 1 sind Aufwendungen 
mit den folgenden Maßgaben beihilfefähig:
1. intrazervikale, intrauterine oder intratubare Insemina-

tion im Spontanzyklus, gegebenenfalls nach Ovulati-
onstiming ohne Polyovulation (drei oder mehr Follikel), 
bis zu acht Versuchen, bei somatischen Ursachen (bei-
spielsweise Impotentia coeundi, retrograde Ejakulati-
on, Hypospadie, Zervikalkanastenose, Dyspareunie),

2. intrazervikale, intrauterine oder intratubare Inseminati-
on nach hormoneller Stimulation zur Polovulation (drei 
oder mehr Follikel), bis zu drei Versuchen, bei Subfer-
tilität des Mannes oder immunologisch bedingter Ste-
rilität,

3. In-vitro-Fertilisation (IVF) mit Embryo-Transfer oder als 
intratubarer Embryo-Transfer (EIFT = Embryo-Intrafal-
lopian-Transfer), bis zu drei Versuchen, bei Zustand 
nach Tubenamputation, anders (auch mikrochirurgisch) 
nicht behandelbarem Tubenverschluss, anders nicht 
behandelbarem Funktionsverlust (auch bei Endomet-
riose), idiopathischer (unerklärbarer) Sterilität, sofern, 
einschließlich einer psychologischen Exploration, alle 
diagnostischen und sonstigen therapeutischen Mög-
lichkeiten der Sterilitätsbehandlung ausgeschöpft sind, 
Subfertilität des Mannes, sofern Behandlungsversuche 
nach Nummer 2 keinen Erfolg versprechen oder erfolg-
los geblieben sind oder bei immunologisch bedingter 
Sterilität, sofern Behandlungsversuche nach Nummer 
2 keinen Erfolg versprechen oder erfolglos geblieben 
sind,

4. intratubarer Gameten-Transfer (GIFT), bis zu zwei 
Versuchen, bei anders nicht behandelbarem tubarem 
Funktionsverlust (auch bei Endometriose), idiopati-
scher (unerklärbarer) Sterilität, sofern, einschließlich 
einer psychologischen Exploration, alle diagnostischen 
und sonstigen therapeutischen Möglichkeiten der Ste-
rilitätsbehandlung ausgeschöpft sind, oder bei Subfer-
tilität des Mannes, sofern Behandlungsversuche nach 
Nummer 2 keinen Erfolg versprechen oder erfolglos 
geblieben sind,

5. intracytoplasmatische Spermieninjektion (ICSI), bis zu 
drei Versuchen, bei männlicher Fertilitätsstörung, nach-
gewiesen durch zwei aktuelle Spermiogramme im Ab-
stand von mindestens zwölf Wochen, welche unabhän-
gig von der Gewinnung des Spermas die Grenzwerte 
gemäß der Richtlinie des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses, nach genau einer Form der Aufbereitung 
(nativ oder swim-up-Test), unterschreiten.

Die Zuordnung der Kosten zu den jeweiligen Ehepartnern 
erfolgt entsprechend Satz 1 Nr. 3 der im Bereich der ge-
setzlichen Krankenversicherung maßgebenden Richtlini-
en über künstliche Befruchtung.

§ 43
Empfängnisverhütung, Sterilisation, 

Schwangerschaftsabbruch

(1) Die Aufwendungen für die ärztliche Beratung über Fra-
gen der Empfängnisregelung einschließlich der hierfür not-
wendigen ärztlichen Untersuchungen und die Verordnung 
empfängnisregelnder Mittel sind beihilfefähig.

(2) Die Aufwendungen für eine Sterilisation sind nur beihil-
fefähig, wenn diese aufgrund einer Krankheit notwendig ist. 
In diesen Fällen sind die im Einzelfall erforderlichen Leis-
tungen im Rahmen der in den §§ 8 bis 13,18 und 25 bis 
27 bezeichneten Aufwendungen beihilfefähig.

(3) Aus Anlass eines nicht rechtswidrigen Schwanger-
schaftsabbruchs sind Aufwendungen für die ärztliche Be-
ratung über die Erhaltung der Schwangerschaft, die ärzt-
liche Untersuchung und Begutachtung zur Feststellung 
der Voraussetzungen eines nicht rechtswidrigen Schwan-
gerschaftsabbruchs sowie für den Schwangerschaftsab-
bruch die Aufwendungen nach den §§ 8, 18 und 24 bis 27 
beihilfefähig. 

§ 44
Sonstige Leistungen

Beihilfefähig sind die Aufwendungen für
1. Erste Hilfe,
2. eine behördlich angeordnete Entseuchung und die da-

bei verbrauchten Stoffe,
3. organspendende Personen, wenn der Empfänger Bei-

hilfeberechtigter oder berücksichtigungsfähiger Ange-
höriger ist, im Rahmen der §§ 8 bis 13 sowie 18, 19 
und 24 bis 27, soweit sie bei den für die Transplantati-
on notwendigen Maßnahmen entstehen; beihilfefähig 
ist auch der von der organspendenden Person nach-
gewiesene Ausfall an Arbeitseinkommen; dies gilt auch 
für Personen, die als Organspender vorgesehen wa-
ren, aber nicht dafür in Betracht kommen,

4. Gebärdensprachdolmetscher oder andere geeignete 
Kommunikationshilfen bis zu der sich in entsprechender 
Anwendung der §§ 5 und 6 Abs. 1 sowie des § 9 Abs. 3 
des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes 
vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776) in der jeweils 
geltenden Fassung ergebenden Vergütung, wenn sie 
aufgrund einer Hörbehinderung bei der Durchführung 
von ärztlichen Untersuchungen und der Inanspruch-
nahme sonstiger beihilfefähiger Leistungen nach die-
ser Verordnung erforderlich sind,

5. die Überführung der Leiche oder Urne, wenn der Tod 
eines Beihilfeberechtigten während einer Dienstreise 
oder einer Abordnung vor der Ausführung eines dienst-
lich bedingten Umzugs außerhalb des Familienwohn-
sitzes der verstorbenen Person eingetreten ist.
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§ 45
Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 

entstandene Aufwendungen

(1) Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland entstan-
dene Aufwendungen sind nur beihilfefähig, wenn es sich 
um Aufwendungen nach den §§ 8 bis 27, 30 bis 44 han-
delt und nur insoweit und bis zu der Höhe, wie sie in der 
Bundesrepublik Deutschland beim Verbleiben am Wohn-
ort entstanden und beihilfefähig gewesen wären (Kosten-
vergleich). Soweit ein Beleg inhaltlich nicht den im Inland 
geltenden Anforderungen entspricht oder der Beihilfebe-
rechtigte die für den Kostenvergleich notwendigen Anga-
ben nicht beibringt, kann die Festsetzungsstelle im Rahmen 
des Satzes 1 nach billigem Ermessen die Angemessenheit 
der Aufwendungen feststellen, wenn der Beihilfeberech-
tigte mindestens eine Bescheinigung des Krankheitsbil-
des und der ungefähr erbrachten Leistungen, auf Anfor-
derung auch eine Übersetzung der Belege, vorlegt. Bei 
innerhalb der Europäischen Union entstandenen beihilfe-
fähigen Aufwendungen einschließlich stationärer Leistun-
gen in öffentlichen Krankenhäusern wird kein Kostenver-
gleich durchgeführt. 

(2) Aufwendungen nach Absatz 1 sind ohne Beschrän-
kung auf die Kosten in der Bundesrepublik Deutschland 
beihilfefähig, wenn 
1. sie bei einer Dienstreise eines Beihilfeberechtigten ent-

standen sind, es sei denn, dass die Behandlung bis zur 
Rückkehr in die Bundesrepublik Deutschland hätte auf-
geschoben werden können,

2. die Beihilfefähigkeit vor Antritt der Reise anerkannt wor-
den ist; die Anerkennung der Beihilfefähigkeit kommt 
ausnahmsweise in Betracht, wenn durch ein amts- 
oder vertrauensärztliches Gutachten nachgewiesen 
ist, dass die Behandlung außerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland zwingend notwendig ist, weil hier-
durch eine wesentlich größere Erfolgsaussicht zu er-
warten ist; die Anerkennung der Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen, die im Zusammenhang mit einer Kur 
oder ähnlichen Maßnahmen entstehen, ist nach Maß-
gabe der Absätze 1 und 3 zulässig,

3. sie für ärztliche und zahnärztliche Leistungen 550 Euro 
je Krankheitsfall nicht übersteigen oder bei in der Nähe 
der deutschen Grenze wohnenden Personen aus aku-
tem Anlass das nächstgelegene Krankenhaus aufge-
sucht werden muss.

(3) Aus Anlass stationärer oder ambulanter Maßnahmen 
im Sinne des § 28 Abs. 1 Nr. 3 und § 29 Abs. 1 Nr. 1 und 3 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland entstandene 
Aufwendungen sind ausnahmsweise beihilfefähig, wenn 
bei Antritt der Reise 
1. bei ambulanten Kuren der Kurort im Kurorteverzeich-

nis Ausland aufgeführt ist, 
2. die Voraussetzungen des § 29 vorliegen und 
3. bei Maßnahmen außerhalb der Europäischen Union 

durch ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten 
nachgewiesen ist, dass die Maßnahme wegen der we-
sentlich größeren Erfolgsaussicht außerhalb der Euro-
päischen Union zwingend notwendig ist. 

Die Aufwendungen nach den §§ 8 bis 19 sowie 29 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 1, 2, 5, 6 und Satz 2 sind ohne Beschränkung 

auf die Kosten in der Bundesrepublik Deutschland beihil-
fefähig. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Voraussetzungen und Umfang der Beihilfefähigkeit der 
Aufwendungen von Beamten mit Dienststätte im Ausland 
sowie ihrer berücksichtigungsfähigen Angehörigen bestim-
men sich nach Anlage 5.

Siebenter Abschnitt
Leistungsumfang und Verfahren

§ 46
Bemessung der Beihilfen

(1) Die Beihilfe bemisst sich nach den in § 87 Abs. 4 Satz 2 
ThürBG genannten personenbezogenen Vomhundertsät-
zen (Bemessungssatz). Maßgebend ist der Bemessungs-
satz im Zeitpunkt der Leistungserbringung.

(2) Der nach § 87 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 ThürBG bei 
mehreren Beihilfeberechtigten nur einmal zu gewährende 
erhöhte Bemessungssatz von 70 v. H. wird dem Beihilfebe-
rechtigten gewährt, der die entsprechenden Kinderanteile 
des Familienzuschlags erhält. Eine hiervon abweichende 
Zuordnung ist nur im Fall einer gemeinsamen anderweiti-
gen Bestimmung durch die Beihilfeberechtigten möglich; 
bereits vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung getroffe-
ne Vereinbarungen gelten fort. Abweichende Bestimmun-
gen nach Satz 2 sollen nur in Ausnahmefällen neu getrof-
fen werden. § 5 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Bei freiwilligen Mitgliedern der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, die die gleichen Leistungsansprüche wie Pfl icht-
versicherte haben, ist der in § 87 Abs. 4 Satz 4 ThürBG 
genannte Bemessungssatz auf die nach Anrechnung der 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
bleibenden beihilfefähigen Aufwendungen anzuwenden. 

(4) Für Aufwendungen, für die trotz ausreichender und 
rechtzeitiger Versicherung wegen angeborener Leiden 
oder bestimmter Krankheiten aufgrund eines individuel-
len Ausschlusses keine Versicherungsleistungen gewährt 
werden oder für die Leistungen auf Dauer eingestellt wor-
den sind (Aussteuerung), erhöht sich der Bemessungs-
satz um 20 v. H., jedoch höchstens auf 90 v. H., wenn das 
Versicherungsunternehmen die Bedingungen nach § 257 
Abs. 2a Satz 1 Nr. 1 bis 4 SGB V erfüllt.

(5) Abweichend von Absatz 1 beträgt der Bemessungssatz 
100 v. H. bei Aufwendungen nach § 44 Nr. 5. 

(6) Bei Anwendung des Absatzes 1 gelten Aufwendungen 
1. nach § 24 als Aufwendungen der jüngsten verbleiben-

den Person,
2. einer Begleitperson als Aufwendungen des Begleite-

ten,
3. nach § 41 Nr. 1 bis 4 als Aufwendungen der Mutter,
4. nach § 41 Nr. 5 für das gesunde Neugeborene als Auf-

wendungen der Mutter.

(7) Die oberste Dienstbehörde, im Bereich des Landes das 
für das Beihilferecht zuständige Ministerium, kann im Hin-
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blick auf die Fürsorgepfl icht nach § 45 BeamtStG den Be-
messungssatz erhöhen,
1. für Aufwendungen infolge einer Dienstbeschädigung,
2. in besonderen Ausnahmefällen, die nur bei Anlegung 

eines sehr strengen Maßstabs anzunehmen sind; eine 
Erhöhung in Fällen der §§ 30 bis 38 ist ausgeschlos-
sen.

Die oberste Dienstbehörde, im Bereich des Landes das für 
das Beihilferecht zuständige Ministerium, kann die Zustän-
digkeit nach Satz 1 auf eine andere Behörde übertragen.

§ 47
Begrenzung der Beihilfen

(1) Bei Leistungen von dritter Seite im Sinne des § 87 
Abs. 5 Satz 1 ThürBG handelt es sich um Leistungen aus 
einer Krankenversicherung, einer Pfl egeversicherung oder 
aufgrund von Rechtsvorschriften oder arbeitsvertraglichen 
Vereinbarungen. Leistungen aus Krankentagegeld-, Kran-
kenhaustagegeld-, Pfl egetagegeld-, Pfl egerentenzusatz- 
und Pfl egerentenversicherungen, soweit diese nicht der 
Befreiung von der Versicherungspfl icht nach § 22 SGB XI 
dienen, bleiben unberücksichtigt. Dem Grunde nach beihil-
fefähig sind die in den §§ 8 bis 38 und 40 bis 45 genann-
ten Aufwendungen in tatsächlicher Höhe, für die im Ein-
zelfall eine Beihilfe gewährt wird.

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Leistungen sind, soweit 
sie berücksichtigt werden, durch Belege nachzuweisen. 
Soweit Leistungen aus einer Kranken- oder Pfl egeversiche-
rung nachweislich nach einem Vomhundertsatz bemessen 
werden, ist ein Einzelnachweis nicht erforderlich. In diesem 
Fall wird die Leistung der Kranken- oder Pfl egeversiche-
rung nach diesem Vomhundertsatz von den dem Grunde 
nach beihilfefähigen Aufwendungen errechnet. Der Sum-
me der mit einem Antrag geltend gemachten Aufwendun-
gen ist die Summe der hierauf entfallenden Versicherungs-
leistungen gegenüberzustellen; Aufwendungen nach den 
§§ 28 bis 38 werden getrennt abgerechnet.

§ 48
Eigenbehalte

(1) Die festgesetzte Beihilfe ist um 4 Euro 
1.  je Rechnungsbeleg bei ambulanten ärztlichen, zahn-

ärztlichen, psychotherapeutischen Leistungen sowie 
bei Leistungen von Heilpraktikern,

2.  je verordnetem Arznei-, Verbandmittel, Medizinprodukt 
und dergleichen nach § 18,

jedoch nicht mehr als die tatsächlich gewährte Beihilfe 
zu mindern (Eigenbehalt). Für das Entstehen der Eigen-
behalte nach Satz 1 ist das Rechnungs- oder Kaufdatum 
maßgebend.

(2) Die Minderung um Eigenbehalte nach Absatz 1 un-
terbleibt 
1. bei Aufwendungen für Waisen, für Beamte auf Wider-

ruf im Vorbereitungsdienst und für berücksichtigungs-
fähige Kinder,

2.  für Beihilfeberechtigte und berücksichtigungsfähige An-
gehörige, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenver-
sicherung sind,

3. bei Pfl egemaßnahmen,

4.  bei ärztlich veranlassten Folgeuntersuchungen durch 
andere Fachärzte, die entsprechend dem jeweiligen 
Berufsbild selbst keine therapeutischen Leistungen er-
bringen,

5. bei Früherkennungs- und Vorsorgemaßnahmen nach 
§ 40,

6. bei Leistungen im Zusammenhang mit Schwanger-
schaftsbeschwerden oder der Entbindung,

7. Arznei-, Verbandmittel, Medizinprodukte und derglei-
chen nach § 18, die bei der Behandlung verbraucht und 
in der Rechnung als Auslagen abgerechnet wurden,

8. Harn- und Blutteststreifen und
9. soweit die Eigenbehalte für die Beihilfeberechtigten und 

ihre berücksichtigungsfähigen Ehegatten oder einge-
tragenen Lebenspartner zusammen die Belastungs-
grenzen nach § 49 Abs. 1 überschreiten.

§ 49
Belastungsgrenzen

(1) Die Belastungsgrenze beträgt 2 v. H., für chronisch 
Kranke 1 v. H., der Jahresdienst- oder Jahresversorgungs-
bezüge nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grund-
sätzen ohne kinderbezogenen Anteil im Familienzuschlag 
sowie der Jahresrenten aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung und einer zusätzlichen Alters- und Hinterblie-
benenversorgung des Beihilfeberechtigten. Das Vorlie-
gen einer chronischen Krankheit im Sinne des Satzes 1 
ist anhand der Richtlinie des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses zur Umsetzung der Regelung in § 62 für schwer-
wiegend chronisch Erkrankte (Chroniker-Richtlinie) in der 
Fassung vom 22. Januar 2004 (BAnz. Nr. 18 S. 1343), zu-
letzt geändert am 19. Juni 2008 (BAnz. Nr. 124 S. 3017), 
zu beurteilen.

(2) Für das Erreichen der Belastungsgrenze sind nur die 
Eigenbehalte nach § 48 Abs. 1 maßgebend. Überschreitet 
die Summe dieser Eigenbehalte für den Beihilfeberechtig-
ten und seinen berücksichtigungsfähigen Ehegatten oder 
eingetragenen Lebenspartner die jeweils maßgebende 
Belastungsgrenze nach Absatz 1 Satz 1, sind auf Antrag 
des Beihilfeberechtigten die Eigenbehalte nach § 48 Abs. 1 
für den Rest des Kalenderjahres, in dem die Eigenbehalte 
nach § 48 Abs. 1 entstanden sind, nicht mehr abzuziehen. 
Der Antrag muss spätestens bis zum Ablauf des Jahres 
gestellt werden, das auf das Jahr des Abzugs der Eigen-
behalte folgt. Stellt die Festsetzungsstelle fest, dass die 
Belastungsgrenze überschritten wurde, werden die zu viel 
einbehaltenen Eigenbehalte erstattet.

(3) Für die Ermittlung der Jahreseinnahmen nach Absatz 1 
Satz 1 sind die im Januar des Kalenderjahres, für das die 
Befreiung von Eigenbehalten nach § 48 Abs. 1 beantragt 
wird, maßgebenden Bezüge und Renten mit dem Faktor 12 
zu vervielfältigen. Abweichend hiervon ist bei einem Beginn 
der Beihilfeberechtigung während des laufenden Kalender-
jahres der Tag der Berufung in das Beamtenverhältnis, im 
Fall der Hinterbliebenen der Todestag des verstorbenen 
Beihilfeberechtigten, maßgebend. Die nach den Sätzen 1 
und 2 festgestellten Jahreseinnahmen sind bei verheirate-
ten oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben-
den Beihilfeberechtigten um 15 v. H. jeweils für jeden Bei-
hilfeberechtigten gesondert zu mindern. Der nach Satz 3 
festgestellte Betrag vermindert sich für jedes berücksichti-
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gungsfähige Kind um den sich nach § 32 Abs. 6 Satz 1 und 
2 EStG ergebenden Betrag; ist ein Kind bei mehreren Bei-
hilfeberechtigten berücksichtigungsfähig, erfolgt die Min-
derung nach Halbsatz 1 bei dem Beihilfeberechtigten, der 
nach § 5 Abs. 6 zur Geltendmachung der Aufwendungen 
für Kinder berechtigt ist. Auf der Basis des gegebenenfalls 
nach den Sätzen 3 und 4 geminderten fi ktiven Jahresbe-
trags wird die individuelle Höchstgrenze von 2 v. H. bezie-
hungsweise 1 v. H. errechnet. Wurden im Jahr des Todes 
des verstorbenen Beihilfeberechtigten bereits Eigenbehal-
te nach § 48 Abs. 1 berücksichtigt, werden diese bei der 
Feststellung des Grenzbetrags nach Absatz 1 Satz 1 dem 
überlebenden Ehegatten oder eingetragenen Lebenspart-
ner zugerechnet. Bei einem Beihilfeanspruch nach § 73 
Abs. 7 ThürBG und § 17 Abs. 1 der Thüringer Urlaubsver-
ordnung vom 30. September 1994 (GVBl. S. 1095) in der 
jeweils geltenden Fassung kommt während einer Beur-
laubung ohne Dienstbezüge § 48 Abs. 1 nicht zur Anwen-
dung; bezüglich des Beginns und des Endes der Beurlau-
bung gilt Satz 2 entsprechend.

(4) Nach Ablauf des Kalenderjahres wird auf Antrag des 
Beihilfeberechtigten die Belastungsgrenze nach Absatz 1 
Satz 1 neu festgesetzt, wenn im Verlauf des Kalenderjahres
1. der Beihilfeberechtigte in den Ruhestand getreten ist,
2. sich die individuelle Wochenarbeitszeit des Beihilfebe-

rechtigten geändert hat,
3. der Beihilfeberechtigte Elternzeit begonnen hat oder
4. der Beihilfeberechtigte nach § 73 Abs. 4 Nr. 2 ThürBG 

beurlaubt wurde.
Die Neufestsetzung der Belastungsgrenze erfolgt auf der 
Grundlage der tatsächlichen Jahreseinnahmen des Kalen-
derjahres, für das die Befreiung von Eigenbehalten nach 
§ 48 Abs. 1 beantragt wird.

§ 50
Verfahren

(1) Beihilfen müssen vom Beihilfeberechtigten schriftlich 
beantragt werden. Im Bereich des Landes sind die von dem 
für das Beihilferecht zuständigen Ministerium herausgege-
benen Formblätter zu verwenden; zulässig sind auch amt-
liche EDV-Ausdrucke.

(2) Beihilfen werden nur zu den Aufwendungen gewährt, 
die durch Belege nachgewiesen sind, soweit nichts ande-
res bestimmt ist. Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn die 
mit dem Antrag geltend gemachten Aufwendungen insge-
samt mehr als 200 Euro betragen. Erreichen die Aufwen-
dungen aus zehn Monaten diese Summe nicht, kann ab-
weichend von Satz 2 auch hierfür eine Beihilfe gewährt 
werden, wenn diese Aufwendungen 15 Euro übersteigen.

(3) Die Beihilfeanträge sind mit Belegen der Festsetzungs-
stelle vorzulegen; die Vorlage von Zweitschriften oder 
Rechnungskopien ist ausreichend. Liegen Anhaltspunkte 
dafür vor, dass ein vorgelegter Beleg unecht oder verfälscht 
ist, kann die Festsetzungsstelle mit Einwilligung des Bei-
hilfeberechtigten bei dem Rechnungsaussteller eine Aus-
kunft über die Echtheit des Beleges einholen. Wird die Ein-
willigung verweigert, ist die Beihilfe zu den betreffenden 
Aufwendungen abzulehnen. Satz 1 Halbsatz 2 gilt nicht in 
den Fällen des § 4. Die Sätze 2 und 3 sind in den Fällen 
des § 4 entsprechend anzuwenden.

(4) Über die Notwendigkeit und Angemessenheit von Auf-
wendungen nach § 7 entscheidet die Festsetzungsstelle; 
sie kann hierzu auf eigene Kosten medizinische Gutach-
ten einholen. Ist für die Erstellung eines Gutachtens die 
Mitwirkung des Betroffenen nicht erforderlich, sind die nö-
tigen Gesundheitsdaten vor der Übermittlung so zu anony-
misieren, dass der Gutachter einen Personenbezug nicht 
herstellen kann. Ist für die Begutachtung die Mitwirkung 
des Betroffenen erforderlich, sind § 60 Abs. 1, § 62 und 
die §§ 65 bis 67 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch ent-
sprechend anzuwenden. 

(5) Die bei der Beihilfebearbeitung bekannt gewordenen 
Angelegenheiten sind geheim zu halten. Sie dürfen nur 
für den Zweck verwendet werden, für den sie bekannt ge-
geben sind, es sei denn, es besteht eine gesetzliche Be-
rechtigung oder Verpfl ichtung zur Offenbarung oder die be-
troffenen Beihilfeberechtigten oder deren Angehörige sind 
damit einverstanden.

(6) Beihilfebescheide können auch in elektronischer Form 
übermittelt werden, sofern der Beihilfeberechtigte diesem 
Verfahren zustimmt.

(7) Dem Beihilfeberechtigten können Abschlagszahlun-
gen geleistet werden.

(8) Ist in den Fällen des § 28 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3, § 29 Abs. 6 
Satz 1 Nr. 6 oder § 45 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 die vorherige 
Anerkennung der Beihilfefähigkeit unterblieben, wird eine 
Beihilfe nur gewährt, wenn das Versäumnis entschuldbar 
ist und die sachlichen Voraussetzungen für eine Anerken-
nung der Beihilfefähigkeit nachgewiesen werden. 

(9) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn sie innerhalb eines 
Jahres nach Entstehen der Aufwendungen oder der Aus-
stellung der Rechnung beantragt wird. Für den Beginn der 
Frist ist bei Aufwendungen nach § 29 Abs. 5 Satz 1 Nr. 8 
der Tag der Beendigung der Kur und bei der Gewährung 
einer Pauschalbeihilfe nach § 31 Abs. 2 Satz 2 der letzte 
Tag des Monats, in dem die Pfl ege erbracht wurde, maß-
gebend. Hat ein Sozialhilfeträger vorgeleistet, beginnt die 
Frist mit dem Ersten des Monats, der auf den Monat folgt, 
in dem der Sozialhilfeträger die Aufwendungen bezahlt.

(10) Die Festsetzungsstellen setzen die Beihilfen fest und 
ordnen die Zahlung an. Festsetzungsstellen sind
1. die obersten Dienstbehörden für die Anträge ihrer Be-

diensteten und der Leiter der ihnen unmittelbar nach-
geordneten Behörden,

2. die den obersten Dienstbehörden unmittelbar nachge-
ordneten Behörden für Anträge der Bediensteten ihres 
Geschäftsbereichs und 

3. die Versorgungsstellen für die Anträge der Versor-
gungsempfänger.

Die obersten Dienstbehörden können die Zuständigkeit 
für ihren Geschäftsbereich abweichend regeln. Sie kön-
nen die Befugnisse auf andere Dienststellen übertragen; 
die sonstigen Befugnisse der obersten Landesbehörden 
beim Vollzug dieser Verordnung können auf das für das 
Beihilferecht zuständige Ministerium übertragen werden.
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Achter Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 51
Verwaltungsvorschriften, Ausnahmen

(1) Das für das Beihilferecht zuständige Ministerium er-
lässt Verwaltungsvorschriften zur Gewährung von Beihil-
fen nach Maßgabe dieser Verordnung.

(2) Die oberste Dienstbehörde, im Bereich des Landes das 
für das Beihilferecht zuständige Ministerium, kann in beson-
ders begründeten Ausnahmefällen, die nur bei Anlegung 
des strengsten Maßstabs anzunehmen sind, über diese 
Verordnung hinaus die Gewährung von Beihilfe zulassen.

§ 52
Übergangsbestimmungen

(1) Für Aufwendungen, die vor dem Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung entstanden sind, sind die in § 129 Abs. 4 ThürBG 
genannten Beihilfevorschriften maßgebend. 

(2) Wurde die maßgebende Belastungsgrenze nach § 12 
Abs. 2 der in § 129 Abs. 4 ThürBG genannten Beihilfevor-
schriften bereits vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
erreicht und wird die Befreiung von Eigenbehalten des-
halb beantragt, gilt diese Befreiung für den Rest des Ka-
lenderjahres 2012 fort; in diesen Fällen sind die §§ 48 und 
49 nicht anzuwenden. In allen übrigen Fällen ist § 49 im 
Kalenderjahr 2012 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
die auf der Grundlage des § 12 Abs. 1 Satz 1 der in § 129 
Abs. 4 ThürBG genannten Beihilfevorschriften abgezoge-
nen Eigenbehalte in Höhe des sich nach der Anwendung 
des jeweils maßgebenden Bemessungssatzes ergeben-
den Betrags und die Eigenbehalte nach § 12 Abs. 1 Satz 2 

der in § 129 Abs. 4 ThürBG genannten Beihilfevorschrif-
ten bei der Feststellung der Belastungsgrenze nach § 49 
berücksichtigt werden. 

(3) Abweichend von § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 sind Kinder des 
Beihilfeberechtigten auch für die Dauer des Studiums be-
rücksichtigungsfähig, in das sie sich bis zum 31. Dezem-
ber 2006 an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Hochschule eingeschrieben haben. Dies gilt solange die 
in § 32 Abs. 4 und 5 EStG in der bis zum 31. Dezember 
2006 geltenden Fassung genannten Voraussetzungen ge-
geben sind. Die Sätze 1 und 2 haben keine Auswirkungen 
auf den Bemessungssatz des Beihilfeberechtigten.

§ 53
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 54
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am ersten Tag des auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt die 
Thüringer Verordnung über Sonderbestimmungen in der 
Beihilfe vom 7. November 2006 (GVBl. S. 549) außer Kraft.

Erfurt, den 25. Mai 2012

Der Finanzminister

W. Voß

Anlage 1
(zu § 7 Abs. 11)

Beihilfefähigkeit wissenschaftlich nicht allgemein anerkannter Methoden

1 Völliger Ausschluss

Die Aufwendungen für folgende wissenschaftlich nicht allgemein anerkannte Methoden sind von der Beihilfefähigkeit 
ausgeschlossen:

A

-  Anwendung tonmodulierter Verfahren, Audio-Psycho-Phonologische Therapie (z.B. nach Tomatis, Hörtraining nach 
Dr. Volf, Audiovokale Integration und Therapie, Psychophonie-Verfahren zur Behandlung einer Migräne)

-  Autohomologe Immuntherapien (z.B. ACTI-Cell-Therapie)
-  Autologe-Target-Cytokine-Therapie (ATC) nach Dr. Klehr
-  Ayurvedische Behandlungen (z. B. nach Maharishi)

B

-  Behandlung mit nicht beschleunigten Elektronen nach Dr. Nuhr
-  Biophotonen-Therapie
-  Bioresonatorentests
-  Blutkristallisationstests zur Erkennung von Krebserkrankungen
-  Bogomoletz-Serum
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-  Brechkraftverändernde Operation der Hornhaut des Auges (Keratomileusis) nach Prof. Barraquer
-  Bruchheilung ohne Operation

C

-  Chelat-Therapie
-  Colon-Hydro-Therapie und ihre Modifi kationen
-  Computergestütztes Gesichtsfeldtraining zur Behandlung nach einer neurologisch bedingten Erkrankung oder Schä-

digung
-  Cytotoxologische Lebensmitteltests

D

-  DermoDyne-Therapie (DermoDyne-Lichtimpfung)

E

-  Elektro-Neural-Behandlungen nach Dr. Croon
-  Elektro-Neural-Diagnostik

F

- Frischzellentherapie

G

-  Ganzheitsbehandlungen auf bioelektrisch-heilmagnetischer Grundlage (z.B. Bioresonanztherapie, Decoderdemo-
graphie, Elektroakupunktur nach Dr. Voll, Elektronische Systemdiagnostik, Medikamententests nach der Bioelektri-
schen Funktionsdiagnostik (BFD), Mora-Therapie)

- Gezielte vegetative Umstimmungsbehandlung oder gezielte vegetative Gesamtumschaltung durch negative stati-
sche Elektrizität

H

-  Heileurhythmie
-  Höhenfl üge zur Asthma- oder Keuchhustenbehandlung

I

-  Immuno-augmentative Therapie (IAT)
-  Immunseren (Serocytol-Präparate)
-  Iso- oder hyperbare Inhalationstherapien mit ionisiertem oder nichtionisiertem Sauerstoff/Ozon einschließlich der 

oralen, parenteralen oder perkutanen Aufnahme (z.B. Hämatogene Oxydationstherapie, Sauerstoff-Darmsanierung, 
Sauerstoff-Mehrschritt-Therapie nach Prof. Dr. von Ardenne)

K

-  Kariesdetektor-Behandlung
-  Kinesiologische Behandlung
-  Kirlian-Fotografi e
-  Kombinierte Serumtherapie (z.B. Wiedemann-Kur)
-  Konduktive Förderung nach Petö, sofern nicht als heilpädagogische Behandlung bereits von der Beihilfefähigkeit 

ausgeschlossen

L

-  Laser-Behandlung im Bereich der physikalischen Therapie

M

-  Minimalinvasive Wirbelsäulen-Kathetertechnik nach Racz,
-  Modifi zierte Eigenblutbehandlung (z.B. nach Garthe, Blut-Kristall-Analyse unter Einsatz der Präparate Autohaemin, 

Antihaemin und Anhaemin) und sonstige Verfahren, bei denen aus körpereigenen Substanzen des Patienten indi-
viduelle Präparate gefertigt werden (z.B. Gegensensibilisierung nach Theurer, Cluster medizin)
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N

-  Neurotopische Diagnostik und Therapie
-  Niedrig dosierter, gepulster Ultraschall

O

-  Osmotische Entwässerungstherapie

P

-  Psycotron-Therapie
-  Pulsierende Signaltherapie (PST)
-  Pyramidenenergiebestrahlung

R

-  Radiale Stoßwellentherapie
-  Regeneresen-Therapie
-  Reinigungsprogramm mit Megavitaminen und Ausschwitzen
-  Rolfi ng-Behandlung

S

-  Schwingfeld-Therapie

T

-  Thermoregulationsdiagnostik
-  Trockenzellentherapie

V

-  Vaduril-Injektionen gegen Parodontose
-  Vibrationsmassage des Kreuzbeins

Z

-  Zellmilieu-Therapie

2 Teilweiser Ausschluss 

Die Aufwendungen für folgende wissenschaftlich nicht allgemein anerkannte Methoden sind begrenzt:

-  Chirurgische Hornhautkorrektur durch Laserbehandlung
Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig, wenn eine Korrektur durch Brillen oder Kontaktlinsen nach augenärztli-
cher Feststellung nicht möglich ist und die Festsetzungsstelle vor Behandlungsbeginn die Zustimmung erteilt hat. 
In Zweifelsfällen hat die Festsetzungsstelle eine Bestätigung durch einen Gutachter einzuholen. 

- Extracorporale Stoßwellentherapie (ESWT)
Die Aufwendungen sind im orthopädischen, chirurgischen und schmerztherapeutischen Bereich nur beihilfefähig 
für die Behandlung der Tendinosis calcarea (z.B. Kalkschulter), der Pseudarthrose (nicht heilende Knochenbrüche) 
oder des Fasziitis plantaris (Fersensporn). Auf der Grundlage des Beschlusses der Bundesärztekammer zur Ana-
logbewertung der ESWT sind Gebühren nach Nr. 1800 GOÄ beihilfefähig. Daneben sind keine Zuschläge beihilfe-
fähig. Die Aufwendungen der ESWT in sonstigen Anwendungsbereichen werden vom Teilausschluss nicht erfasst.

- Hyperbare Sauerstofftherapie (Überdruckbehandlung) 
Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei der Behandlung von Kohlenmonoxydvergiftung, Gasgangrän, chroni-
schen Knocheninfektionen, Septikämien, schweren Verbrennungen, Gasembolien, peripherer Ischämie oder bei mit 
Perzeptionsstörungen des Innenohres verbundenen Tinnitusleiden.
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- Klimakammerbehandlungen 
Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig, soweit andere übliche Behandlungsmethoden nicht zum Erfolg geführt ha-
ben und die Festsetzungsstelle aufgrund des Gutachtens eines von ihr bestimmten Arztes die Beihilfefähigkeit vor 
Beginn der Behandlung anerkannt hat.

- Lanthasol-Aerosol-Inhalationskur 
Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Aerosol-Inhalationskuren mit hochwirksamen Medikamenten, z.B. mit 
Aludrin.

- Magnetfeldtherapie 
Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Behandlung von atrophen Pseudarthrosen sowie bei Endoprothesen-
lockerung, idiopathischer Hüftnekrose und verzögerter Knochenbruchheilung, wenn diese in Verbindung mit einer 
sachgerechten chirurgischen Therapie durchgeführt wird, sowie im Rahmen einer repetitiven transcraniellen Mag-
netstimulation bei Depressionen.

- Ozontherapie 
Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Gasinsuffl ationen, wenn damit arterielle Verschlusserkrankungen be-
handelt werden und die Festsetzungsstelle aufgrund des Gutachtens eines von ihr bestimmten Arztes die Beihilfe-
fähigkeit vor Beginn der Behandlung anerkannt hat.

- Prostata-Hyperthermie-Behandlung 
Die Aufwendungen sind nur bei Krebsbehandlung beihilfefähig.

- Therapeutisches Reiten (Hippotherapie)
Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei ausgeprägten cerebralen Bewegungsstörungen (Spastik) oder schwe-
rer geistiger Behinderung, sofern die ärztlich verordnete und indizierte Behandlung von Angehörigen der Gesund-
heits- oder Medizinalfachberufe (z.B. Krankengymnast) mit entsprechender Zusatzausbildung durchgeführt wird. 
Die Leistung wird den Nummern 4 bis 6 der Anlage 3 zugeordnet.

- Thymustherapie und Behandlung mit Thymuspräparaten 
Die Aufwendungen sind nur beihilfefähig bei Krebsbehandlungen, wenn andere übliche Behandlungsmethoden 
nicht zum Erfolg geführt haben.

Anlage 2
(zu den §§ 9 und 12)

Psychotherapeutische Behandlungen

1 Psychosomatische Grundversorgung

1.1 Aufwendungen für eine verbale Intervention sind nur beihilfefähig, wenn die Behandlung von einem Facharzt für 
– Allgemeinmedizin,
– Augenheilkunde,
– Frauenheilkunde und Geburtshilfe,
– Haut- und Geschlechtskrankheiten,
– Innere Medizin,
– Kinder- und Jugendmedizin,
– Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie,
– Neurologie,
– Phoniatrie und Pädaudiologie,
– Psychiatrie und Psychotherapie,
– Psychotherapeutische Medizin oder Psychosomatische Medizin und Psychotherapie oder
– Urologie
durchgeführt wird.

1.2 Aufwendungen für übende und suggestive Interventionen (autogenes Training, Jacobsonsche Relaxationstherapie, 
Hypnose) sind nur dann beihilfefähig, wenn die Behandlung von einem
– Arzt,
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– Psychologischen Psychotherapeuten oder
– Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
durchgeführt wird und diese Person über entsprechende Kenntnisse und Erfahrungen in der Anwendung solcher In-
terventionen verfügt.

2 Tiefenpsychologisch fundierte und analytische Psychotherapie

2.1 Wird die Behandlung durch einen ärztlichen Psychotherapeuten durchgeführt, muss diese Person Facharzt für einen 
der folgenden Fachbereiche sein: 

 – Psychotherapeutische Medizin oder Psychosomatische Medizin und Psychotherapie,
 – Psychiatrie und Psychotherapie oder
 – Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie oder
 – Arzt mit der Bereichs- oder Zusatzbezeichnung "Psychotherapie" oder "Psychoanalyse".
 Ein Facharzt für
 - Psychotherapeutische Medizin,
 - Psychiatrie und Psychotherapie oder 
 - Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie sowie
 - ein Arzt mit der Bereichs- oder Zusatzbezeichnung "Psychotherapie"

kann nur tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie (Nummern 860 bis 862 des Gebührenverzeichnisses der Ge-
bührenordnung für Ärzte) durchführen. Ein Arzt mit der Bereichs- oder Zusatzbezeichnung "Psychoanalyse" oder mit 
der vor dem 1. April 1984 verliehenen Bereichsbezeichnung "Psychotherapie" kann auch analytische Psychotherapie 
(Nummern 863 und 864 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ) erbringen.

2.2 Ein Psychologischer Psychotherapeut mit einer Approbation nach § 2 des Psychotherapeutengesetzes (PsychThG) 
vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1311) in der jeweils geltenden Fassung kann Leistungen für diejenige anerkannte Psy-
chotherapieform erbringen, für die er eine vertiefte Ausbildung erfahren hat (tiefenpsychologisch fundierte oder analy-
tische Psychotherapie).

2.3 Wird die Behandlung durch einen Psychologischen Psychotherapeuten mit einer Approbation nach § 12 PsychThG 
durchgeführt, muss diese Person 
– zur vertragsärztlichen Versorgung der gesetzlichen Krankenkassen zugelassen sein oder
– in das Arztregister eingetragen sein oder
– über eine abgeschlossene Ausbildung in tiefenpsychologisch fundierter und analytischer Psychotherapie an einem 

bis zum 31. Dezember 1998 von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung anerkannten psychotherapeutischen Aus-
bildungsinstitut verfügen.

Ein Psychologischer Psychotherapeut kann nur Leistungen für diejenige Psychotherapieform erbringen (tiefenpsycho-
logisch fundierte oder analytische Psychotherapie), für die er zur vertragsärztlichen Versorgung der gesetzlichen Kran-
kenkassen zugelassen oder in das Arztregister eingetragen ist. Ein Psychologischer Psychotherapeut, der über eine 
abgeschlossene Ausbildung an einem anerkannten psychotherapeutischen Ausbildungsinstitut verfügt, kann tiefenpsy-
chologisch fundierte und analytische Psychotherapie durchführen (Nummern 860, 861 und 863 des Gebührenverzeich-
nisses für ärztliche Leistungen der GOÄ).

2.4 Ein Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut mit einer Approbation nach § 2 PsychThG kann Leistungen für diejeni-
ge Psychotherapieform bei Kindern und Jugendlichen erbringen, für die er eine vertiefte Ausbildung erfahren hat (tie-
fenpsychologisch fundierte oder analytische Psychotherapie).

2.5 Wird die Behandlung von Kindern und Jugendlichen von einem Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten mit einer 
Approbation nach § 12 PsychThG durchgeführt, muss diese Person 
– zur vertragsärztlichen Versorgung der gesetzlichen Krankenkassen zugelassen sein,
– in das Arztregister eingetragen sein oder
– über eine abgeschlossene Ausbildung in tiefenpsychologisch fundierter und analytischer Psychotherapie an einem 

bis zum 31. Dezember 1998 von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung anerkannten psychotherapeutischen Aus-
bildungsinstitut für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie verfügen.

2.6 Ein Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut kann nur Leistungen für diejenige Psychotherapieform erbringen (tie-
fenpsychologisch fundierte oder analytische Psychotherapie), für die er zur vertragsärztlichen Versorgung der gesetz-
lichen Krankenkassen zugelassen oder in das Arztregister eingetragen ist. Ein Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut, der über eine abgeschlossene Ausbildung an einem anerkannten psychotherapeutischen Ausbildungsinstitut für 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie verfügt, kann tiefenpsychologisch fundierte und analytische Psychotherapie 
durchführen (Nummern 860, 861 und 863 des Gebührenverzeichnisses der GOÄ).
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2.7 Die fachliche Befähigung für die Behandlung von Kindern und Jugendlichen ist, sofern die Behandlung nicht durch ei-
nen Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie und –psychotherapie oder einen Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten erfolgt, neben der Berechtigung nach den Nummern 2.1, 2.2 oder 2.3 durch eine entsprechende Berechtigung 
einer Kassenärztlichen Vereinigung nachzuweisen. Die fachliche Befähigung für Gruppenbehandlungen ist, sofern die 
Behandlung nicht durch einen Facharzt für Psychotherapeutische Medizin erfolgt, neben der Berechtigung nach den 
Nummern 2.1, 2.2 oder 2.3 durch eine entsprechende Berechtigung einer Kassenärztlichen Vereinigung nachzuwei-
sen.

2.8 Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen in besonderen Ausnahmefällen ist, dass vor Beginn der Be-
handlung eine erneute eingehende Begründung der Therapeutin oder des Therapeuten vorgelegt und die Behandlung 
durch die Festsetzungsstelle im Vorfeld anerkannt wird. Zeigt sich bei der Therapie, dass das Behandlungsziel inner-
halb der vorgesehenen Anzahl der Sitzungen nicht erreicht wird, kann in medizinisch besonders begründeten Einzelfäl-
len eine weitere begrenzte Behandlungsdauer anerkannt werden. Voraussetzung für die Anerkennung ist das Vorliegen 
einer Indikation nach § 9 Abs. 1, die nach ihrer besonderen Symptomatik und Struktur eine besondere tiefenpsycho-
logisch fundierte oder analytische Bearbeitung erfordert und eine hinreichende Prognose über das Erreichen des Be-
handlungsziels erlaubt. Die Anerkennung darf erst im letzten Behandlungsabschnitt erfolgen.

3 Verhaltenstherapie

3.1 Wird die Behandlung durch einen ärztlichen Psychotherapeuten durchgeführt, muss diese Person Facharzt für eines 
der folgenden Fachgebiete sein: 
– Psychotherapeutische Medizin,
– Psychiatrie und Psychotherapie,
– Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie oder
– Arzt mit der Bereichs- oder Zusatzbezeichnung "Psychotherapie".
Ärztliche Psychotherapeuten können die Behandlung durchführen, wenn sie den Nachweis erbringen, dass sie während 
ihrer Weiterbildung schwerpunktmäßig Kenntnisse und Erfahrungen in Verhaltenstherapie erworben haben.

3.2 Ein Psychologischer Psychotherapeut mit einer Approbation nach § 2 PsychThG kann Verhaltenstherapie erbringen, 
wenn er dafür eine vertiefte Ausbildung erfahren hat.

3.3 Wird die Behandlung durch einen Psychologischen Psychotherapeuten oder einen Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten mit einer Approbation nach § 12 PsychThG durchgeführt, muss diese Person 
– zur vertragsärztlichen Versorgung der gesetzlichen Krankenkassen zugelassen sein,
– in das Arztregister eingetragen sein oder
– über eine abgeschlossene Ausbildung in Verhaltenstherapie an einem bis zum 31. Dezember 1998 von der Kas-

senärztlichen Bundesvereinigung anerkannten verhaltenstherapeutischen Ausbildungsinstitut verfügen.

3.4 Die fachliche Befähigung für die Behandlung von Kindern und Jugendlichen ist, sofern die Behandlung nicht durch ei-
nen Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie und –psychotherapie oder einen Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten erfolgt, neben der Berechtigung nach den Nummern 3.1, 3.2 oder 3.3 durch eine entsprechende Berechtigung 
einer Kassenärztlichen Vereinigung nachzuweisen. Die fachliche Befähigung für Gruppenbehandlungen ist, sofern die 
Behandlung nicht durch einen Facharzt für Psychotherapeutische Medizin erfolgt, neben der Berechtigung nach den 
Nummern 3.1, 3.2 oder 3.3 durch eine entsprechende Berechtigung einer Kassenärztlichen Vereinigung nachzuwei-
sen.
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 Anlage 3
(zu § 19 Abs. 1)

Beihilfefähigkeit der Aufwendungen von ärztlich verordneten Heilmitteln

1  Verzeichnis der beihilfefähigen Höchstbeträge für ärztlich verordnete Heilmittel

 Lfd.
Nr.

Leistung beihilfefähiger Höchstbe-
trag in Euro

I. Inhalationen1)

1 Inhalationstherapie - auch mittels Ultraschallvernebelung - als Einzelinhalation 6,70

2 a) Inhalationstherapie - auch mittels Ultraschallvernebelung - als Rauminhalation in 
einer Gruppe, je Teilnehmer 3,60

b) Inhalationstherapie - auch mittels Ultraschallvernebelung - als Rauminhalation in 
einer Gruppe - jedoch bei Anwendung ortsgebundener Heilwässer, je Teilnehmer 5,70

3 a) Radon-Inhalation im Stollen 11,30

b) Radon-Inhalation mittels Hauben 13,80

II. Krankengymnastik, Bewegungsübungen

4 Krankengymnastische Behandlung2) (auch auf neurophysiologischer Grundlage, 
Atemtherapie) als Einzelbehandlung - einschließlich der erforderlichen Massage - 19,50

5 Krankengymnastische Behandlung2)3) auf neurophysiologischer Grundlage bei nach 
Abschluss der Hirnreife erworbenen zentralen Bewegungsstörungen als Einzelbe-
handlung, Mindestbehandlungsdauer 30 Minuten 23,10

6 Krankengymnastische Behandlung2)5) auf neurophysiologischer Grundlage bei an-
geborenen oder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres erworbenen zentralen Be-
wegungsstörungen als Einzelbehandlung, Mindestbehandlungsdauer 45 Minuten 34,30

7 Krankengymnastik in einer Gruppe (2-8 Personen) - auch orthopädisches Turnen -, 
je Teilnehmer 6,20

8 Krankengymnastik in einer Gruppe4) bei zerebralen Dysfunktionen (2-4 Personen), 
Mindestbehandlungsdauer 45 Minuten, je Teilnehmer 10,80

9 a) Krankengymnastik (Atemtherapie) bei Behandlung von Mukoviszidose als Einzel-
behandlung, Mindestbehandlungsdauer 45 Minuten

b) Krankengymnastik (Atemtherapie) in einer Gruppe (2-5 Personen) bei Behand-
lung schwerer Bronchialerkrankungen, Mindestbehandlungsdauer 45 Minuten, je 
Teilnehmer

34,30

10,80

10 Bewegungsübungen 2) 7,70

11 a) Krankengymnastische Behandlung/Bewegungsübungen im Bewegungsbad als 
Einzelbehandlung - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 23,60

b) Krankengymnastik/Bewegungsübungen in einer Gruppe im Bewegungsbad (bis 
5 Personen), je Teilnehmer - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 11,80

12 Manuelle Therapie zur Behandlung von Gelenkblockierungen6), Mindestbehand-
lungsdauer 30 Minuten 22,50
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 Lfd.
Nr.

Leistung beihilfefähiger Höchstbe-
trag in Euro

13 Chirogymnastik7) - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 14,40

14 Erweiterte ambulante Physiotherapie10)11), Mindestbehandlungsdauer 
120 Minuten, je Behandlungstag 81,90

15 Gerätegestützte Krankengymnastik (einschließlich MAT oder MTT)12)

je Sitzung für eine parallele Einzelbehandlung (bis zu 3 Personen Mindestbehand-
lungsdauer 60 Minuten) 35,00

16 Extensionsbehandlung (z. B. Glissonschlinge) 5,20

17 Extensionsbehandlung mit größeren Apparaten (z.B. Schrägbrett, Extensionstisch, 
Perl'sches Gerät, Schlingentisch) 6,70

III. Massagen

18 Massagen einzelner oder mehrerer Körperteile, auch Spezialmassagen (Bindege-
webs-, Refl exzonen-, Segment-, Periost-, Bürsten- und Colonmassage)2) 13,80

19 Manuelle Lymphdrainage nach Dr. Vodder7)

a) Teilbehandlung, mindestens 30 Minuten 19,50

b) Großbehandlung, mindestens 45 Minuten 29,20

c) Ganzbehandlung, mindestens 60 Minuten

d) Kompressionsbandagierung einer Extremität8)

39,00

8,70

20 Unterwasserdruckstrahlmassage bei einem Wanneninhalt von mindestens 600 Litern 
und einer Aggregatleistung von mindestens 200 l/min sowie mit Druck- und Tempera-
turmesseinrichtung - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 23,10

IV. Packungen, Hydrotherapie, Bäder

21 Heiße Rolle - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 10,30

22 a) Warmpackung eines oder mehrerer Körperteile - einschließlich der erforderlichen 
Nachruhe -
- bei Anwendung wieder verwendbarer Packungsmaterialien (z.B. Paraffi n, Fan-

go-Paraffi n, Moor-Paraffi n, Pelose, Turbatherm) 11,80

- bei Anwendung einmal verwendbarer natürlicher Peloide (Heilerde, Moor, Na-
turfango, Pelose, Schlamm, Schlick) ohne Verwendung von Folie oder Vlies 
zwischen Haut und Peloid 

Teilpackung 20,50

Großpackung 28,20

b) Schwitzpackung (z.B. spanischer Mantel, Salzhemd, Dreiviertelpackung nach 
Kneipp) - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 14,90

c) Kaltpackung (Teilpackung)

- Anwendung von Lehm, Quark o. Ä. 7,70
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 Lfd.
Nr.

Leistung beihilfefähiger Höchstbe-
trag in Euro

- Anwendung einmal verwendbarer Peloide (Heilerde, Moor, Naturfango, Pelo-
se, Schlamm, Schlick) ohne Verwendung von Folie oder Vlies zwischen Haut 
und Peloid 15,40

d) Heublumensack, Peloidkompresse 9,20

e) Wickel, Aufl agen, Kompressen u. a., auch mit Zusatz 4,60

f) Trockenpackung 3,10

23 a) Teilguss, Teilblitzguss, Wechselteilguss 3,10

b) Vollguss, Vollblitzguss, Wechselvollguss 4,60

c) Abklatschung, Abreibung, Abwaschung 4,10

24 a) An- oder absteigendes Teilbad (z.B. Hauffe) 
 - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 12,30

b) An- oder absteigendes Vollbad (Überwärmungsbad) 
 - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 20,00

25 a) Wechsel-Teilbad - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 9,20

b) Wechsel-Vollbad - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 13,30

26 Bürstenmassagebad - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 19,00

27 a) Naturmoor-Halbbad - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 32,80

b) Naturmoor-Vollbad - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 39,90

28 Sandbäder - einschließlich der erforderlichen Nachruhe -

a) Teilbad 28,70

b) Vollbad 32,80

29 Sole-Photo-Therapie
Behandlung großfl ächiger Hauterkrankungen mit Balneo-Phototherapie (Einzelbad in 
Sole kombiniert mit UV-A/UV-B-Be strahlung, einschließlich Nachfetten) und Licht-Öl-
Bad - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 32,80

30 Medizinische Bäder mit Zusätzen

a) Teilbad (Hand-, Fußbad) mit Zusatz, z.B. vegetabilische Extrakte, ätherische Öle, 
spezielle Emulsionen, mineralische huminsäurehaltige und salizylsäurehaltige Zu-
sätze 6,70

b) Sitzbad mit Zusatz - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 13,30

c) Vollbad, Halbbad mit Zusatz - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 18,50

d) Weitere Zusätze, je Zusatz 3,10
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 Lfd.
Nr.

Leistung beihilfefähiger Höchstbe-
trag in Euro

31 Gashaltige Bäder

a) Gashaltiges Bad (z.B. Kohlensäurebad, Sauerstoffbad)
 - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 19,50

b) Gashaltiges Bad mit Zusatz- einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 22,50

c) Kohlendioxidgasbad (Kohlensäuregasbad)- einschließlich der erforderlichen 
Nachruhe - 21,00

d) Radon-Bad - einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 18,50

e) Radon-Zusatz, je 500 000 Millistat 3,10

Aufwendungen für andere als die in diesem Abschnitt sowie in § 19 Abs. 1 bezeichneten Bäder sind nicht beihilfefähig. 

Bei Teil-, Sitz- und Vollbädern mit ortsgebundenen natürlichen Heilwässern erhöhen sich die jeweiligen unter Nummer 30 
Buchst. a bis c und Nummer 31 Buchst. b angegebenen beihilfefähigen Höchstbeträge um bis zu 3,10 Euro. Zusätze 
hierzu sind nach Maßgabe der Nummer 30 Buchst. d beihilfefähig.

V. Kälte- und Wärmebehandlung

32 a) Eisanwendung, Kältebehandlung (z.B. Kompresse, Eisbeutel, direkte Abreibung)

b) Eisanwendung, Kältebehandlung (z.B. Kaltgas, Kaltluft) großer Gelenke

9,80

6,70

33 Eisteilbad 9,80

34 Heißluftbehandlung9) oder Wärmeanwendung (Glühlicht, Strahler - auch Infrarot -) 
eines oder mehrerer Körperteile 5,70

VI. Elektrotherapie

35 Ultraschallbehandlung - auch Phonophorese - 6,20

36 Behandlung eines oder mehrerer Körperabschnitte mit hochfrequenten Strömen (Kurz-, 
Dezimeter- oder Mikrowellen) 6,20

37 Behandlung eines oder mehrerer Körperabschnitte mit niederfrequenten Strömen (z.B. 
Reizstrom, diadynamischer Strom, Interferenzstrom, Galvanisation) 6,20

38 Gezielte Niederfrequenzbehandlung, Elektrogymnastik; bei spastischen oder schlaf-
fen Lähmungen 11,80

39 Iontophorese 6,20

40 Zwei- oder Vierzellenbad 11,30

41 Hydroelektrisches Vollbad (z.B. Stangerbad), auch mit Zusatz
- einschließlich der erforderlichen Nachruhe - 22,00
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 Lfd.
Nr.

Leistung beihilfefähiger Höchstbe-
trag in Euro

VII. Lichttherapie

42 Behandlung mit Ultraviolettlicht9)

a) als Einzelbehandlung 3,10

b) in einer Gruppe, je Teilnehmer 2,60

43 a) Reizbehandlung9) eines umschriebenen Hautbezirkes mit Ultraviolettlicht 3,10

b) Reizbehandlung9) mehrerer umschriebener Hautbezirke mit Ultraviolettlicht 5,20

44 Quarzlampendruckbestrahlung eines Feldes 6,20

45 Quarzlampendruckbestrahlung mehrerer Felder 8,70

VIII. Logopädie

46 a) Erstgespräch mit Behandlungsplanung und -besprechung, einmal je Behandlungsfall 31,70

b) Standardisierte Verfahren zur Behandlungsplanung einschließlich Auswertung, 
nur auf spezielle ärztliche Verordnung bei Verdacht auf zentrale Sprachstörun-
gen, einmal je  Behandlungsfall 49,60

c) Ausführlicher Bericht 11,80

47 Einzelbehandlung bei Sprech-, Sprach- und Stimmstörungen

a) Mindestbehandlungsdauer 30 Minuten 31,70

b) Mindestbehandlungsdauer 45 Minuten 41,50

c) Mindestbehandlungsdauer 60 Minuten 52,20

48 Gruppenbehandlung bei Sprech-, Sprach- und Stimmstörungen mit Beratung des Pa-
tienten und ggf. der Eltern, je Teilnehmer

a) Kindergruppe, Mindestbehandlungsdauer 30 Minuten 14,90

b) Erwachsenengruppe, Mindestbehandlungsdauer 45 Minuten 17,40

IX. Beschäftigungstherapie (Ergotherapie)

49 Funktionsanalyse und Erstgespräch, einschließlich Beratung und Behandlungspla-
nung, einmal je Behandlungsfall 31,70

50 Einzelbehandlung

a) bei motorischen Störungen, Mindestbehandlungsdauer 30 Minuten 31,70

b) bei senosmotorischen/perzeptiven Störungen, Mindestbehandlungsdauer 45 Mi-
nuten

c) bei psychischen Störungen, Mindestbehandlungsdauer 60 Minuten

41,50

54,80
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 Lfd.
Nr.

Leistung beihilfefähiger Höchstbe-
trag in Euro

51 Hirnleistungstraining als Einzelbehandlung, Mindestbehandlungsdauer 30 Minuten 31,70

52 Gruppenbehandlung

a) Mindestbehandlungsdauer 45 Minuten, je Teilnehmer

b) bei psychischen Störungen, Mindestbehandlungsdauer 
 90 Minuten, je Teilnehmer

14,40

28,70

X. Podologische Therapie 13)

53 Hornhautabtragung an beiden Füßen 14,50

54 Hornhautabtragung an einem Fuß 8,70

55 Nagelbearbeitung an beiden Füßen 13,05

56 Nagelbearbeitung an einem Fuß 7,25

57 Podologische Komplexbehandlung an beiden Füßen (Hornhautabtragung und Na-
gelbearbeitung) 26,10

58 Podologische Komplexbehandlung an einem Fuß (Hornhautabtragung und Nagel-
bearbeitung) 14,50

59 Zuschlag bei ärztlich verordnetem Hausbesuch 7,00

60 Besuch mehrerer Patienten derselben sozialen Gemeinschaft (z. B. Altenheim) in 
unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang (nicht zusammen mit der lfd. Nr. 59 abre-
chenbar); je Person 3,50

XI. Sonstiges
61 Ärztlich verordneter Hausbesuch 9,20

62 Fahrkosten (nur bei ärztlich verordnetem Hausbesuch) bei Benutzung eines Kraft-
fahrzeuges in Höhe von 0,30 Euro je Kilometer oder ansonsten die niedrigsten Kos-
ten eines regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels

Bei Besuchen mehrerer Patienten auf demselben Weg sind die Nummern 61 und 62
nur anteilig je Patient beihilfefähig.

1) Die für Inhalationen erforderlichen Stoffe (Arzneimittel) sind daneben gesondert beihilfefähig. 
2) Neben den Leistungen nach den Nummern 4 bis 6 sind Leistungen nach den Nummern 10 und 18 nur dann beihilfefähig, wenn 

sie aufgrund gesonderter Diagnosestellung und einer eigenständigen ärztlichen Verordnung erbracht werden.
3) Darf nur nach besonderer Weiterbildung (z.B. Bobath, Vojta, PNF) von mindestens 120 Stunden anerkannt werden.
4) Darf nur nach einem abgeschlossenen Weiterbildungslehrgang (Psychomotorik) oder bei Nachweis gleichartiger Fortbildungskur-

se, Arbeitskreise und Ähnlichem sowie Erfahrungen in der Kinderbehandlung und Gruppentherapie anerkannt werden.
5) Darf nur nach abgeschlossener besonderer Weiterbildung (Bobath, Vojta) von mindestens 300 Stunden anerkannt werden.
6) Darf nur nach besonderer Weiterbildung für Manuelle Therapie von mindestens 260 Stunden anerkannt werden.
7) Darf nur nach einer anerkannten speziellen Weiterbildung von mindestens 160 Stunden mit Abschlussprüfung anerkannt werden.
8) Das notwendige Bindenmaterial (z.B. Mullbinden, Kurzzugbinden, Fließpolsterbinden) ist daneben beihilfefähig, wenn es beson-

ders in Rechnung gestellt wird.
9) Die Leistungen der Nummern 34, 42 und 43 sind nicht nebeneinander beihilfefähig.
10) Darf nur bei Durchführung von solchen Therapieeinrichtungen als beihilfefähig anerkannt werden, die durch die gesetzlichen Kran-

kenkassen oder Berufsgenossenschaften zur ambulanten Rehabilitation/Erweiterten Ambulanten Physiotherapie zugelassen sind.
11) Die Leistungen der Nummern 4 bis 45 sind daneben nicht beihilfefähig.
12) Die Leistungen der Nummern 4 bis 6, 10, 12 und 18 sind daneben nur beihilfefähig, wenn sie aufgrund gesonderter Diagnosestel-

lung und einer eigenständigen ärztlichen Verordnung erbracht werden.
13) Aufwendungen der medizinischen Fußpfl ege durch Podologen sind nur bei der Diagnose "Diabetisches Fußsyndrom" beihilfefä-

hig.
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2  Voraussetzungen der Beihilfefähigkeit der Aufwendungen für bestimmte Heilmittel

2.1  Erweiterte ambulante Physiotherapie (EAP)

2.1.1  Die Aufwendungen für eine erweiterte ambulante Physiotherapie (EAP) nach lfd. Nr. 14 des Verzeichnisses unter 
Nummer 1 sind nur aufgrund einer Verordnung von Krankenhausärzten, Ärzten mit den Gebietsbezeichnungen Or-
thopädie, Neurologie, Chirurgie und Physikalische und Rehabilitative Medizin oder eines Allgemeinarztes mit der 
Zusatzbezeichnung Physikalische und Rehabilitative Medizin und nur bei Vorliegen der folgenden Indikationen bei-
hilfefähig:

1. Wirbelsäulensyndrome mit erheblicher Symptomatik bei

a)  frischem nachgewiesenem Bandscheibenvorfall (auch postoperativ) und/oder Protrusionen mit radikulärer, 
muskulärer und statischer Symptomatik,

b)  nachgewiesenen Spondylolysen und Spondylolisthesen mit radikulärer, muskulärer und statischer Sympto-
matik,

c) instabile Wirbelsäulenverletzungen im Rahmen der konservativen und/oder postoperativen Behandlung mit 
muskulärem Defi zit und Fehlstatik,

d) lockere korrigierbare thorakale Scheuermann-Kyphose > 50° nach Cobb,

2.  Operation am Skelettsystem

a) posttraumatische Osteosynthesen,

b) Osteotomien der großen Röhrenknochen,

3. Prothetischer Gelenkersatz bei Bewegungseinschränkungen und/oder muskulärem Defi zit

a) Schulterprothesen,

b) Knieendoprothesen,

c) Hüftendoprothesen,

4.  Operativ oder konservativ behandelte Gelenkerkrankungen (einschließlich Instabilitäten)

a) Kniebandrupturen (Ausnahme isoliertes Innenband),

b) Schultergelenkläsionen, insbesondere nach:

aa) operativ versorgter Bankard-Läsion,

bb) Rotatorenmanschettenruptur,

cc) schwere Schultersteife (frozen sholder),

dd) Impingement-Syndrom,

ee) Schultergelenkluxation,

ff) tendinosis calcarea,

gg) periathritis humero-scapularis (PHS),

c) Achillessehnenrupturen und Achillessehnenabriss,

5.  Amputationen.

2.1.2 Eine Verlängerung der EAP erfordert eine erneute ärztliche Verordnung. Eine Bescheinigung der Therapieeinrich-
tung oder eines bei dieser Einrichtung beschäftigten Arztes reicht nicht aus.
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2.1.3 Nach Abschluss der EAP ist der Festsetzungsstelle die Therapiedokumentation zusammen mit der Rechnung vor-
zulegen. Die durchgeführten Leistungen sind durch die Patienten auf der Tagesdokumentation unter Angabe des 
Datums zu bestätigen. Die unter 2.1.4 genannten zusätzlichen Leistungen sind mit dem Höchstbetrag nach lfd. Nr. 
14 des Verzeichnisses unter Nummer 1 abgegolten.

2.1.4 Die EAP umfasst je Behandlungstag mindestens folgende Leistungen:

a) krankengymnastische Einzeltherapie,

b) physikalische Therapie nach Bedarf und 

c) medizinisches Aufbautraining

sowie bei Bedarf folgende zusätzliche Leistungen:

d) Lymphdrainage oder Massage/Bindegewebsmassage,

e) Isokinetik,

f) Unterwassermassage.

2.2. Medizinisches Aufbautraining (MAT) / Medizinisches Trainingstherapie (MTT)

Die Aufwendungen für ein Medizinisches Aufbautraining (MAT) mit Sequenztrainingsgeräten zur Behandlung von 
Erkrankungen der Wirbelsäule nach lfd.Nr. 15 des Verzeichnisses unter Nummer 1 sind beihilfefähig, wenn 

a) das MAT von Krankenhausärzten, Ärzten mit den Gebietsbezeichnungen Orthopädie, Neurologie, Chirurgie und 
Physikalische und Rehabilitative Medizin oder eines Allgemeinarztes mit der Zusatzbezeichnung Physikalische 
und Rehabilitative Medizin verordnet wird,

b) Therapieplanung und Ergebniskontrolle von einem Arzt der Therapieeinrichtung und

c) Durchführung jeder einzelnen therapeutischen Sitzung unter ärztlicher Aufsicht; die Durchführung therapeuti-
scher und diagnostischer Leistungsbestandteile ist teilweise an speziell geschultes medizinisches Personal de-
legationsfähig.

Die Beihilfefähigkeit ist auf maximal 18 Sitzungen je Krankheitsfall begrenzt. 

Fitness- und Kräftigungsmethoden, die nicht den Anforderungen des ärztlich geleiteten MAT entsprechen, sind nicht 
beihilfefähig, auch wenn sie an identischen Trainingsgeräten mit gesundheitsfördernder Zielsetzung durchgeführt 
werden.

2.3  Rehabilitationssport und Funktionstraining

Die Aufwendungen für ärztlich verordneten Rehabilitationssport und Funktionstraining, die als ergänzende Leis-
tung im Sinne des § 43 SGB V nach der geltenden Rahmenvereinbarung vom 1. Oktober 2003 in der Fassung vom 
1. Januar 2007 in Gruppen unter ärztlicher Betreuung und Überwachung erbracht werden, sind bis zu 6,20 Euro je 
Übungseinheit beihilfefähig.

2.4  Die Aufwendungen der medizinischen Fußpfl ege durch Podologen sind nur bei der Diagnose "Diabetisches Fuß-
syndrom" beihilfefähig.
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Anlage 4
(zu § 21)

Beihilfefähigkeit von ärztlich verordneten Hilfsmitteln, Geräten zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sowie Körperer-
satzstücken einschließlich Zubehör

1 Beihilfefähige Hilfsmittel, Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sowie Körperersatz stücke ein-
schließlich Zubehör

Die notwendigen und angemessenen Aufwendungen für die Anschaffung der Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbehand-
lung und Selbstkontrolle sind, gegebenenfalls im Rahmen der Höchstbeträge, beihilfefähig, wenn sie von einem Arzt 
schriftlich verordnet und nachstehend aufgeführt sind: 

A

Abduktionslagerungskeil,
Absauggerät (z. B. bei Kehlkopferkrankung),
Adaptionen für diverse Gebrauchsgegenstände (z. B. bei Schwerstbehinderten zur Erleichterung der Körperpfl ege und 

zur Nahrungsaufnahme, Universalhalter), 
Alarmgerät für Epileptiker,
Anatomische Brillenfassung, 
Anus-praeter-Versorgungsartikel,
Anzieh-/Ausziehhilfen, 
Aquamat, 
Armmanschette, 
Armtragegurt/-tuch, 
Arthrodesensitzkissen/-sitzkoffer/-stuhl, 
Atemtherapiegeräte,
Atomiseur (zur Medikamenten-Aufsprühung), 
Auffahrrampen für Krankenfahrstuhl,
Aufrichteschlaufe, 
Aufrichtstuhl (für Aufrichtfunktion sind bis zu 150 Euro beihilfefähig),
Aufstehgestelle,
Auftriebshilfe (bei Schwerstbehinderten),
Augenbadewanne/-dusche/-spülglas/-fl asche/-pinsel/-pipette/-stäbchen,
Augenschielklappe, auch als Folie

B

Badestrumpf,
Badewannensitz (nur bei Schwerstbehinderung, Totalendoprothese, Hüftgelenk-Luxations-Gefahr, Polyarthritis),
Badewannenverkürzer,
Ballspritze, 
Behinderten-Dreirad,
Bestrahlungsmaske für ambulante Strahlentherapie,
Bettnässer-Weckgerät,
Beugebandage,
Billroth-Batist-Lätzchen,
Blasenfi stelbandage,
Blindenführhund (einschließlich Geschirr, Hundeleine, Halsband, Maulkorb), 
Blindenleitgerät (Ultraschallbrille, Ultraschall-Leitgerät), 
Blindenstock/-langstock/-taststock,
Blutgerinnungsmessgerät (nur bei erforderlicher Dauerantikoagulation, künstlichem Herzklappenersatz)
Blutlanzette,
Blutzuckermessgerät,
Bracelet,
Bruchband

C

Clavicula-Bandage,
Communicator (bei dysarthrischen Sprachstörungen),
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Computerspezialausstattung für Behinderte; Spezialhard- und –software bis zu 3 500 Euro, gegebenenfalls zuzüglich 
für Braillezeile mit 40 Modulen bis zu 5 400 Euro

D

Dekubitus-Schutzmittel (z.B. Auf-/Unterlagen für das Bett, Spezialmatratzen, Keile, Kissen, Auf-/Unterlagen für den Roll-
stuhl, Schützer für Ellenbogen, Unterschenkel und Füße), 

Delta-Gehrad,
Drehscheibe,
Duschsitz/-stuhl

E

Einlagen (orthopädische),
Einmal-Schutzhose bei Querschnittgelähmten, 
Ekzem-Manschette, 
Elektro-Stimulationsgerät,
Epicondylitisbandage/-spange mit Pelotten,
Epitrainbandage,
Ernährungssonde

F

Fepo-Gerät (funktionelle elektronische Peronaeus-Prothese), 
Fersenschutz (Kissen, Polster, Schale, Schoner), 
Fingerling, 
Fingerschiene, 
Fixationshilfen,
(Mini) Fonator,
Fußteil-Entlastungsschuh (Einzelschuhversorgung)

G

Gehgipsgalosche, 
Gehhilfen und -übungsgeräte, 
Gehörschutz,
Genutrain-Aktiv-Kniebandage,
Gerät zur Behandlung mit elektromagnetischen Wechselfeldern bei atropher Pseudoarthrose, Endoprothesenlocke-

rung, idiopathischer Hüftnekrose und verzögerter Knochenbruchheilung (in Verbindung mit einer sachgerechten 
chirurgischen Therapie), 

Gesichtsteilersatzstücke (Ektoprothese, Epithese, Vorlege-Prothese),
Gilchrist-Bandage, 
Gipsbett,
Glasstäbchen,
Gummihose bei Blasen- oder/und Darminkontinenz,
Gummistrümpfe

H

Halskrawatte,
Halsstütze,
Handgelenkriemen, 
Hebekissen,
Heidelberger Winkel,
Heimdialysegerät, 
Helfende Hand, Scherenzange, 
Herz-Atmungs-Überwachungsgerät (-monitor),
Hörgeräte (HdO, Taschengeräte, Hörbrillen, C.R.O.S.-Geräte, drahtlose Hörhilfe, Otoplastik; IdO-Geräte; schallaufneh-

mendes Gerät bei teilimplantiertem Knochenleitungs-Hörsystem) einschließlich der Nebenkosten bis zu 1 025 Euro 
je Ohr, gegebenenfalls zuzüglich der Aufwendungen einer medizinisch notwendigen Fernbedienung
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I

Impulsvibrator, 
Infusionsbesteck bzw. -gerät und Zubehör, 
Inhalationsgerät (auch Sauerstoff) und Zubehör, jedoch nicht Luftbefeuchter, -fi lter, -wäscher,
Innenschuh, orthopädischer,
Insulinapplikationshilfen und Zubehör (Insulindosiergerät, -pumpe, -injektor), 
Ipos-Vorfußentlastungsschuh

K

Kanülen und Zubehör,
Katapultsitz,
Katheter und Zubehör, auch Ballonkatheter,
Kieferspreizgerät,
Kinnstütze,
Klosett-Matratze (im häuslichen Bereich bei dauernder Bettlägerigkeit und bestehender Inkontinenz),
Klumpfußschiene, 
Klumphandschiene, 
Klyso, 
Knetmaterial für Übungszwecke bei cerebral-paretischen Kindern, 
Kniekappe/-bandage, 
Kniepolster/-rutscher bei Unterschenkelamputation, 
Knöchel- und Gelenkstützen,
Körperersatzstücke einschließlich Zubehör (bei Brustprothesenhalter ist ein Eigenanteil von 15 Euro und bei Badean-

zügen, Bodys oder Korselett für Brustprothesenträgerinnen von 40 Euro zu berücksichtigen),
Kompressionsstrümpfe/-strumpfhose, 
Koordinator nach Schielbehandlung, 
Kopfring mit Stab,
Kopfschreiber, 
Kopfschützer,
Kopfstütze,
Korrektursicherungsschuh,
Krabbler für Spastiker, 
Krampfaderbinde, 
Krankenfahrstuhl mit Zubehör,
Krankenpfl egebett,
Krankenstock, 
Kreuzgelenkbandage,
Kreuzstützbandage, 
Krücke

L

Latextrichter bei Querschnittlähmung, 
Leibbinde, jedoch nicht: Nieren-, Flanell- und Wärmeleibbinden, 
Lesehilfen (Leseständer, Blattwendestab, Blattwendegerät, Blattlesegerät, Aufl agegestell),
Lichtsignalanlage für Gehörlose und hochgradig Schwerhörige,
Liegeschale,
Lifter (Krankenlifter, Multilift, Bad-Helfer, Krankenheber, Badewannenlifter), 
Lispelsonde,
Lumbalbandage

M

Malleotrain-Bandage,
Mangoldsche Schnürbandage,
Manutrain-Bandage,
Maßschuhe, die nicht serienmäßig herstellbar sind, soweit die Aufwendungen 64 Euro übersteigen:
- Straßenschuhe: Erstausstattung zwei Paar; Ersatzbeschaffung frühestens in der Regel nach zwei Jahren,
- Hausschuhe: Erstausstattung ein Paar; Ersatzbeschaffung frühestens in der Regel nach zwei Jahren,
- Sportschuhe: Erstausstattung ein Paar; Ersatzbeschaffung frühestens in der Regel nach zwei Jahren,
- Badeschuhe: Erstausstattung ein Paar; Ersatzbeschaffung frühestens in der Regel nach vier Jahren,
- Interimsschuhe (wegen vorübergehender Versorgung kein Eigenanteil),
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Milchpumpe, 
Mundsperrer, 
Mundstab/-greifstab

N

Narbenschützer

O

Orthese, (z.B. Korrekturschienen, Korsetts und Ähnliches, auch Haltemanschetten usw.),
Orthesenschuhe (soweit die Aufwendungen 64 Euro übersteigen), 
Orthonyxie-Nagelkorrekturspange, 
Orthopädische Zurichtungen an Konfektionsschuhen bis zu maximal sechs Paar Schuhe pro Jahr,
Orthoprothese

P

Pavlikbandage, 
Peak-Flow-Meter,
Penisklemme, 
Peronaeusschiene,
Perücke ist bis zum Betrag von 512 Euro beihilfefähig, wenn ein krankhafter entstellender Haarausfall (z.B. Alopecia 

areata), eine erhebliche Verunstaltung (z.B. infolge Schädelverletzung) oder ein totaler oder weitgehender Haar-
ausfall vorliegt; die Aufwendungen für eine Zweitperücke sind nur beihilfefähig, wenn eine Perücke voraussichtlich 
länger als ein Jahr getragen werden muss; die Aufwendungen für eine erneute Beschaffung einer Perücke sind nur 
beihilfefähig, wenn seit der vorangegangenen Beschaffung mindestens vier Jahre vergangen sind, oder wenn sich 
bei Kindern vor Ablauf dieses Zeitraums die Kopfform geändert hat,

Polarimeter, 
Psoriasiskamm

Q

Quengelschiene

R

Refl ektometer, 
Rektophor,
Rollator,
Rollbrett, 
Rutschbrett

S

Schede-Rad,
Scherenzange,
Schrägliegebrett, 
Schutzbrille für Blinde,
Schutzhelm für Behinderte, 
Schwellstromapparat, 
Segofi x-Bandagensystem, 
Sitzkissen für Oberschenkelamputierte, 
Sitzschale, wenn Sitzkorsett nicht ausreicht, 
Skolioseumkrümmungsbandage, 
Spastikerhilfen (Gymnastik-/Übungsgeräte),
Spezialschuhe für Diabetiker (Lucro®), soweit die Aufwendungen 64 Euro übersteigen,
Sphinkter-Plastik,
Sphinkter-Stimulator, 
Sprachverstärker nach Kehlkopfresektion, 
Spreizfußbandage, 
Spreizhose/-schale/-wagenaufsatz, 
Spritzen,
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Stabilisationsschuhe zur Erstversorgung bei Sprunggelenkband-Schädigung, Achillessehnenschädigung oder Lähmungs-
zuständen, eine gleichzeitige Versorgung mit Orthesen und/oder Orthesenschuhen ist ausgeschlossen,

Stehübungsgerät, 
Stomaversorgungsartikel, 
Strickleiter, 
Stubbies, 
Stumpfschuhhülle, 
Stumpfstrumpf,
Suspensorium, 
Symphysen-Gürtel

T

(Talocrur) Sprunggelenkmanschette nach Dr. Grisar, 
Therapeutisches Bewegungsgerät (nur mit Spasmenschaltung),
Tinnitus-Gerät, 
Toilettenhilfen bei Schwerbehinderten, 
Tracheostomaversorgungsartikel, auch Wasserschutzgerät (Larchel), 
Tragegurtsitz

U

Übungsschiene,
Umsetzhilfe,
Urinale, 
Urostomie-Beutel

V

Verbandschuhe (Einzelschuhversorgung),
Vibrationstrainer bei Taubheit

W

Wasserfeste Gehhilfe, 
Wechseldruckgerät

Z

Zyklomat-Hormon-Pumpe und Set.

2 Sehhilfen

2.1 Die Aufwendungen für Sehhilfen sind beihilfefähig 
1. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres,
2. nach Vollendung des 18. Lebensjahres nach schriftlicher augenärztlicher Verordnung bei

a) Blindheit beider Augen (Diagnoseschlüssel H 54.0),
b) Blindheit eines Auges und Sehschwäche des anderen Auges (Diagnoseschlüssel H 54.1),
c) gravierender Sehschwäche beider Augen (Diagnoseschlüssel H 54.2) oder
d) erheblichen Gesichtsfeldausfällen.

Voraussetzung für die Beschaffung einer Sehhilfe ist eine schriftliche augenärztliche Verordnung. Für die Ersatzbe-
schaffung einer Brille oder von Kontaktlinsen genügt die Refraktionsbestimmung eines Augenoptikers; die Aufwendun-
gen hierfür sind bis zu 13 Euro je Sehhilfe beihilfefähig. Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 ist stets eine augenärztliche Verord-
nung erforderlich.

2.2 Die Aufwendungen für Brillen sind einschließlich Handwerksleistung, jedoch ohne Brillenfassung, bis zu folgenden 
Höchstbeträgen beihilfefähig:
1. für vergütete Gläser mit Gläserstärken bis +/- 6 Dioptrien (dpt):
 a) Einstärkengläser:
  für das sph. Glas  31 Euro,   
  für das cyl. Glas  41 Euro,
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 b) Mehrstärkengläser:
  für das sph. Glas  72 Euro,   
  für das cyl. Glas  92 Euro,
2. bei Gläserstärken über +/- 6 dpt:
 zuzüglich je Glas   21 Euro,
3. Dreistufen- oder Multifokalgläser:
 zuzüglich je Glas   21 Euro,
4. Gläser mit prismatischer Wirkung:
 zuzüglich je Glas   21 Euro.

2.3 Neben den Höchstbeträgen nach Nummer 2.2 sind bei folgenden Indikationen die Mehraufwendungen für Kunststoff-, 
Leichtgläser (hochbrechende mineralische Gläser) je Glas zuzüglich bis zu 21 Euro beihilfefähig:
1. bei Gläserstärken ab +/- 6 dpt,
2. bei Anisometropien ab 2 dpt,
3. unabhängig von der Gläserstärke 

a) bei Kindern bis zum 14. Lebensjahr, 
b) bei Erkrankten mit chronischem Druckekzem der Nase, mit Fehlbildungen oder Missbildungen des Gesichts, 

insbesondere im Nasen- und Ohrenbereich, wenn trotz optimaler Anpassung unter Verwendung von Silikatglä-
sern ein befriedigender Sitz der Brille nicht gewährleistet ist.

Neben den Höchstbeträgen nach Nummer 2.2 sind bei folgenden Indikationen die Mehraufwendungen für getönte bzw. 
phototrophe Gläser (Lichtschutzgläser) je Glas bis zu 11 Euro beihilfefähig:
1. umschriebenen Transparenzverlusten (Trübungen) im Bereich der brechenden Medien, die zu Lichtstreuungen füh-

ren (z. B. Hornhautnarben, Glaskörpertrübungen, Linsentrübungen),
2. krankhaften, andauernden Pupillenerweiterungen sowie den Blendschutz herabsetzenden Substanzverlusten der 

Iris (z. B. Iriskolobom, Aniridie, traumatische Mydriasis, Iridodialyse),
3. Fortfall der Pupillenverengung (z.B. absolute und refl ektorische Pupillenstarre, Adie-Kehrer-Syndrom),
4. chronisch-rezidivierenden Reizzuständen der vorderen und mittleren Augenabschnitte, die medikamentös nicht be-

hebbar sind (z. B. Keratokonjunktivitis, Iritis, Cyklitis),
5. entstellenden Veränderungen im Bereich der Lider und ihrer Umgebung (z. B. Lidkolobom, Lagophthalmus, Nar-

benzug) und Behinderung der Tränenabfuhr,
6. bei Ciliarneuralgie,
7. Blendung bedingten entzündlichen oder degenerativen Erkrankungen der Netz-/Aderhaut oder der Sehnerven,
8. totaler Farbenblindheit,
9. unerträglichen Blendungserscheinungen bei praktischer Blindheit,
10. intrakraniellen Erkrankungen, bei denen nach ärztlicher Erfahrung eine pathologische Lichtempfi ndlichkeit besteht 

(z. B. Hirnverletzungen, Hirntumoren),
11. Gläsern ab + 10 dpt wegen Vergrößerung der Eintrittspupille.
Die Mehraufwendungen nach den Sätzen 1 und 2 sind nebeneinander beihilfefähig. 

2.4 Die Mehraufwendungen für Kontaktlinsen sind nur in medizinisch zwingend erforderlichen Ausnahmen nach § 33 Abs. 3 
SGB V beihilfefähig. Sofern hierbei Aufwendungen für Kurzzeitlinsen geltend gemacht werden, sind diese bis zu 154 
Euro (sphärisch) bzw. bis zu 230 Euro (torisch) im Kalenderjahr beihilfefähig. Liegen die in Satz 1 genannten Voraus-
setzungen nicht vor, sind nur die vergleichbaren Kosten nach den Nummern 2.2 und 2.3 beihilfefähig. Neben den Auf-
wendungen für Kontaktlinsen sind Aufwendungen im Rahmen der Nummern 2.2 und 2.3 beihilfefähig für 
1. eine Reservebrille oder
2. eine Nahbrille (bei eingesetzten Kontaktlinsen) sowie eine Reservebrille zum Ersatz der Kontaktlinsen und eine Re-

servebrille zum Ausgleich des Sehfehlers im Nahbereich bei Aphakie.

2.5 Die Aufwendungen für Speziallinsen und Brillengläser, die der Krankenbehandlung bei Augenverletzungen oder Au-
generkrankungen dienen (therapeutische Sehhilfen) sind in den nach § 33 Abs. 2 Satz 2 SGB V genannten Fällen bei-
hilfefähig.

2.6 Lässt sich durch Verordnung einer Brille oder von Kontaktlinsen das Lesen normaler Zeitungsschrift nicht erreichen, 
können Aufwendungen für eine vergrößernde Sehhilfe (Lupe, Leselupe, Leselineal, Fernrohrbrille, Fernrohrlupenbrille, 
Elektronisches Lesegerät, Prismenbrille u.a.) als beihilfefähig anerkannt werden.

2.7 Müssen Schulkinder während des Schulsports eine Sportbrille tragen, sind notwendige Aufwendungen einschließlich 
Handwerksleistung in folgendem Umfang beihilfefähig:
1. für Gläser im Rahmen der Höchstbeträge nach den Nummer 2.2 und 2.3 (die Voraussetzungen der Nummer 2.3 

Satz 1 entfallen),
2. für eine Brillenfassung bis zu 52 Euro. 
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2.8 Im Übrigen sind Aufwendungen für die erneute Beschaffung von Sehhilfen nur beihilfefähig, wenn bei gleichbleibender 
Sehschärfe seit dem Kauf der bisherigen Sehhilfe drei Jahre, bei weichen Kontaktlinsen zwei Jahre, vergangen sind 
oder vor Ablauf dieses Zeitraums die erneute Beschaffung der Sehhilfe notwendig ist, weil
1. sich die Refraktion (Brechkraft) geändert hat,
2. die bisherige Sehhilfe verlorengegangen oder unbrauchbar geworden ist oder
3. sich die Kopfform geändert hat.

2.9 Die Aufwendungen für
1. Sehhilfen, die nur durch eine berufl iche Tätigkeit erforderlich werden,  
2. Bildschirmbrillen,
3. Brillenversicherungen,
4. Etuis und
5. Reinigungs- und Pfl egemittel für Kontaktlinsen
sind nicht beihilfefähig.

3 Aufwendungen für Blindenhilfsmittel sowie erforderliche Unterweisung im Gebrauch (Mobilitätstraining)

3.1 Die Aufwendungen für Blindenhilfsmittel sowie die erforderliche Unterweisung im Gebrauch (Mobilitätstraining) sind in 
folgendem Umfang beihilfefähig:
1. Anschaffungen zweier Langstöcke sowie gegebenenfalls elektronischer Blindenleitgeräte nach ärztlicher Verord-

nung,
2. Aufwendungen für eine Ausbildung im Gebrauch des Langstockes sowie für eine Schulung in Orientierung und Mo-

bilität bis zu folgenden Höchstbeträgen: 
a) Unterrichtsstunde (60 Minuten), einschließlich 15 Minuten Vor- und Nachbereitung 
 sowie der Erstellung von Unterrichtsmaterial bis zu 100 Stunden   56,43 Euro,
b) Fahrzeitentschädigung je Zeitstunde, wobei jede angefangene
 Stunde im Fünf-Minuten-Takt anteilig berechnet wird     44,87 Euro,
c) Fahrtkostenerstattung für Fahrten des Trainers je gefahrenen Kilo-
 meter oder die niedrigsten Kosten eines regelmäßig verkehrenden 
 Beförderungsmittels           0,30 Euro,
d) Ersatz der notwendigen Aufwendungen für Unterkunft und Verpfl egung 
 des Trainers, soweit eine tägliche Rückkehr zum Wohnort des Trainers 
 nicht zumutbar ist        26,00 Euro;
das Mobilitätstraining erfolgt grundsätzlich als Einzeltraining und kann sowohl ambulant als auch in einer Spezial-
einrichtung (stationär) durchgeführt werden; werden an einem Tag mehrere Blinde unterrichtet, können die genann-
ten Aufwendungen des Trainers nur nach entsprechender Teilung berücksichtigt werden,

3. Aufwendungen für ein erforderliches Nachtraining (z. B. bei Wegfall eines noch vorhandenen Sehrestes, Wechsel 
des Wohnortes) entsprechend Nummer 2,

4. Aufwendungen eines ergänzenden Trainings an Blindenleitgeräten; sie können in der Regel bis zu 30 Stunden, ge-
gebenenfalls einschließlich der Kosten für Unterkunft und Verpfl egung sowie notwendiger Fahrkosten des Trainers 
in entsprechendem Umfang anerkannt werden; die Anerkennung weiterer Stunden ist bei entsprechender Beschei-
nigung der Notwendigkeit möglich.

3.2 Sofern die Trainingskraft nicht gegenüber den gesetzlichen Krankenkassen zur Rechnungsstellung berechtigt ist, sind 
die entstandenen Aufwendungen durch eine Rechnung einer Blindenorganisation nachzuweisen. Sofern Umsatzsteu-
erpfl icht besteht (es ist ein Nachweis des Finanzamtes vorzulegen), erhöhen sich die beihilfefähigen Aufwendungen 
um die jeweils gültige Umsatzsteuer. 

4 Nicht beihilfefähige Hilfsmittel, Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sowie Körperersatzstücke

A

Adju-Set/-Sano, 
Angorawäsche,
Anti-Allergene-Matratzen und Bettbezüge,
Aqua-Therapie-Hose, 
Arbeitsplatte zum Rollstuhl, 
Augenheizkissen, 
Autofahrerrückenstütze, 
Autokindersitz, 
Autokofferraumlifter, 
Autolifter
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B

Badewannengleitschutz/-kopfstütze/-matte, 
Bandagen (soweit nicht unter Nummer 1 aufgeführt),
Basalthermometer,
Bauchgurt, 
Bestrahlungsgeräte/-lampen für ambulante Strahlentherapie,
Bett (soweit nicht unter Nummer 1 aufgeführt), 
Bett/-brett/-füllung/-lagerungskissen/-platte/-rost/-stütze, 
Bett-Tisch, 
Bidet,
Bildschirmbrille, 
Bill-Wanne, 
Blinden-Uhr, 
Blutdruckmessgerät,
Brückentisch

D

Dusche

E

Einkaufsnetz,
Einmal-Handschuhe mit Ausnahme bei regelmäßiger Katheterisierung, zur endotrachialen Absaugung, im Zusammen-

hang mit  sterilem Ansaugkatheter, bei Querschnittsgelähmten zur Darmentleerung, 
Eisbeutel und -kompressen, 
Elektrische Schreibmaschine, 
Elektrische Zahnbürste, 
Elektrofahrzeuge,
Elektro-Luftfi lter, 
Elektronic-Muscle-Control,(EMC 1000), es sei denn, dass andere Behandlungsmethoden (z.B. Krankengymnastik) sich 

nicht als ausreichend für die Aktivierung der atrophischen Muskulatur erweisen),
Elektronisches Notizbuch, 
Erektionshilfen, 
Ess- und Trinkhilfen, 
Expander

F

Farberkennungsgerät, 
Fieberthermometer, 
Fußgymnastik-Rolle, Fußwippe (WIP-Venentrainer)

G

(Mini)Garage für Krankenfahrzeuge

H

Handschuhe (soweit nicht unter Nummer 1 aufgeführt), 
Handtrainer,
Hängeliege, 
Hantel (Federhantel),
Hausnotrufsystem, 
Hautschutzmittel, 
Heimtrainer, 
Heizdecke/-kissen, 
Hilfsgeräte für die Hausarbeit, 
Höhensonne, 
Hörkissen, 
Hörkragen Akusta-Coletta
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I

Intraschallgerät "NOVAFON",
Inuma-Gerät (alpha, beta, gamma), 
Ionisierungsgeräte (z. B. Ionisator, Pollimed 100), 
Ionopront, Permox-Sauerstofferzeuger

K

Katzenfell, 
Klingelleuchte (soweit nicht unter Nummer 1 erfasst), 
Knickfußstrumpf, 
Knoche Natur-Bruch-Slip, 
Kolorimeter, 
Kommunikationssystem, 
Kraftfahrzeug einschließlich behindertengerechter Umrüstung,
Krankenunterlagen, es sei denn, sie sind in direktem Zusammenhang mit der Behandlung einer Krankheit erforderlich 

(Blasen- oder/und Darminkontinenz im Rahmen einer Decubitusbehandlung oder bei Dermatitiden); entsprechen-
des gilt, wenn neben der Blasen- oder/und Darminkontinenz so schwere Funktionsstörungen (z.B. Halbseitenläh-
mung mit Sprachverlust) vorliegen, dass ohne eines dieser Mittel der Eintritt von Decubitus oder Dermatitiden droht; 
dies gilt auch, wenn dadurch die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben wieder ermöglicht wird,

Kreislaufgerät "Schiele"

L

Lagerungskissen/-stütze, außer Abduktionslagerungskeil, 
Language-Master, 
Luftreinigungsgeräte

M

Magnetfolie,
Monolift, 
Monophonator, 
Munddusche

N

Nackenheizkissen, 
Nagelspange Link

O

Öldispersionsapparat

P

Plattformlift,
Pulsfrequenzmesser

R

Rotlichtlampe, 
Rückentrainer

S

Salbenpinsel,
Schlaftherapiegerät,
Schuh (soweit nicht unter Nummer 1 aufgeführt),
Spezialsitze, 
Spirometer, 
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Spranzbruchband, 
Sprossenwand,
Sterilisator, 
Stimmübungssystem für Kehlkopfl ose,
Stockroller, 
Stockständer,
Stufenbett, 
SUNTRONIC-System (AS 43)

T

Taktellgerät, 
Tamponapplikator, 
Tandem für Behinderte, 
Telefonverstärker, 
Telefonhalter,
Therapeutische Wärme-/Kältesegmente, 
Treppenlift, Monolift, Plattformlift, 
Tünkers Butler

U

Übungsmatte,
Ultraschalltherapiegerät, 
Umweltkontrollgerät, 
Urin-Prüfgerät Uromat

V

Venenkissen,
Venentrainer

W

Waage, 
Wandstandgerät, 
WC-Sitz

Z

Zahnpfl egemittel, 
Zweirad für Behinderte.
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Anlage 5
(zu § 45 Abs. 4)

Sonderregelungen für Beamte und deren berücksichtigungsfähige Angehörige mit Dienststätte im Ausland

1. Zu § 3 Abs. 1 Satz 2
Zu dem in dieser Bestimmung in Nummer 1 genannten Einkommensbetrag tritt in entsprechender Anwendung des § 49 
ThürBesG der für den Dienstort jeweils geltende Kaufkraftausgleich hinzu. Nach Nummer 2 sind berücksichtigungsfä-
hig die nicht selbst beihilfeberechtigten Kinder des Beihilfeberechtigten, für die ein Kinderzuschlag nach § 49 ThürBesG 
in Verbindung mit den für Bundesbeamte geltenden Bestimmungen für Auslandsbesoldung gezahlt oder nur deshalb 
nicht gezahlt wird, weil im Inland ein Haushalt eines Elternteils besteht, der für das Kind bis zum Erreichen der Volljäh-
rigkeit sorgeberechtigt ist oder war.

2. Zu § 7 Abs. 1
 Die Angemessenheit der Aufwendungen für ärztliche, zahnärztliche und psychotherapeutische Leistungen beurteilt sich 

anstelle der Gebührenordnung für Ärzte, der Gebührenordnung für Zahnärzte und der Gebührenordnung für Psycholo-
gische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten unter Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse im Ausland nach den ortsüblichen Gebühren; Entsprechendes gilt für Heilpraktikerleistungen.

3. Zu den §§ 9 bis 12 
 Bei ambulant durchgeführten psychotherapeutischen Behandlungen und Maßnahmen der psychosomatischen Grund-

versorgung ist im Einzelfall unter Beteiligung der von dem für das Beihilferecht zuständigen Ministerium benannten Gut-
achterpersonen das Vorliegen der jeweiligen Abrechnungsvoraussetzungen zu prüfen.

4. Zu § 14 
 Ist bei zahnärztlichen Sonderleistungen der auf zahntechnische Leistungen, Edelmetalle und Keramik entfallende Kos-

tenanteil nicht nachgewiesen oder nicht zu ermitteln, ist der hierauf entfallende Anteil mit 40 v. H. des Gesamtrech-
nungsbetrags anzusetzen.

5. Zu § 19 
 Die Angemessenheit der Aufwendungen für vom Arzt schriftlich verordnete Heilmittel beurteilt sich anstelle der Anlage 3 

unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse im Ausland nach den ortsüblichen Gebühren. Die beihilfefähigen 
Aufwendungen mindern sich um 10 v. H. der Kosten, die die nach dieser Bestimmung maßgeblichen Höchstsätze der 
Anlage 3 übersteigen, höchstens jedoch um 10 Euro. Satz 2 ist bei Kindern bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
nicht anzuwenden.

6. Zu § 21 
 Zu den für diese Bestimmung maßgebenden Höchstbeträgen tritt in entsprechender Anwendung des § 49 ThürBesG 

der für den Dienstort jeweils geltende Kaufkraftausgleich hinzu, wenn die Aufwendungen in Fremdwährung entstanden 
sind.

7. Zu § 24 
 Bei einer notwendigen ambulanten ärztlichen Behandlung des den Haushalt allein führenden Elternteils außerhalb des 

Gastlandes fi ndet die Bestimmung entsprechende Anwendung, wenn mindestens ein Kind unter vier Jahren im Haus-
halt zurückbleibt und die auswärtige Behandlung wenigstens zwei Übernachtungen erfordert. Werden in diesen Fällen 
Kinder unter vier Jahren mitgenommen, sind die notwendigen Beförderungskosten beihilfefähig. Wird die Weiterfüh-
rung des Haushalts von einer der in § 22 Satz 3 genannten Person übernommen, so sind die Fahrtkosten bis zur Höhe 
der Kosten einer Familien- und Haushaltshilfe beihilfefähig. Zu den in dieser Vorschrift genannten Höchstbeträgen tritt 
in entsprechender Anwendung des § 49 ThürBesG der für den Dienstort jeweils geltende Kaufkraftausgleich hinzu.

8. Zu § 25 
 Ist bei Krankheit oder Geburt eine notwendige medizinische Versorgung im Gastland nicht gewährleistet, sind die Kos-

ten der Beförderung zum nächstgelegenen geeigneten Behandlungsort beihilfefähig, wenn die Festsetzungsstelle die 
Beihilfefähigkeit dieser Aufwendungen vorher dem Grunde nach anerkannt hat, es sei denn, dass eine sofortige Be-
handlung geboten war. 

9. Zu § 26 
 Die Bestimmung gilt auch bei notwendiger ambulanter ärztlicher, zahnärztlicher und psychotherapeutischer Behand-

lung außerhalb des Gastlandes. Dies gilt auch bei einer außerhalb des Gastlandes erforderlichen stationären Behand-
lung für eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige Begleitperson. Zum Höchstbetrag tritt in entsprechender An-
wendung des § 49 ThürBesG der für den Behandlungsort jeweils geltende Kaufkraftausgleich hinzu. 
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10. Zu § 27 
 Für Unterkunft und Verpfl egung in ausländischen Krankenanstalten sind unter Berücksichtigung der besonderen Ver-

hältnisse am Behandlungsort die entstandenen Aufwendungen beihilfefähig, soweit die Unterbringung einem Zweibett-
zimmer im Inland entspricht, es sei denn, aus medizinischen Gründen ist eine andere Unterbringung notwendig. Die 
Eigenbeteiligungen nach § 27 Abs. 1 Satz 3 sind entsprechend zu berücksichtigen. 

11. Zu § 28 
 Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit einer stationären Rehabilitationsmaßnahme in einer entsprechenden ausländi-

schen Einrichtung hat zur Voraussetzung, dass die Einrichtung amts- oder vertrauensärztlich als zur stationären Be-
handlung und Pfl ege im Sinne des § 28 Abs. 2 bis 4 geeignet erklärt und die Behandlung nicht in Verbindung mit einem 
Inlandsaufenthalt durchgeführt werden kann. Dem Beihilfeantrag sind entsprechende Unterlagen über die stationäre 
Rehabilitationseinrichtung beizufügen. Wird eine Rehabilitationsmaßnahme, auf die ein Anspruch aus anderen Siche-
rungssystemen besteht (§ 87 Abs. 5 Satz 2 ThürBG), im Inland gewährt, so gelten auch die Beförderungskosten zwi-
schen dem Auslandsdienstort und dem inländischen Behandlungsort als beihilfefähige Aufwendungen, soweit diese 
vom Kostenträger nicht erstattet werden. Dies gilt nicht, wenn die Rehabilitationsmaßnahme mit gleicher Erfolgsaus-
sicht auch im Gastland oder in der näheren Umgebung durchgeführt werden kann und die beihilfefähigen Aufwendun-
gen in diesem Fall niedriger sind als die Durchführung der entsprechenden Behandlung im Inland (Kostenvergleich). 

12. Zu § 29 
 Zu den in dieser Bestimmung genannten Höchstbeträgen tritt in entsprechender Anwendung des § 49 ThürBesG der 

für den Behandlungsort jeweils geltende Kaufkraftausgleich hinzu. 

13. Zu § 41 Nr. 4 
 Ist im Geburtsfall eine sachgemäße ärztliche Versorgung am Dienstort nicht gewährleistet und muss dieser wegen spä-

terer Fluguntauglichkeit vorzeitig verlassen werden, sind die Aufwendungen für eine Familien- und Haushaltshilfe ent-
sprechend § 24 für die Dauer der ärztlich festgestellten unvermeidbaren Abwesenheit vom Dienstort beihilfefähig. Im 
Geburtsfall sind die Kosten für Unterkunft am Entbindungsort vor Aufnahme in eine Krankenanstalt entsprechend den 
Unterkunftskosten bei notwendigen auswärtigen ambulanten ärztlichen Leistungen beihilfefähig. Dies gilt nicht für die 
Unterkunft im Haushalt eines nahen Angehörigen.

14. Zu § 44 Nr. 5 
 Bei Beamten mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland und in das Ausland abgeordneten Beamten sind die Kosten der 

Leichen- und Urnenüberführung vom Gastland in die Bundesrepublik Deutschland bis zur Höhe der Überführungskos-
ten an den vom Hinterbliebenen gewählten Beisetzungsort beihilfefähig.

15. Zu § 46 in Verbindung mit § 87 Abs. 4 Satz 1 bis 3 ThürBG
 Der Bemessungssatz erhöht sich auf 100 v. H. der beihilfefähigen Aufwendungen
 a) für Kosten der Beförderung zum nächstgelegenen geeigneten Behandlungsort (Nummer 8),
  soweit diese den Betrag von 153 Euro übersteigen,
 b) für die unter Nummer 14 genannten Fälle der Leichen- und Urnenüberführung. 

16. Zu § 50 Abs. 8 
 Diese Regelung fi ndet auch auf Beförderungskosten zum nächstgelegenen Behandlungsort (Nummer 8) Anwendung.

17. Zu § 50 Abs. 9 
 Die Antragsfrist ist gewahrt, wenn der Beihilfeantrag innerhalb dieser Frist bei der zuständigen Beschäftigungsdienst-

stelle im Ausland vorgelegt wird. 

18. Beihilfefähige, außerhalb des Gastlandes entstehende Aufwendungen 
 Aufwendungen, die während eines nicht dienstlich bedingten Aufenthaltes außerhalb des Gastlandes und außerhalb 

der Europäischen Union im Ausland entstehen, sind nur insoweit und bis zu der Höhe beihilfefähig, wie sie bei Behand-
lung im Gastland oder in der Bundesrepublik Deutschland entstanden und beihilfefähig gewesen wären. Dies gilt nicht 
in den Fällen der Nummer 8.
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Thüringer Verordnung
zur Regelung, Änderung und Aufhebung von Ausführungsbestimmungen

nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch
Vom 29. Mai 2012

Aufgrund des § 29 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe - (SGB XII) vom 27. Dezem-
ber 2003 (BGBl. I S. 3022 -3023-), zuletzt geändert durch 
Artikel 6a des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3057), verordnet die Landesregierung,
aufgrund des § 2 Abs. 2 des Thüringer Gesetzes zur Aus-
führung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (ThürAGS-
GB XII) vom 17. Dezember 2004 (GVBl. S. 891), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. März 2012 
(GVBl. S. 93), verordnet das Ministerium für Soziales, Fa-
milie und Gesundheit im Einvernehmen mit dem Innenmi-
nisterium und
aufgrund des § 5 Abs. 5 ThürAGSGB XII verordnet das 
Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium und dem Innen-
ministerium:

Artikel 1
Änderung der Thüringer Verordnung zur 

Übertragung einer Ermächtigung nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch

In § 1 Satz 1 der Thüringer Verordnung zur Übertragung ei-
ner Ermächtigung nach dem Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch vom 19. Juni 2007 (GVBl. S. 73) wird die Verweisung 
"§ 28 Abs. 2 Satz 1 SGB XII" durch die Verweisung "§ 29 
Abs. 2 Satz 1 SGB XII" ersetzt.

Artikel 2
Verordnung zur Durchführung 

des Thüringer Gesetzes zur 
Ausführung des

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch

§ 1
Zuständigkeit

Zuständige Behörde des überörtlichen Trägers der Sozi-
alhilfe ist das Landesverwaltungsamt.

§ 2
Erhebung und Meldung der Daten für das Verfahren 

nach § 5 ThürAGSGB XII

(1) Zur Berechnung der Zuweisung nach § 5 Abs. 2 bis 4 
des Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (ThürAGSGB XII) vom 17. Dezem-
ber 2004 (GVBl. S. 891) in der jeweils geltenden Fassung 
übermitteln die örtlichen Träger der Sozialhilfe nach Vor-
lage ihres Haushaltsabschlusses dem überörtlichen Trä-
ger der Sozialhilfe die Daten über die tatsächlichen Ausga-
ben und Einnahmen des vergangenen Haushaltsjahres für 
1. Leistungen nach § 8 SGB XII,
2. das Arbeitsförderungsgeld nach § 43 des Neunten Bu-

ches Sozialgesetzbuch sowie
3. die Erstattung

a) der Sozialversicherungsbeiträge nach § 251 Abs. 2 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch,

b) der Aufwendungen nach § 179 Abs. 1 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch,

c) der Beitragstragung nach § 59 Abs. 1 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch im Rahmen des Besuchs 
einer Werkstatt für Menschen mit Behinderungen 
und der Hilfe zur Beschäftigung in einer anerkann-
ten Werkstatt für behinderte Menschen.

(2) Die Datenübermittlungen nach Absatz 1 müssen die 
Ausgaben und Einnahmen gegliedert nach den in § 8 
SGB XII genannten Hilfearten enthalten und sind getrennt 
nach Hilfen in ambulanter und stationärer Form zu fertigen.

(3) Nach Absatz 1 dürfen nur Daten zu solchen Sozialhil-
feleistungen übermittelt werden, die unter Beachtung des 
Subsidiaritätsprinzips der Sozialhilfe gewährt wurden. Bei 
der Ermittlung der Daten sind folgende Kosten nicht zu 
berücksichtigen:
1. Gutachterkosten,
2. Personal- und Verwaltungskosten,
3. Pauschalen zur Finanzierung von Frauenhäusern oder 

-schutzwohnungen sowie Sucht- und Beratungsstellen,
4. Pauschale Beratungskosten in Frauenhäusern oder 

-schutzwohnungen sowie Sucht- und Beratungsstellen, 
sofern nicht der Nachweis erbracht werden kann, dass 
die Kosten für die Beratung von Anspruchsberechtigten 
nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch entstanden 
sind.

(4) Für die Datenmeldungen sind die vom überörtlichen 
Träger der Sozialhilfe vorgegebenen und an alle örtlichen 
Träger der Sozialhilfe elektronisch versandten Datenerhe-
bungsbögen zu verwenden.

(5) Di  e jährliche Datenerhebung beginnt mit der Übersen-
dung der Datenerhebungsbögen durch den überörtlichen 
Träger der Sozialhilfe an die örtlichen Träger der Sozialhil-
fe bis zum 28. Februar des jeweiligen Jahres. Der örtliche 
Träger der Sozialhilfe erhebt und prüft die in den Absätzen 
1 bis 3 bezeichneten Daten auf sachliche und rechnerische 
Richtigkeit und bestätigt diese durch die Unterschrift des 
hierzu befugten Amtswalters. Die bestätigte Datenmeldung 
ist dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe vorab per E-
Mail sowie als Postsendung bis zum 10. April des jeweili-
gen Jahres zu übermitteln.

(6) Die Datenmeldungen werden vom überörtlichen Träger 
der Sozialhilfe  geprüft. Die örtlichen Träger der Sozialhilfe 
sind verpfl ichtet, schriftliche Fragen des überörtlichen Trä-
gers der Sozialhilfe zur Begründung einzelner Daten um-
gehend schriftlich zu beantworten. Der überörtliche Träger 
der Sozialhilfe informiert die örtlichen Träger der Sozialhil-
fe bis zum 31. Mai des jeweiligen Jahres schriftlich über 
die voraussichtliche Höhe der zweiten Rate.
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§ 3
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

Artikel 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Thüringer Regelsatzverordnung 
vom 25. Juni 2009 (GVBl. S. 730) außer Kraft.

Erfurt, den 29. Mai 2012

Die Landesregierung

Die Ministerpräsidentin Die Ministerin für Soziales,
   Familie und Gesundheit

Ch. Lieberknecht  Heike Taubert

Zweite Verordnung
zur Änderung der Thüringer Schulordnung für die Berufsfachschule 
- zweijährige Bildungsgänge mit berufsqualifi zierendem Abschluss

Vom 1. Juni 2012

Aufgrund des § 8 Abs. 10 Satz 2 und 3 sowie des § 60 
Satz 1 Nr. 1, 2, 4, 7, 11 und 16 sowie Satz 2 des Thüringer 
Schulgesetzes in der Fassung vom 30. April 2003 (GVBl. 
S. 238), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2010 (GVBl. S. 530), verordnet das Minis-
terium für Bildung, Wissenschaft und Kultur im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Soziales, Familie und Ge-
sundheit und im Benehmen mit dem Landtagsausschuss 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur:

Artikel 1

Die Thüringer Schulordnung für die Berufsfachschule - 
zweijährige Bildungsgänge mit berufsqualifi zierendem Ab-
schluss vom 14. November 1997 (GVBl. S. 497), geändert 
durch Verordnung vom 30. Juni 2008 (GVBl. S. 259), wird 
wie folgt geändert:

1.  § 44 wird wie folgt geändert:

a)  Die Überschrift erhält folgende Fassung:

"§ 44
Inkrafttreten"

b)  Die Worte "und mit Ablauf des 31. Juli 2012 außer 
Kraft" werden gestrichen.

2.  Die Inhaltsübersicht wird der vorstehenden Änderung 
angepasst.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Erfurt, den 1. Juni 2012

Der Minister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur

Matschie
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Erste Verordnung
zur Änderung der Thüringer EU-Amtshilfezuständigkeitsverordnung*)

Vom 4. Juni 2012

Aufgrund des § 1 Abs. 4 des Thüringer Gesetzes zur Um-
setzung der Bestimmungen über die europäische Amtshil-
fe vom 8. Juli 2009 (GVBl. S. 592 -599-), geändert durch 
Gesetz vom 30. November 2011 (GVBl. S. 477), verord-
net die Landesregierung:

Artikel 1

§ 1 der Thüringer EU-Amtshilfezuständigkeitsverordnung 
vom 27. Oktober 2009 (GVBl. S. 766) wird wie folgt ge-
ändert:

1. In Nummer 1 wird das Wort "und" durch ein Komma 
ersetzt.

2. In Nummer 2 wird der Punkt durch das Wort "und" er-
setzt.

3. Folgende Nummer 3 wird angefügt:
"3. zuständige Stelle für die Weiterleitung grenzüber-

schreitender Ersuchen von oder an Behörden im 
Land im Rahmen der europäischen Verwaltungs-
zusammenarbeit nach den §§ 8 a bis 8 e des Thü-

ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes über das 
Binnenmarktinformationssystem für die Richtlinie 
2006/123/EG und die Richtlinie 2005/36/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 über die Anerkennung von Berufsqua-
lifi kationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, L 271 
vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, 
L 33 vom 3.2.2009, S. 49) in der jeweils geltenden 
Fassung."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Erfurt, den 4. Juni 2012

Die Landesregierung

Die Ministerpräsidentin Der Minister für Wirtschaft
   Arbeit und Technologie

Ch. Lieberknecht  Machnig

*) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem-
ber 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36) sowie der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifi kationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, 
S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom 3.2.2009, S. 49), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 
Nr. 213/2011 (ABl. L 59 vom 4.3.2011, S. 4).

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Thüringer Verordnung über die Zuständigkeiten 

der Flurneuordnungsbehörden
Vom 6. Juni 2012

Aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Ver-
kündungsgesetzes vom 30. Januar 1991 (GBl. S. 2) und 
des § 1 Abs. 1 Satz 3 des Reichssiedlungsgesetzes vom 
11. August 1919 (RGBl. S. 1429), zuletzt geändert durch 
Artikel 8 Abs. 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2355), verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

In § 4 der Thüringer Verordnung über die Zuständigkeiten 
der Flurneuordnungsbehörden vom 7. Juni 1991 (GVBl. 
S. 132), die zuletzt durch Verordnung vom 26. Juli 2007 
(GVBl. S. 97) geändert worden ist, werden die Worte "und 
mit  Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft" gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Erfurt, den 6. Juni 2012

Die Landesregierung

Die Ministerpräsidentin Der Minister für Landwirtschaft, 
   Forsten, Umwelt und Natur- 
   schutz 

Ch. Lieberknecht  Jürgen Reinholz
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Thüringer Verordnung 
zur Regelung der Schiff- und Floßfahrt 

(ThürSchiffFloßVO) *)

Vom 12. Juni 2012

Aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Ver-
kündungsgesetzes vom 30. Januar 1991 (GBl. S. 2) sowie
des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2353), verordnet die Lan-
desregierung und

aufgrund des § 40 des Thüringer Wassergesetzes 
(ThürWG) in der Fassung vom 18. August 2009 (GVBl. 
S. 648) verordnet das Ministerium für Bau, Landesent-
wicklung und Verkehr im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz:

§ 1

(1) Diese Verordnung regelt die Zulassung und den Be-
trieb von Wasserfahrzeugen zur entgeltlichen Beförderung 
von Personen oder Sachen auf den Gewässern Thürin-
gens mit Ausnahme der Bundeswasserstraßen. Darüber 
hinaus werden das Erfordernis und die Voraussetzungen 
für Fahrerlaubnisse zum entgeltlichen Führen von Schif-
fen oder Schwimmkörpern sowie die Voraussetzungen für 
ihre Erteilung und Entziehung bestimmt.

(2) Wasserfahrzeuge, die nicht ausschließlich oder über-
wiegend der entgeltlichen Beförderung von Personen oder 
Sachen dienen, wie etwa Wasserfahrzeuge für
1. die Durchführung von Wassersport, 
2. die Sportbootvermietung oder
3. die praktische Ausbildung von Schiffs- und Bootsfüh-

rern zum Erwerb einer Fahrerlaubnis,
fallen nicht unter den Regelungsbereich dieser Verordnung.

§ 2

Wasserfahrzeuge sind:
1. Schiffe
 mit einem Antrieb ausgestattete Wasserfahrzeuge zur 

Beförderung von Personen oder Ladungen;
2. Schwimmkörper
 Flöße oder andere einzeln oder in Verbindung fahrtaug-

lich gemachte Gegenstände, soweit sie nicht Schiffe 
oder schwimmende Geräte sind;

3. schwimmende Geräte
 schwimmende Konstruktionen mit auf ihnen vorhan-

denen Arbeitseinrichtungen wie Krane, Bagger, Ram-
men, Elevatoren.

§ 3

(1) Der Betrieb von
1. Schiffen, Flößen oder sonstigen Schwimmkörpern zur 

gewerbsmäßigen oder aus anderen Gründen entgelt-
lichen Beförderung von Personen oder Sachen oder

2. Schiffen oder schwimmenden Geräten mit einer Was-
serverdrängung von mehr als 15 Kubikmetern zur ge-
werbsmäßigen oder aus anderen Gründen entgeltli-
chen Verwendung zu sonstigen Zwecken

bedarf der Genehmigung. Die Genehmigung kann mit Ne-
benbestimmungen verbunden sein und befristet werden.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährdet werden kann; ergeben sich später sol-
che Tatsachen, so ist die Genehmigung zu widerrufen. Die 
Genehmigung kann auch widerrufen werden, wenn die er-
teilten Aufl agen nicht eingehalten werden.

(3) Schwimmende Geräte zum Abbau von Rohstoffen, die 
auf Privatgewässern betrieben werden, sind von der Ge-
nehmigungspfl icht ausgenommen.

(4) Ein Wasserfahrzeug mit einer Betriebsgenehmigung 
nach Absatz 1 darf ohne einen gültigen Nachweis nach § 4 
Abs. 1 Nr. 7 und 8 nicht betrieben werden und ist in dem 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 7 nachgewiesenen Zustand zu halten, 
soweit die zuständige Behörde nicht Ausnahmen nach § 4 
Abs. 5 zugelassen hat. Ein Wasserfahrzeug mit einer Be-
triebsgenehmigung nach Absatz 1 ist zu kennzeichnen. 
Das Kennzeichen wird durch die zuständige Behörde ver-
geben und besteht aus den Buchstaben TH und einer fort-
laufenden Nummer in arabischen Ziffern. Es ist an beiden 
Seiten am Bug des Wasserfahrzeugs an geeigneten Stel-
len gut sichtbar anzubringen. 

§ 4

(1) Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung nach § 3 
Abs. 1 muss enthalten:
1. den Namen, Wohnsitz oder Sitz des Antragstellers, bei 

juristischen Personen und Gesellschaften des Handels-
rechts außerdem den Namen und Wohnsitz der vertre-
tungsberechtigten Personen,

2. eine Erklärung des Antragstellers, bei juristischen 
Personen und Gesellschaften des Handelsrechts 
der vertretungsberechtigten Personen, über etwaige 
schwebende Strafverfahren sowie darüber, dass Füh-
rungszeugnisse zur Vorlage bei der Genehmigungs-

*) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 
2006 über die technischen Vorschriften für Binnenschiffe und zur Aufhebung der Richtlinie 82/714/EWG des Rates (ABl. L 389 vom 
30.12.2006, S. 1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2009/46/EG vom 24. April 2009 (ABl. L 109 vom 30.4.2009, S. 14).
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behörde nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregister-
gesetzes beantragt wurden,

3. die Angabe über den Zweck des Unternehmens,
4. Angaben über die zu befahrenden Gewässer, die vor-

gesehenen Anlegestellen und den Nachweis darüber, 
dass die zur Verwendung vorgesehenen Landstege 
eine sichere Benutzung gewährleisten,

5. die Namen des Fahrtpersonals unter Angabe der je-
weils vorhandenen Erlaubnisse, Berechtigungen und 
Qualifi kationen,

6. Angaben über die Verwendung des Wasserfahrzeugs 
beziehungsweise der Wasserfahrzeuge,

7.  den Nachweis, dass das jeweilige Wasserfahrzeug den 
Baubestimmungen und sonstigen Anforderungen nach 
der Binnenschiffsuntersuchungsordnung vom 6. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2450) in der jeweils geltenden 
Fassung entspricht, soweit sich deren Bestimmungen 
auf Wasserstraßen der Zone 4 im Sinne des Anhangs I 
der Binnenschiffsuntersuchungsordnung beziehen und 
die Genehmigungsbehörde nicht im Rahmen von Über-
gangsregelungen von diesem Nachweis absieht, und

8. den Nachweis des Abschlusses der vorgeschriebenen 
Versicherungen.

(2) Die zuständige Behörde kann, abweichend von Ab-
satz 1, die Unterlagen, die zu einem Antrag auf Erteilung 
der Genehmigung nach § 3 Abs. 1 für den Einsatz von 
Schiffen mit einer Länge von bis zu zwölf Metern, die für 
den Transport von nicht mehr als zwölf Fahrgästen zuge-
lassen sind, und Flößen eingereicht werden müssen, ent-
sprechend den Erfordernissen festsetzen.

(3) Die zuständige Behörde kann weitere Angaben, Unter-
lagen und Nachweise verlangen sowie Prüfungen des Un-
ternehmens vornehmen.

(4) Änderungen der Angaben nach den Absätzen 1 bis 3 
sind der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.

(5) Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen 
von den Baubestimmungen und sonstigen Anforderungen 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 7 zulassen. Dies kann unter Aufl agen 
und Bedingungen geschehen.

§ 5

(1) Wer im Geltungsbereich des § 1 Abs. 1 ein Wasser-
fahrzeug, das nach § 3 Abs. 1 betrieben wird, führen will, 
bedarf eines gültigen Binnenschifffahrtsführerscheins der 
Kategorie A oder B (Anlage), ausgestellt von der zustän-
digen Behörde, und eines gültigen Eignungsnachweises 
nach § 6 Abs. 3.

(2) Befähigungszeugnisse nach der Binnenschifferpatent-
verordnung vom 15. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3066) 
oder der Rheinpatentverordnung in der Fassung der Anla-
ge zur Verordnung zur Einführung der Rheinpatentverord-
nung vom 15. Dezember 1997 (BGBl. II S. 2174) jeweils 
in der jeweils geltenden Fassung sowie Befähigungszeug-
nisse und Berechtigungsscheine der Deutschen Demokra-
tischen Republik stehen, jeweils unter den dort eingetra-
genen Bedingungen, einem Führerschein nach Absatz 1 
gleich. Als Führerschein nach Absatz 1 gilt auch ein ver-

gleichbares in- oder ausländisches Befähigungszeugnis. 
Die Vergleichbarkeit und Gleichwertigkeit wird im Einzel-
fall, wenn nicht schon durch Gesetz bestimmt, auf Antrag 
von der zuständigen Behörde festgestellt.

(3) Der Schiffsführer hat den Führerschein nach Absatz 1, 
das Befähigungszeugnis oder den Berechtigungsschein 
nach Absatz 2 und den Eignungsnachweis nach § 6 Abs. 3 
beim Führen eines Wasserfahrzeugs mit einer Betriebsge-
nehmigung nach § 3 mitzuführen und Vertretern der Be-
hörden nach § 10 Abs. 1 sowie Polizeivollzugsbeamten 
auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

§ 6

(1) Der Binnenschifffahrtsführerschein wird für folgende 
Kategorien erteilt:
Kategorie A: Wasserfahrzeuge mit Antriebsmaschine,
Kategorie B: Wasserfahrzeuge ohne Antriebsmaschine.

(2) Wer einen Antrag stellt, muss für den Erwerb des Bin-
nenschifffahrtsführerscheins der jeweiligen Kategorie
1. das folgende Alter erreicht haben

a) Kategorie A: 21 Jahre,
b) Kategorie B: 18 Jahre und

2. als Schiffsführer
a) körperlich und geistig zum Führen eines Fahrzeugs 

tauglich sein,
b) zuverlässig sein,
c) die erforderliche Befähigung in einer Prüfung nach-

gewiesen haben und
d) eine Ausbildung in Erster Hilfe absolviert haben, die 

nicht länger als ein Jahr zurückliegt.

(3) Die zum Führen von Wasserfahrzeugen erforderliche 
Tauglichkeit ist durch einen Eignungsnachweis des Ar-
beitsmedizinischen Dienstes der Binnenschifffahrtsbe-
rufsgenossenschaft oder eines vergleichbaren Dienstes 
nachzuweisen.

(4) Erweist sich der Inhaber eines Binnenschifffahrtsfüh-
rerscheins als zum Führen von Wasserfahrzeugen nicht 
tauglich oder als unzuverlässig, so hat ihm die zuständi-
ge Behörde den Binnenschifffahrtsführerschein zu entzie-
hen. Sie kann das Ruhen der Erlaubnis für einen befriste-
ten Zeitraum anordnen, wenn die Voraussetzungen für eine 
Entziehung noch nicht vorliegen, aber Zweifel an der Zu-
verlässigkeit oder Tauglichkeit des Führerscheininhabers 
bestehen. Werden diese Zweifel vor Ablauf der Frist aus-
geräumt, ist die Anordnung aufzuheben. Unzuverlässigkeit 
ist insbesondere dann zu vermuten, wenn der Inhaber des 
Binnenschifffahrtsführerscheins unter Einwirkung von Al-
kohol mit einer Menge von 0,25 mg/l oder mehr Alkohol in 
der Atemluft oder einer Blutalkoholkonzentration von 0,50 
oder mehr Promille oder einer Alkoholmenge im Körper, 
die zu einer solchen Atem- oder Blutalkoholkonzentration 
führt, oder anderer berauschender Mittel am Verkehr teil-
nimmt oder teilgenommen hat.

(5) Die zuständige Behörde kann zur Vorbereitung der Ent-
scheidung über den Entzug, das Ruhen oder die Neuer-
teilung des Binnenschifffahrtsführerscheins die Vorlage ei-
nes fachärztlichen Zeugnisses oder das Gutachten einer 
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amtlich anerkannten medizinisch-psychologischen Unter-
suchungsstelle verlangen, wenn Anlass zu der Annahme 
besteht, dass der Inhaber eines Binnenschifffahrtsführer-
scheins zum Führen von Wasserfahrzeugen ungeeignet ist.

§ 7

(1) Dem Antrag zur Erteilung eines Binnenschifffahrtsfüh-
rerscheins bei der zuständigen Behörde sind folgende Un-
terlagen beizufügen:
1. die Geburtsurkunde oder ein anderer Nachweis über 

Ort und Tag der Geburt,
2. ein Lichtbild,
3. ein Eignungsnachweis eines Dienstes nach § 6 Abs. 3, 

der nicht älter als drei Monate ist,
4. die Erklärung, dass ein Führungszeugnis nach § 30 

Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes zur Vorla-
ge bei der zuständigen Behörde beantragt wurde,

5. der Nachweis über die bestandenen Prüfungen nach 
§ 8 und

6. der Nachweis über die Ausbildung in Erster Hilfe nach 
§ 6 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. d.

(2) Der Binnenschifffahrtsführerschein kann unter Bedin-
gungen und Aufl agen erteilt werden. Er kann insbesonde-
re innerhalb einer Kategorie auf bestimmte Wasserfahr-
zeugarten und Gewässerabschnitte beschränkt werden.

(3) Ist ein nach dieser Verordnung erteilter Binnenschiff-
fahrtsführerschein unbrauchbar geworden, verloren ge-
gangen oder sonst abhanden gekommen, stellt die zu-
ständige Behörde auf Antrag eine Ersatzausfertigung aus, 
die als solche zu kennzeichnen ist. Der Verlust ist glaub-
haft zu machen.

§ 8

 (1) Für den Erwerb des Binnenschifffahrtsführerscheins 
ist die Befähigung in einer theoretischen und praktischen 
Prüfung nachzuweisen, die von der zuständigen Behörde 
durchgeführt wird. Die zuständige Behörde kann sich dazu 
sachverständiger Personen bedienen.

(2) Der theoretische Teil der Prüfung erstreckt sich auf 
Kenntnisse der schifffahrts- und wasserrechtlichen Vor-
schriften, der Gewässerkunde sowie auf nautische, schiffs-
bautechnische und schiffsbetriebstechnische Kenntnisse 
entsprechend der jeweiligen Kategorie nach § 6 Abs. 1.

(3) Inhalt des praktischen Teils der Prüfung sind insbeson-
dere der Nachweis über die Fertigkeiten im Führen des 
Wasserfahrzeugs, die Kenntnisse des Fahrwassers sowie 
das Verhalten unter besonderen Umständen.

(4) Zur praktischen Prüfung wird zugelassen, wer die Fahr-
zeiten nach Satz 2 nachweisen kann und die theoretische 
Prüfung bestanden hat. Antragsteller haben Fahrzeiten 
von mindestens 
a) zwölf Monaten für einen Führerschein der Kategorie A, 
b) drei Monaten für einen Führerschein der Kategorie A, 

beschränkt auf das Führen von Schiffen mit einer Län-

ge von bis zu zwölf Metern, die für die Beförderung von 
nicht mehr als zwölf Fahrgästen zugelassen sind und

c) drei Monaten für einen Führerschein der Kategorie B
als Mitglied einer Decksmannschaft auf den Gewässern zu 
erbringen, auf denen sie künftig ein Wasserfahrzeug führen 
wollen. Alle Fahrzeiten müssen mit solchen Wasserfahr-
zeugen geleistet sein, für deren Führen ein Führerschein 
entsprechend Satz 2 beantragt wurde. Als ein Monat Fahr-
zeit gelten 15 effektive Fahrtage in der Binnenschifffahrt. 
Innerhalb von 365 aufeinanderfolgenden Tagen können 
höchstens 180 Tage angerechnet werden. 

(5) Besteht der Antragsteller den theoretischen oder den 
praktischen Teil der Prüfung nicht, kann er diesen Teil der 
Prüfung frühestens nach Ablauf eines Monats wiederholen.

§ 9

Ordnungswidrig im Sinne des § 128 Abs. 1 Nr. 20 ThürWG 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 3 Abs. 1 ohne Genehmigung Schiffe, 

Schwimmkörper oder schwimmende Geräte betreibt,
2. gegen  Nebenbestimmungen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 

verstößt,
3. ein Wasserfahrzeug mit einer Betriebsgenehmigung 

nach § 3 Abs. 1 entgegen
a) § 3 Abs. 4 Satz 1 ohne einen gültigen Nachweis 

nach § 4 Abs. 1 Nr. 7 und 8,
b) § 3 Abs. 4 Satz 2 nicht in dem nach § 4 Abs. 1 Nr. 7 

nachgewiesenen Zustand oder
c) § 3 Abs. 4 Satz 4 ohne Kennzeichen
betreibt oder führt,

4. entgegen § 4 Abs. 4 der zuständigen Behörde Ände-
rungen der Angaben nach § 4 Abs. 1 bis 3 nicht unver-
züglich mitteilt,

5. entgegen § 5 Abs. 1 ein Wasserfahrzeug führt,
6. entgegen § 5 Abs. 3 den Binnenschifffahrtsführer-

schein, das Befähigungszeugnis oder das Eignungs-
zeugnis nicht mitführt oder den berechtigten Personen 
nicht aushändigt,

7. gegen Bedingungen, Aufl agen oder Beschränkungen 
nach § 7 Abs. 2 verstößt,

8. entgegen § 10 Abs. 2 Satz 2 als Inhaber einer Betriebs-
genehmigung oder als Schiffsführer den dort genann-
ten Personen nicht unverzüglich Zugang zu dem Was-
serfahrzeug gewährt.

§ 10

(1) Zuständige Behörde nach dieser Verordnung und für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 9 ist das Landesverwaltungsamt. Fachaufsichtsbehörde 
ist das für Schifffahrt zuständige Ministerium.

(2) Die Behörden nach Absatz 1 sind berechtigt, sich von 
der Einhaltung der Bestimmungen nach dieser Verordnung 
zu überzeugen. Dazu hat der Inhaber einer Betriebsgeneh-
migung nach § 3 Abs. 1 oder der Schiffsführer Vertretern 
dieser Behörden, von ihnen gegebenenfalls hinzugezo-
genen sachverständigen Personen und Polizeivollzugs-
beamten unverzüglich Zugang zu dem Wasserfahrzeug 
zu gewähren, für das eine Betriebsgenehmigung nach § 3 
Abs. 1 besteht oder erforderlich ist.
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(3) Die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshand-
lungen nach dieser Verordnung richtet sich entsprechend 
§ 1 Abs. 3 des Thüringer Verwaltungskostengesetzes vom 
23. September 2005 (GVBl S. 325) in der jeweils gelten-
den Fassung nach der Thüringer Allgemeinen Verwaltungs-
kostenordnung vom 3. Dezember 2001 (GVBl S. 456) in 
der jeweils geltenden Fassung.

§ 11

Betriebsgenehmigungen für Wasserfahrzeuge und Binnen-
schifffahrtsführerscheine, die nach der Thüringer Verord-
nung zur Regelung der Schiff- und Floßfahrt vom 28. No-
vember 2001 (GVBl. S. 467), geändert durch Verordnung 
vom 7. Oktober 2009 (GVBl. S. 767), erteilt wurden, gelten 
weiter fort, befristete Betriebsgenehmigungen oder Binnen-
schifffahrtsführerscheine jedoch längstens bis zum Ablauf 
ihrer Gültigkeitsdauer. Die Bedingungen für den Gebrauch 
dieser Genehmigungen und Führerscheine und ihre Ver-
längerung richten sich nach dieser Verordnung. Bisher er-
teilte Betriebsgenehmigungen für Wasserfahrzeuge im Sin-
ne des § 1 Abs. 2 dieser Verordnung werden nach Ablauf 
ihrer Befristung nicht verlängert. 

§ 12

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 13

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Thüringer Verordnung zur Re-
gelung der Schiff- und Floßfahrt vom 28. November 2001 
(GVBl. S. 467), geändert durch Verordnung vom 7. Okto-
ber 2009 (GVBl. S. 767), außer Kraft.

Erfurt, den 12. Juni 2012

Die Landesregierung

Die Ministerpräsidentin Der Minister für Bau, Landes- 
   entwicklung und Verkehr

Ch. Lieberknecht  Christian Carius



234 Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen

Anlage
(zu § 5 Abs. 1)

Muster des Binnenschifffahrtsführerscheins Kategorie A
(148 mm x 210 mm, Grundfarbe grau)

Rückseite Vorderseite

Weitere Eintragungen: Freistaat Thüringen

Thüringer
Binnenschifffahrts-

führerschein

Kategorie A

Nr.: 

Innenseite links Innenseite rechts

Der Inhaber dieses Binnenschifffahrtsführer-
scheins ist berechtigt, auf Thüringer Gewäs-
sern Wasserfahrzeuge der Kategorie A zu füh-
ren.

(Ausstellende Behörde)

 (Ort, Datum)  

  Im Auftrag         
                                 (Dienstsiegel)

   .......................
 

Name des Inhabers:

Geburtsdatum:

Wohnort, Straße und Hausnummer:

(Lichtbild)

....................................................
(eigenhändige Unterschrift)
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Muster des Binnenschifffahrtsführerscheins Kategorie B
(148 mm x 210 mm, Grundfarbe grau)

Rückseite Vorderseite

Weitere Eintragungen:

Freistaat Thüringen

Thüringer
Binnenschifffahrts-

führerschein

Kategorie B

Nr.: 
Innenseite links Innenseite rechts

Der Inhaber dieses Binnenschifffahrtsführer-
scheins ist berechtigt, auf Thüringer Gewäs-
sern Wasserfahrzeuge der Kategorie B zu 
führen.

(Ausstellende Behörde)

 (Ort, Datum)  

  Im Auftrag         
                                 (Dienstsiegel)

   .......................
 

Name des Inhabers:

Geburtsdatum:

Wohnort, Straße und Hausnummer:

(Lichtbild)

....................................................
(eigenhändige Unterschrift)
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Anordnung 
zur Errichtung und Zusammenlegung von Behörden und Dienststellen der Polizei 

und 
Thüringer Verordnung

zur Neuordnung der Zuständigkeiten von Polizeibehörden
Vom 13. Juni 2012

Erste Verordnung
zur Änderung der Thüringer Verordnung über gerichtliche Zuständigkeiten 

in der ordentlichen Gerichtsbarkeit
Vom 8. Juni 2012

Aufgrund des § 376 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) vom 17. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 2586 -2587-), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 Abs. 32 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 3044), 
des § 23d Satz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der 
Fassung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2582), 
des § 802k Abs. 3 Satz 1 und § 882h Abs. 2 Satz 1 der Zi-
vilprozessordnung in der Fassung vom 5. Dezember 2005 
(BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 3044),
in Verbindung mit § 1 Satz 1 Nr. 19, 25 und 56 der Thü-
ringer Ermächtigungsübertragungsverordnung Justiz vom 
25. Oktober 2004 (GVBl. S. 846), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 1. Juli 2010 (GVBl. S. 255), verordnet 
das Justizministerium:

Artikel 1

Die Thüringer Verordnung über gerichtliche Zuständigkei-
ten in der ordentlichen Gerichtsbarkeit vom 17. November 
2011 (GVBl. S. 511) wird wie folgt geändert:

1. § 2 erhält folgende Fassung:

"§ 2
Handels-, Genossenschafts- und 

Partnerschaftsregister und 
unternehmensrechtliche Verfahren

(1) Die Führung der Handels-, Genossenschafts-, und 
Partnerschaftsregister wird für die Bezirke der Land-

gerichte Erfurt, Gera, Meiningen und Mühlhausen dem 
Amtsgericht Jena übertragen.

(2) Die unternehmensrechtlichen Verfahren nach § 375 
Nr. 1 und 3 bis 16 FamFG werden dem Amtsgericht 
Jena übertragen."

2. Nach § 7 wird folgender §  7a eingefügt:

"§ 7a
Zentrales Vollstreckungsgericht

Die Aufgaben des zentralen Vollstreckungsgerichts 
nach § 802k Abs. 1 und § 882h Abs. 1 der Zivilpro-
zessordnung werden dem Amtsgericht Meiningen zu-
gewiesen."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 1 Nr. 2 am 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft.

Erfurt, den 8. Juni 2012

Der Justizminister

H. Poppenhäger

Die Landesregierung ordnet aufgrund des Artikels 90 
Satz 3 der Verfassung des Freistaats Thüringen vom 
25. Oktober 1993 (GVBl. S. 625), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 11. Oktober 2004 (GVBl. S. 745), an und ver-
ordnet 
aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Ver-
kündungsgesetzes vom 30. Januar 1991 (GBl. S. 2), 
des § 3 Abs. 7 Satz 1 sowie des § 21 Abs. 1 Satz 1 des Gü-
terkraftverkehrsgesetzes in der Fassung vom 22. Juni 1998 
(BGBl. I S. 1485), zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 43 
des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) 

des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. September 2009 (BGBl. I S. 2353),
des Artikels 3 Abs. 2 Satz 1 und des Artikels 7 Abs. 3 Satz 1 
des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 2. Dezem-
ber 1972 über sichere Container vom 10. Februar 1976 
(BGBl. II S. 253), zuletzt geändert durch Artikel 11 der Ver-
ordnung 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407):

aufgrund des § 5 Abs. 4 Satz 1 des Thüringer Polizeior-
ganisationsgesetzes (ThürPOG) vom 25. Oktober 2011 
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(GVBl. S. 268) nach Anhörung des Innenausschusses 
des Landtags und
aufgrund des § 5 Abs. 4 Satz 2 und des § 8 Abs. 3 Thür-
POG verordnet das Innenministerium:

Artikel 1
Anordnung zur Errichtung und Zusammenlegung 

von Behörden und Dienststellen der Polizei

§ 1

(1) Es werden
1. die Landespolizeidirektion mit Sitz in Erfurt und
2. jeweils eine Polizeistation mit Sitz in Eisenberg und in 

Rudolstadt 
errichtet.

(2) Folgende Behörden und Dienststellen werden zusam-
mengelegt:
1. zur Landespolizeiinspektion Erfurt mit Sitz in Erfurt

die Polizeidirektion Erfurt sowie die Polizeiinspektio-
nen Erfurt-Nord, Erfurt-Süd und Zentrale Dienste Erfurt,

2. zur Landespolizeiinspektion Gera mit Sitz in Gera
die Polizeidirektion Gera sowie Polizeiinspektionen 
Gera und Zentrale Dienste Gera,

3. zur Landespolizeiinspektion Gotha mit Sitz in Gotha
die Polizeidirektion Gotha sowie die Polizeiinspektio-
nen Gotha und Zentrale Dienste Gotha,

4. zur Landespolizeiinspektion Jena mit Sitz in Jena
die Polizeidirektion Jena sowie die Polizeiinspektionen 
Jena und Zentrale Dienste Jena,

5. zur Landespolizeiinspektion Nordhausen mit Sitz in 
Nordhausen
die Polizeidirektion Nordhausen sowie die Polizeiin-
spektionen Nordhausen und Zentrale Dienste Nord-
hausen, 

6. zur Landespolizeiinspektion Saalfeld mit Sitz in Saal-
feld
die Polizeidirektion Saalfeld sowie die Polizeiinspektio-
nen Saalfeld, Rudolstadt und Zentrale Dienste Saalfeld,

7. zur Landespolizeiinspektion Suhl mit Sitz in Suhl
die Polizeidirektion Suhl sowie die Polizeiinspektionen 
Suhl und Zentrale Dienste Suhl,

8. zur Polizeiinspektion Saale-Holzland mit Sitz in Stadt-
roda 
die Polizeiinspektionen Eisenberg und Stadtroda.

Artikel 2
Thüringer Verordnung 

zum Übergang der Verfahren infolge der 
Polizeistrukturreform

§ 1

(1) Die bei den Behörden und Dienststellen anhängigen 
Verfahren werden in dem Stand, in dem sie sich befi nden, 
von den in den Absätzen 2 und 3 bestimmten Behörden 
und Dienststellen fortgeführt.

(2) Auf die Landespolizeidirektion gehen alle Verfahren zur 
Erhebung von Verwaltungskosten, alle bei den Polizeidi-

rektionen  anhängigen Disziplinarverfahren und alle von der 
Polizeidirektion Nordhausen als zentraler Bußgeldstelle 
der Thüringer Polizei geführten Verfahren in Verkehrsord-
nungswidrigkeitssachen über.

(3) Von den nicht in Absatz 2 genannten Verfahren gehen 
1. auf die Landespolizeiinspektion Erfurt alle Verfahren 

der Polizeidirektion Erfurt sowie der Polizeiinspektio-
nen Erfurt-Nord, Erfurt-Süd und Zentrale Dienste Erfurt,

2. auf die Landespolizeiinspektion Gera alle Verfahren
der Polizeidirektion Gera sowie der Polizeiinspektio-
nen Gera und Zentrale Dienste Gera,

3. auf die Landespolizeiinspektion Gotha alle Verfahren
der Polizeidirektion Gotha sowie der Polizeiinspektio-
nen Gotha und Zentrale Dienste Gotha,

4. auf die Landespolizeiinspektion Jena alle Verfahren
der Polizeidirektion Jena sowie der Polizeiinspektio-
nen Jena und Zentrale Dienste Jena, 

5. auf die Landespolizeiinspektion Nordhausen alle Ver-
fahren
der Polizeidirektion Nordhausen sowie der Poli-
zeiinspektionen Nordhausen und Zentrale Dienste 
Nordhausen, 

6. auf die Landespolizeiinspektion Saalfeld alle Verfah-
ren
der  Polizeidirektion Saalfeld sowie der Polizeiinspektio-
nen Saalfeld, Rudolstadt und Zentrale Dienste Saalfeld,

7. auf die Landespolizeiinspektion Suhl alle Verfahren
der Polizeidirektion Suhl sowie der Polizeiinspektionen 
Suhl und Zentrale Dienste Suhl,

8. auf die Polizeiinspektion Saale-Holzland alle Verfah-
ren 
der Polizeiinspektionen Stadtroda und Eisenberg

über. 

Artikel 3
Thüringer Verordnung

über die örtlichen Zuständigkeiten der 
Polizeibehörden

§ 1

(1) Das Landeskriminalamt und die Landespolizeidirekti-
on haben ihren Sitz in Erfurt. Ihre Zuständigkeit erstreckt 
sich auf das ganze Land.

(2) Die Bereitschaftspolizei hat ihren Sitz in Erfurt. Sie wird 
auf Weisung der Landespolizeidirektion zur Unterstützung 
anderer Polizeibehörden und Dienststellen tätig.

(3) Die Landespolizeiinspektionen haben ihren Sitz in Er-
furt, Gera, Gotha, Jena, Nordhausen, Saalfeld und Suhl. 
Die Zuständigkeitsbereiche der Landespolizeiinspektio-
nen sowie der Sitz, die Bezeichnung und die Zuständig-
keitsbereiche der ihnen nachgeordneten Dienststellen er-
geben sich aus der Anlage. 
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Anlage
(zu § 1)

Sitz und Zuständigkeitsbereiche der Polizeidienststelle

Bezeichnung und Sitz der 
Dienststellen

örtlicher Zuständigkeitsbereich

1. LPI Erfurt kreisfreie Stadt Erfurt und Landkreis Sömmerda sowie BAB 71 
von km 76,353 - AK Erfurt - (ausschließlich BAB A 4) bis km 30,6 
- AS Kölleda - beide Richtungsfahrbahnen

1.1 PI Sömmerda Landkreis Sömmerda
1.2 VPI Erfurt Landkreis Sömmerda und kreisfreie Stadt Erfurt 
1.3 KPI Erfurt Landkreis Sömmerda und kreisfreie Stadt Erfurt

   

2. LPI Gera Landkreise Greiz, Altenburger Land und kreisfreie Stadt Gera
2.1 PI Altenburger Land 

(Sitz Altenburg) 
mit PSt in Schmölln

Landkreis Altenburger Land

2.2 PI Greiz 
mit PSt in Zeulenroda

aus dem Landkreis Greiz die Gemeinden Auma-Weidatal, Ber-
ga/Elster, Braunichswalde, Crimla, Endschütz, Gauern, Greiz, 
Hain, Harth-Pöllnitz, Hilbersdorf, Hohenleuben, Hohenölsen, Kau-
ern, Kühdorf, Langenwetzendorf, Langenwolschendorf, Linda b. 
Weida, Lunzig, Mohlsdorf-Teichwolframsdorf, Neugernsdorf, Neu-
mühle/Elster, Paitzdorf, Rückersdorf, Schömberg, Seelingstädt, 
Steinsdorf, Teichwitz, Vogtländisches Oberland, Weida, Weißen-
dorf, Wildetaube, Wünschendorf/Elster, Zeulenroda-Triebes

2.3 VPI Gera Landkreise Greiz, Altenburger Land und kreisfreie Stadt Gera so-
wie BAB 4 Richtungsfahrbahn Frankfurt/Main von km 114,078 - 
Landesgrenze Sachsen - bis km 150,8 - AS Hermsdorf-Ost (ein-
schließlich) - und Richtungsfahrbahn Dresden von km 150,8 - AS 
Hermsdorf-Ost (ausschließlich) - bis km 114,078 - Landesgren-
ze Sachsen -

2.4 KPI Gera
mit KPS in Altenburg

Landkreise Greiz, Altenburger Land und kreisfreie Stadt Gera

   

3. LPI Gotha Landkreis Gotha, Ilm-Kreis, Kreisfreie Stadt Eisenach und aus 
dem Wartburgkreis die Gemeinden, Berka v. d. Hainich, Berka/
Werra, Bischofroda, Creuzburg, Dankmarshausen, Dippach, 
Ebenshausen, Ettenhausen a. d. Suhl, Frankenroda, Gerstungen, 
Großensee, Hallungen, Hörselberg-Hainich, Ifta, Krauthausen, 
Lauterbach, Marksuhl, Mihla, Nazza,  Ruhla, Seebach, Treffurt, 
Wolfsburg-Unkeroda, Wutha-Farnroda

3.1 PI Arnstadt-Ilmenau 
(Sitz Ilmenau) 
mit PSt in Arnstadt

Ilm-Kreis

3.2 PI Eisenach kreisfreie Stadt Eisenach und aus dem Wartburgkreis die Ge-
meinden, Berka v. d. Hainich, Berka/Werra, Bischofroda, Creuz-
burg, Dankmarshausen, Dippach, Ebenshausen, Ettenhausen 
a.d. Suhl, Frankenroda, Gerstungen, Großensee, Hallungen, 
Hörselberg-Hainich, Ifta, Krauthausen, Lauterbach, Marksuhl, 
Mihla, Nazza, Ruhla, Seebach, Treffurt, Wolfsburg-Unkeroda, 
Wutha-Farnroda

3.3 VPI Gotha 
(Sitz Waltershausen)

Landkreis Gotha, Ilm-Kreis und Zuständigkeitsbereich der PI Ei-
senach sowie BAB 4 Richtungsfahrbahn Frankfurt/Main von km 
208,4 - AS Erfurt-Ost (ausschließlich) - bis km 280,481 - Lan-
desgrenze Hessen - und Richtungsfahrbahn Dresden von km 
280,481 - Landesgrenze Hessen - bis km 208,4 - AS Erfurt-Ost 
(einschließlich) - und BAB 71 von km 76,353 - AK Erfurt (ein-
schließlich) - bis km 111,1 - AS Gräfenroda - beide Richtungsfahr-
bahnen
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3.4 KPI Gotha
mit KPS in Eisenach

Landkreis Gotha, Ilm-Kreis und Zuständigkeitsbereich der PI Ei-
senach

   

4. LPI Jena Saale-Holzland-Kreis, Landkreis Weimarer Land, die kreisfreien 
Städte Jena und Weimar

4.1 PI Apolda aus dem Landkreis Weimarer Land die Gemeinden Apolda, Au-
erstedt, Bad Sulza, Eberstedt, Flurstedt, Gebstedt, Großheringen, 
Kapellendorf, Ködderitzsch, Liebstedt, Mattstedt, Niederreißen, 
Niederroßla, Niedertrebra, Nirmsdorf, Oberreißen, Obertrebra, 
Oßmannstedt, Pfi ffelbach, Rannstedt, Reisdorf, Schmiedehau-
sen, Wickerstedt, Willerstedt, Saaleplatte

4.2 PI Saale-Holzland 
(Sitz Stadtroda) 
mit PSt in Eisenberg und in Kahla

Saale-Holzland-Kreis 

4.3 PI Weimar 
mit PSt in Bad Berka

kreisfreie Stadt Weimar und aus dem Landkreis Weimarer Land 
die Gemeinden Bad Berka, Ballstedt, Bechstedtstraß, Berlstedt, 
Blankenhain, Buchfart, Buttelstedt, Daasdorf a. Berge, Döbrit-
schen, Ettersburg, Frankendorf, Großobringen, Großschwab-
hausen, Hammerstedt, Heichelheim, Hetschburg, Hohenfelden, 
Hopfgarten, Isseroda, Kiliansroda, Kleinobringen, Kleinschwab-
hausen, Klettbach, Kranichfeld, Krautheim, Kromsdorf, Lehnstedt, 
Leutenthal, Magdala, Mechelroda, Mellingen, Mönchenholz-
hausen, Nauendorf, Neumark, Niederzimmern, Nohra, Oettern, 
Ottstedt a. Berge, Ramsla, Rittersdorf, Rohrbach, Sachsenhau-
sen, Schwerstedt, Tonndorf, Troistedt, Umpferstedt, Vippachedel-
hausen, Vollersroda, Wiegendorf, Wohlsborn

4.4 VPI Jena
(Sitz Hermsdorf)

Saale-Holzland-Kreis, Landkreis Weimarer Land sowie die kreis-
freien Städte Jena und Weimar sowie BAB 4 Richtungsfahrbahn 
Frankfurt/Main von km 150,8 - AS Hermsdorf-Ost (ausschließlich) 
- bis km 208,4 - AS Erfurt-Ost (einschließlich) - und Richtungs-
fahrbahn Dresden von km 208,4 - AS Erfurt-Ost (ausschließlich) 
- bis km 150,8 - AS Hermsdorf-Ost (einschließlich) - und BAB 9 
Richtungsfahrbahn Nürnberg von km 167,000 - Landesgrenze 
Sachsen-Anhalt - bis km 197,6 - Betriebswendestelle Schwarz-
bach (einschließlich) - und Richtungsfahrbahn Berlin von km 
197,6 - Betriebswendestelle Schwarzbach (ausschließlich) - bis 
km 167,000 - Landesgrenze Sachsen-Anhalt -

4.5 KPI Jena
mit KPS in Weimar

Saale-Holzland-Kreis, Landkreis Weimarer Land, die kreisfreien 
Städte Jena und Weimar

   

5. LPI Nordhausen Landkreis Eichsfeld, Kyffhäuserkreis, Landkreis Nordhausen und 
Unstrut-Hainich-Kreis

5.1 PI Kyffhäuser
(Sitz Sondershausen)
mit PSt in Artern

Kyffhäuserkreis und BAB 71 von km 30,6 - AS Kölleda - bis km 
4,2 - Landesgrenze Sachsen-Anhalt- beide Richtungsfahrbahnen

5.2 PI Eichsfeld 
(Sitz Heiligenstadt) 
mit PSt in Worbis-Leinefelde

Landkreis Eichsfeld

5.3 PI Unstrut-Hainich 
(Sitz Mühlhausen) 
mit PSt in Bad Langensalza

Unstrut-Hainich-Kreis

5.4 VPI Nordhausen Landkreis Eichsfeld, Kyffhäuserkreis, Landkreis Nordhausen und 
Unstrut-Hainich-Kreis sowie BAB 38 von km 12,5 - Landesgren-
ze Niedersachsen - bis km 88,0 - Landesgrenze Sachsen-Anhalt 
- beide Richtungsfahrbahnen

5.5 KPI Nordhausen
mit KPS in Mühlhausen

La ndkreis Eichsfeld, Kyffhäuserkreis, Landkreis Nordhausen und 
Unstrut-Hainich-Kreis
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6. LPI Saalfeld
mit PSt in Rudolstadt

Saale-Orla-Kreis, Landkreise Saalfeld-Rudolstadt und Sonneberg 

6.1 PI Saale-Orla 
(Sitz Schleiz) 
mit PSt in Lobenstein und in Pöß-
neck

Saale-Orla-Kreis sowie BAB 9 Richtungsfahrbahn Nürnberg von 
km 197,6 - Betriebswendestelle Schwarzbach (ausschließlich) - 
bis km 243,323 - Landesgrenze Bayern - und Richtungsfahrbahn 
Berlin von km 243,323 - Landesgrenze Bayern - bis km 197,6 - 
Betriebswendestelle Schwarzbach (einschließlich) -

6.2 PI Sonneberg Landkreis Sonneberg
6.3 VPI Saalfeld

(Sitz Rudolstadt)
Saale-Orla-Kreis, Landkreise Saalfeld-Rudolstadt und Sonneberg

6.4 KPI Saalfeld
(Sitz Rudolstadt)

Saale-Orla-Kreis, Landkreise Saalfeld-Rudolstadt und Sonneberg

7. LPI Suhl Landkreise Hildburghausen, Schmalkalden-Meiningen, kreisfreie 
Stadt Suhl und aus dem Wartburgkreis die Gemeinden Anden-
hausen, Bad Liebenstein, Bad Salzungen, Barchfeld, Brunnharts-
hausen, Buttlar, Dermbach, Diedorf/Rhön, Dorndorf, Empferts-
hausen, Fischbach/Rhön, Frauensee, Geisa, Gerstengrund, 
Immelborn, Kaltenlengsfeld, Kaltennordheim, Klings, Leimbach, 
Martinroda, Merkers-Kieselbach, Moorgrund, Neidhartshausen, 
Oechsen, Schleid, Schweina, Stadtlengsfeld, Steinbach, Tiefen-
ort, Unterbreizbach, Urnshausen, Vacha, Völkershausen, Weilar, 
Wiesenthal, Wölferbütt, Zella/Rhön 

7.1 PI Bad Salzungen Aus dem Wartburgkreis die Gemeinden Andenhausen, Bad Lie-
benstein, Bad Salzungen, Barchfeld, Brunnhartshausen, Buttlar, 
Dermbach, Diedorf/Rhön, Dorndorf, Empfertshausen, Fischbach/
Rhön, Frauensee, Geisa, Gerstengrund, Immelborn, Kaltenlengs-
feld, Kaltennordheim, Klings, Leimbach, Martinroda, Merkers-
Kieselbach, Moorgrund, Neidhartshausen, Oechsen, Schleid, 
Schweina, Stadtlengsfeld, Steinbach, Tiefenort, Unterbreizbach, 
Urnshausen, Vacha, Völkershausen, Weilar, Wiesenthal, Wölfer-
bütt, Zella/Rhön

7.2 PI Hildburghausen Landkreis Hildburghausen mit Ausnahme der Gemeinde St. Kilian
7.3 PI Schmalkalden-Meiningen

(Sitz Meiningen) 
mit PSt in Schmalkalden

aus dem Landkreis Schmalkalden-Meiningen die Gemeinden 
Aschenhausen, Belrieth, Birx, Christes, Dillstädt, Einhausen, El-
lingshausen, Erbenhausen, Frankenheim/Rhön, Friedelshausen, 
Grabfeld, Henneberg, Hümpfershausen, Kaltensundheim, Kalten-
westheim, Kühndorf, Leutersdorf, Mehmels, Meiningen, Melpers, 
Metzels, Neubrunn, Oberkatz, Obermaßfeld-Grimmenthal, Ober-
weid, Oepfershausen, Rhönblick, Rippershausen, Ritschenhau-
sen, Rohr, Schwarza, Stepfershausen, Sülzfeld, Unterkatz, Un-
termaßfeld, Unterweid, Utendorf, Vachdorf, Wahns, Wallbach, 
Walldorf, Wasungen, Wölfershausen, Breitungen/Werra, Brottero-
de-Trusetal, Fambach, Floh-Seligenthal, Rosa, Roßdorf, Schmal-
kalden, Schwallungen, 

7.4 VPI Suhl
(Sitz Zella-Mehlis)

Landkreise Hildburghausen, Schmalkalden-Meiningen, kreisfreie 
Stadt Suhl und Zuständigkeitsbereich der PI Bad Salzungen so-
wie BAB 71 von km 111,1 - AS Gräfenroda - bis km 164,7 - Lan-
desgrenze Bayern - und BAB 73 von km 0,0 - AD Suhl - bis km 
33,8 - Landesgrenze Bayern - beide Richtungsfahrbahnen

7.5 KPI Suhl Landkreise Hildburghausen, Schmalkalden-Meiningen, kreisfreie 
Stadt Suhl und Zuständigkeitsbereich der PI Bad Salzungen

Legende:
LPI Landespolizeiinspektion
PI Polizeiinspektion
PSt Polizeistation
KPI Kriminalpolizeiinspektion
KPS Kriminalpolizeistation
VPI Verkehrspolizeiinspektion
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BAB Bundesautobahn
AD Autobahndreieck
AK Autobahnkreuz
AS Autobahnanschlussstelle

Artikel 4
Änderung der Thüringer Verordnung zur Bestim-

mung von Zuständigkeiten für die Ausführung der 
Rechtsvorschriften zum Transport gefährlicher 

Güter

Die Thüringer Verordnung zur Bestimmung von Zustän-
digkeiten für die Ausführung der Rechtsvorschriften zum 
Transport gefährlicher Güter vom 3. Dezember 2002 
(GVBl. S. 494), geändert durch Artikel 4 der Verordnung 
vom 24. März 2006 (GVBl. S. 210), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Nr. 1 Buchst. a und b Doppelbuchst. bb wird je-
weils das Wort "Polizeidirektionen" durch das Wort 
"Landespolizeiinspektionen" ersetzt.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort "Polizeidirektionen" durch 
das Wort "Landespolizeiinspektionen" ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort "Polizeidirektion" durch 
das Wort "Landespolizeiinspektion" ersetzt.

3. In § 5 Abs. 2 Nr. 1 wird das Wort "Polizeidirektionen" 
durch das Wort "Landespolizeiinspektionen" ersetzt.

Artikel 5
Änderung der Thüringer Verordnung zur Bestim-

mung der zuständigen Behörden nach dem Gesetz 
zu dem Übereinkommen vom 2. Dezember 1972 über 

sichere Container

In § 1 Abs. 2 der Thüringer Verordnung zur Bestimmung der 
zuständigen Behörden nach dem Gesetz zu dem Überein-

kommen vom 2. Dezember 1972 über sichere Container 
vom 23. Juli 1997 (GVBl. S. 336) wird das Wort "Polizei-
direktionen" durch das Wort "Landespolizeiinspektionen" 
ersetzt.

Artikel 6
Änderung der Thüringer Verordnung über die 

Bestimmung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
des Güterkraftverkehrs

In § 2 der Thüringer Verordnung über die Bestimmung 
von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Güterkraftver-
kehrs vom 9. Dezember 1998 (GVBl. S. 436) wird das 
Wort "Polizeidirektionen" durch das Wort "Landespolizei-
inspektionen" ersetzt.

Artikel 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Anordnung und Verordnung tritt am 1. Juli 2012 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Th üringer Verordnung zur Durch-
führung des Polizeiorganisationsgesetzes vom 22. Dezem-
ber 1997 (GVBl. 1998 S. 5), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 13. November 2008 (GVBl. S. 438), außer Kraft.

Erfurt, den 13. Juni 2012

Die Landesregierung

Die Ministerpräsidentin  Der Innenminister

Ch. Lieberknecht   Jörg Geibert
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